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5 Von der »Lust am Untergang« 
berichtet der Verfasser dieses 

Beitrags, den wir der besonderen 
Aktualität wegen an die Spitze dieses 
Quartalsheftes stellen. Mit Staatsse­
kretär Würzbach sagt der Verfasser: 
»Realistisch betrachtet besteht Anlaß 
zu Mut und Zuversicht. Wir dürfen 
uns ... weder rational noch gefühls­
mäßig in die Irre leiten lassen.« Dr. 
Helmut Berndt stellt fest: »Von 
einem Atomkrieg kann keine Rede 
seIn.« 
Der Weltuntergang findet nicht 
statt 

1 0 Zwei Experten der zivilen 
Verteidigung, Dr. ]. A. 

Schmelzer und K. Schneider, unter­
suchen die atomaren Waffenverhält­
nisse Nato :Warschauer Pakt. Sie 
kommen zu dem Schluß in Überein­
stimmung mit Prof. Dr. earl Fried­
rich von Weizsäcker: Es handelt sich 
darum, seit Jahrzehnten Versäumtes 
rasch, maßvoll, entschlossen und 
ohne Panik nachzuholen: 
Zivilschutz, Glaube und Wirklich­
keit 

14 Für den Menschen, der nicht 
den Krieg bei einem Massen­

anfall von Verletzten, Schwerver­
letzten und Kranken erlebt hat, ist 
die Vorstellung nicht denkbar, daß 
diese Patienten »sortiert« werden 
müssen, wenn ein Massenanfall dies 
erfordert. Dr. Julius Nagy vermittelt 
uns seine unkonventionellen Gedan­
ken zur Patientensortierung im Ka­
tastrophenfall : 
Die Triage 

20 Die unbemannte Raumsonde 
Giotto soll im Sommer 1985 

zum Kometen Halley starten. Das 
Dornier-System wurde vom Max­
Planck-Institut für Kernphysik in 
Heidelberg mit der Entwicklung und 
dem Bau beauftragt: 
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Massenspektrometer-Experimente 
für die europäische Raumsonde 
Giotto 

23 Die vielgenannten atomwaf-
fenfreien Zonen, hier und da 

begrenzt auf Eigenheim nebst Gar­
ten, sind deshalb u. a. völlig irreali­
stisch, weil die radioaktive Strahlung 
vor Ländergrenzen nicht haltmacht. 
Deshalb, so meint Suruival, müssen 
wIr 
Mit dem Risiko leben 

26 Zivilverteidigung ist nicht nur 
Selbstschutz, Zivilschutz, 

Schutzraumbau. Um eine Nation le­
bensfähig zu erhalten, braucht sie 
auch, wie Charles Parisod aus der 
Schweiz berichtet: 
Wirtschaftliche Landesverteidi-
gung 

29 Seltsam : Wenn ein Problem 
inhaltlich nicht recht bekannt 

und durchschaubar ist, fällt es leicht, 
landläufig Meinungen aufzustellen, 
die unrichtig sind, die aber kaum 
berichtigt werden, auch nicht von 
jenen, die es besser wissen müssen. 
Horst Meineke fragt deshalb: 
Ist Kernkraft doch ein besonderer 
Saft? 

33 In den weiten Bereich der öf­
fentlichen Irreführung gehört 

auch das Problem der Endlagerung. 

Deshalb hier Eugen Sauter: 
Behandlung radioaktiver Abfälle 
für die Endlagerung 

40 Über alternative Energiequel-
len wird viel geredet, ge­

schrieben, gestritten. Horst Meineke 
schildert: 
Kraft aus Sonne, Wind und Wellen 

44 Das Bundesverkehrsministe-
rium hat Untersuchungen 

veranlaßt, die die Umweltaspekte 
wirkungsvoller in die Verkehrspla­
nung einbeziehen. Uns erscheint 
diese Problematik berichtenswert: 
Verkehrsplanung und Umwelt­
schutz 

46 Es liest sich fast wie ein Mär-
ehen: In allen nordischen 

Ländern ist der Zivilschutz eine ge­
setzlich vorgeschriebene Tätigkeit: 
Schutzraum gesetzlich vorge­
schrieben 

47 Unsicherheiten und Un-
kenntnis sind vielfach der 

Grund, daß mancher Schutzbauwil­
lige vorzeitig »das Handtuch wirft«, 
bevor ein Förderungsverfahren ein­
geleitet ist. Dipl.-Ing. Michael C. 
Turley schildert deshalb eingehend : 
Verfahren bei der Förderung von 
Hausschutzräumen 

55 Bautechnische Grundsätze 
vermittelt Dipl. -Ing. Otto 

Schaible seit Bestehen dieser Fach­
zeitschrift. Heute fährt er fort mit: 
Neue Bautechnische Grundsätze 
für Große Hausschutzräume des 
Grundschutzes, Teil II 

61 Spektrum 

Das Titelfoto stellt uns dpa zur Ver­
fügung ; es zeigt die Explosion einer 
französischen Atombombe auf dem 
M ururoa-Atoll. 
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Editorial 
Wieder ein Modewort, ein vielgebrauchtes, inzwischen 
schon abgenutzt wie ein Messing-Türklopfer, der zu oft in 
die Hand genommen worden war. 

Das Modewort heißt "Zukunftsangst«, noch öfter in der 
Pluralform als »Zukunftsängste« gebraucht, mißbraucht. 
Sehen wir von der sprachlichen U nform ab, denn das U nge­
tüm ist nichts als ein »weißer Schimmel«; Angst ist immer 
auf Gegenwart und Zukunft gerichtet, niemals nach rück­
wäns in die Vergangenheit. Dann bleibt uns die Frage: 
Warum entsteht dieser Falschbegriff, wer brachte ihn in 
Gebrauch? 

Das ist recht einfach zu beantworten: jene, die uns Angst 
machen wollen, auch wenn wir solche noch gar nicht hatten, 
zumindest nicht solche, die wir nach außen in die Öffent­
lichkeit tragen. 

Jeder von uns hat einmal Angst\ mit Sicherheit jedoch nicht 
grundsätzHch und andauernd und schon gar nicht als 
»Zukunftsängste«, so schaurig-schwammig. 

Ich habe den Eindruck, daß mit diesem Modewort nichts 
anderes erzeugt werden soll als tatsächliche Angst. Und da 
sind wir beim Kern. Warum wurde dieses Modewort 
geschaffen? Um uns Ängste zu suggerieren, "Zukunftsäng­
ste<t, beispielsweise wegen eines drohenden Atomkriegs, 
wegen einer Kernenergie-Katastrophe, wegen eines konven­
tionellen Krieges usw. - Motive gibt es reichlich in der 
Vorstellung jener Menschen, die uns ihre tatsächlichen oder 
erlogenen "Zukunftsängste« aufzwingen wollen. 

Also ist auch dieses Modewort »Zukunftsängste«, die es gar 
nicht gibt, eine zweckvolle Schöpfung im Sinne psychologi­
scher Kriegführung! 

Das Wort klingt so feierlich, es wirkt geradezu ergreifend. 
Es gibt jenen vielen Menschen, die es als Überschrift ihres 
Gedankenaustausches mit anderen Menschen benutzen und 
als Standarte vor sich hertragen, das große Gefühl der 
Überlegenheit. 

Nein, Schluß mit dem Menetekel drohender ),Zukunftsäng­
ste., denn es gibt kein echtes, nachweisbares Motiv dafür, 
daß wir den "Zukunftsängsten« erliegen müßten. 

Schluß damit, wir setzen Hoffnung und Glauben und Reali­
tätssinn dagegen. 

Rolf Osang 
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Schon oft ist im Fernsehen der »Atom­
blitz« gezeigt worden, die Todeswolke, 
die himmelwärts steigt und sich in eini­
gen hundert oder tausend Meter Höhe 
gespenstisch verbreitert. Es sind Auf­
nahmen von Versuchsexplosionen oder 
vom Abwurf der beiden Nuklearbom­
ben auf Japan, die das Ende des Zweiten 
Weltkrieges in Fernost herbeiführten. 

Beobachter haben diese Bilder, nach­
dem sie schon oft über den Bildschirm 
gelaufen waren, eher gelassen zur 
Kenntnis genommen. Völlig anders war 
die Reaktion, als in diesen Wochen in 
den USA der Film »Am Tag danach« 
gezeigt wurde. Über 83 Millionen Ame­
rikaner sahen Bilder von der gnadenlo­
sen Zerstörung der US-Stadt Kansas­
City. Die Hölle war los. Bei diesem 
Inferno, so hieß es, würden in Amerika 
20 % der Bürger umkommen, weitere 
Millionen würden schwere und schwer­
ste Schäden erleiden. 

Die Bürger der USA, die einen Krieg in 
diesem Jahrhundert nur in weit entfern­
ten Ländern kennengelernt hatten, wa­
ren erschüttert. Der Holocaust im eige­
nen Land! Das war nicht nur ein 
»Schocker«, das war der »Super­
schocker«! 

Doch nicht nur die Amerikaner waren 
entsetzt, auch Kinogänger in anderen 
Ländern, in denen der Film anschlie­
ßend lief. Um einer unerwünschten 
Wirkung in der Bundesrepublik entge­
genzusteuern, wandte sich das Verteidi­
gungsministerium in Bonn an die Öf­
fentlichkeit . Der Parlamentarische 
Staatssekretär Würzbach schrieb: »Der 
Film soll nicht in erster Linie das Ge­
wissen ansprechen, sondern er will die 
Angst der Menschen verstärken. Solche 
Absicht lehne ich ab. Trotz der schreck­
lichen Fi lm-Eindrücke: Realistisch be­
trachtet besteht Anlaß zu Mut und Zu­
versicht. Wir dürfen uns durch einen 
,Spielfilm' weder rational noch gefühls­
mäßig in die Irre leiten lassen. « 

Die amerikanische Gesellschaft, die den 
Film herstellen ließ, hat sich allerdings 
in ihren Erwartungen nicht getäuscht 
gesehen. Die Rechnung stimmt; die 
Filmbosse haben ja den Streifen nicht 
aus ethisch-moralischen Gründen insze­
niert. Es ging ihnen weniger um eine 
Warnung, sondern um den Erfolg, den 
finanziellen Erfolg. Dieser ist hunder­
prozentig zu verbuchen. 

Es sollte jedoch nicht vergessen werden, 
daß jeder Film, so realistisch er auch 

gemacht wird, nur unvollkommen den 
Nuklearkrieg zu schildern vermag. Der 
atomare Holocaust wäre schlimmer, viel 
schlimmer, als jede Darstellung ihn zei­
gen könnte . 

Der Nuklearkrieg ist unvorstellbar. 

Er wäre die Apokalypse. 

Vorstellung vom Weitende 
in vielen Religionen und den 
meisten Kulturkreisen 

In der Apokalypse des Johannes steht: 
» . . . Und der Engel nahm das Räucher­
faß und füllte es mit Feuer und schüttete 
es auf die Erde; und der dritte Teil der 
Erde verbrannte . . . Und die Menschen 
wurden versengt von der großen Hitze, 
und das Meer ward wie das Blut eines 
Toten, und alle lebendigen Wesen im 
Meer starben ... viele Menschen star­
ben von den Wassern, denn das Wasser 
war bitter geworden . . . andere litten 
monatelang Qualen, wie von Skorpio­
nen, wenn sie Menschen stechen .. . 
Und die Menschen werden den Tod su­
chen und begehren zu sterben ... Weh, 
weh, weh, denen, die auf Erden 
wohnen.« 
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Weltuntergang? 

Die Bibel berichtet auch von der Sint­
flut, in der die Menschheit unterging bis 
auf wenige Auserwählte. 

Doch nicht nur die Bibel spricht von 
solchen Geschehen. Die Vorstellung 
vom Weltende gibt es in vielen Religio­
nen. In der germanischen Mythologie 
werden sog~r die Götter im Ragnarök 
vernichtet. Ahnliehe Bilder beherrschen 
die Religionen Mittelamerikas. 

Der Gedanke vom Ende der Welt er­
scheint den Menschen angeboren. Die 
Vorstellung von einer großen Katastro­
phe, die Vernichtung aller Lebewesen, 
findet sich in den meisten Kulturkreisen 
und wird in bestimmten Epochen be­
sonders virulent. 

So wurde im Jahr 1000 in Europa der 
Weltuntergang mit Bestimmtheit erwar­
tet - und noch mehrere Male nach die­
sem Zeitpunkt. Am Ende d"ieses Jahr­
hunderts h~~ die Weltangst aber eine 
besondere Uberzeugungskraft gewon­
nen. Es hat sich ein enormer Konflikt­
stoff zwischen West und Ost angesam­
melt. Die Waffen von heute sind mit 
jenen der Vergangenheit nicht mehr ver­
gleichbar. Ihre tödliche Wirkung ist ver­
hundertfacht oder vertausendfacht. 

Entsprechend groß ist die Furcht. Die 
durch die Jahrhunderte zu verfolgende 
Weltangst hat sich vervielfacht. 

Von der Lust 
am Untergang 

Der Schriftsteller Friedrich Sie burg hat 
das Phänomen eindringlich schon in den 
fünfziger Jahren behandelt. 

In seinem Buch ,.Die Lust am Unter­
gang« schrieb er, die Weltuntergangs­
stimmung gehöre zu den Lieblingsbe­
schäftigungen des Menschen von heute, 
sei es in Form von Philosophie, im Ge­
spräch oder im Kommentieren von Zei­
tungsnachrichten. Niemand habe das 
Recht, vor den Drohungen, die uns um­
gäben, die Augen zu schließen. Aber 
selbst wenn es jemand wollte, würde es 
ihm kaum gelingen. Die Geschwätzig­
keit der westlichen Welt sorge schon 
dafür, daß jede Untergangsmöglichkeit 
ausgemalt werde. Man versichert uns, 
daß wir dem Untergang geweiht seien: 

» W 0 einst Paris stand, da wird eine mit 
Kratern übersäte Steppe sein, über die 
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ein letzter Soldat unbekannter Nationa­
lität unter einer schnauzenförmigen 
Maske dahinirrt. Es ist eine Lust unter­
zugehen. Die apokalyptischen Geduld­
spiele, von denen hier die Rede ist, sind 
ja nicht nur auf Deutsche beschränkt, 
denen das Gefühl, daß ,nichts zu ma­
chen ist', allenfalls noch nachzusehen 
wäre. Die ganze Welt gibt sich ihnen hin 
und wendet viel Kunst daran, das 
Nichts, in das die Reise gehen soll, mit 
Farbe, Figuren und sonstigen Details 
auszugestalten.« 

Ironisch merkt Sieburg an: »Man muß 
auch eine Sache, von der man nichts 
weiß, zu Ende denken können. Nie­
mand soll uns vorwerfen, daß wir des­
sen nicht fähig seien. Es soll uns nicht 
noch einmal passieren, daß wir der ent­
scheidenden Weltenstunde nicht gewahr 
werden. Wer keine Lust hat, in den Tag 
hineinzuleben, der versäume nicht, laut 
zu bekennen, daß er sich am Wende­
punkt fühlt. Daß mir ja niemand zum 
Jüngsten Gericht zu spät kommt!« 

Schließlich meint Sieburg, und er 
kommt damit den aktuellen Ereignissen 
in den USA nahe: »Die Amerikaner ma­
chen fleißig mit, sie wollen nicht hinter 
uns zurückstehen, und was wäre Frei­
heit, wenn sie nicht auch die Freiheit des 
Menschen, sich zu schaden, einschlösse. 
Sie treiben es freilich auf ihre Art, an der 
ein jeder auf seine Art teilhaben soll, 
auch wenn er keine apokalytische Bil­
dung besitzt. Der ,scientific thriller', 
der wissenschaftliche Reißer, beginnt 
bei ihnen dem Kriminalroman den Bo­
den streitig zu machen. Es ist eine Art 
Raketenliteratur, billig in buntem Um­
schlag, in dem sich die schönsten Welt­
untergänge durch die neuesten wissen­
schaftlichen Kampfmittel verbergen. Sie 
ist, im Schaukelstuhl, die letzte Anlei­
tung, wie man sich im entscheidenden 
Augenblick zu verhalten hat. Alles ist 
ganz einfach, denn niemand ist mehr da, 
außer natürlich dem Sieger, der, von 
Osten kommend, vorsichtig mit dem 
Geigerzähler das verstummte Trümmer­
feld betritt. Denn die ganze Lektüre 
würde niemandem Spaß machen, wenn 
in ihr die freie Welt nicht der wissen­
schaftlichen Überlegenheit des totalitä­
ren Angreifers ständig unterläge. Man 
hat inzwischen gelernt, was für eine 
mühsame und langweilige Sache das Sie­
gen ist, und versucht es nun einmal mit 
dem Untergehen. « 

Vom Zukunftskrieg mit 
Vorstellungen außerhalb 
der Realität 

Der Zukunftskrieg hat nicht zuletzt bei 
ehemaligen Militärs Niederschlag ge­
funden. Aufsehen hat dabei ein Buch 
von General a. D . John Hackett erregt, 
dem ehemaligen Oberbefehlshaber der 
Heeresgruppe Nord der NATO und 
Oberkommandierender der britischen 
Rheinarmee. Sein Buch »Der Dritte 
Weltkrieg«, das 1978 herauskam, ist be­
achtet worden und wurde zum Bestsel­
ler. Durch den Erfolg ermuntert und 
wohl von seinem Verleger angetrieben, 
folgte jetzt ein zweites Buch »Welt in 
Flammen / Der dritte Weltkrieg«. 

Der Agressor ist in beiden Büchern die 
Sowjetunion, Sieger ist der Westen. Die 
Folgen des Krieges sind jedoch unüber­
sehbar. Die Bundesrepublik und die 
DDR sowie andere Teile von West- und 
Mitteleuropa und Gebiete in Osteuropa 
werden verwüstet. 

Das Buch entspricht den Vorstellungen 
mancher Militärs . Planspiele, wie sie in 
der westlichen Allianz geübt werden, 
sind in das Werk eingeflossen. Dabei 
haben dem Autor einige hohe Offiziere 
zur Seite gestanden. Hintergrundmate­
rial zu dem Buch haben ferner beige­
steuert Victor Suvorov, ein früherer Of­
fizier der Roten Armee, sowie Wladimir 
Bukowsky, einer der bekanntesten rus­
sischen Dissidenten. Diese beiden ehe­
maligen Sowjetmenschen haben dem 
Verfasser manche Interna übermittelt, 
aber sie sind anfechtbar. Sie unterliegen 
- wie es bei Emigranten der Fall ist -
einem Wunschdenken. 

Der Untergang des sowjetischen Impe­
riums würde nicht so erfolgen, wie ge­
schildert. Hackett sieht das Ende fol­
gendermaßen: Nachdem es zum West­
Ost-Krieg gekommen ist und der Osten 
beträchtliche Anfangserfolge zu ver­
zeichnen hat, werden die erstrebten Zie­
le aber nicht rechtzeitig erreicht. Dar­
aufhin entschließt sich das Politbüro für 
einen atomaren Warn schuß auf Bir­
mingham. Als Antwort vernichten Bri­
ten und Amerikaner die Stadt Minsk in 
der UdSSR. Aufgrund der fürchterli­
chen Wirkung der atomaren Waffe ste­
hen die Massen in Rußland auf und 
befreien sich von ihren Unterdrückern. 



Das sind Vorstellungen außerhalb der 
Realität. So würden die Dinge nicht ab­
laufen. Wenn die Sowjetunion militä­
risch hart bedrängt wäre, würden die 
Menschen wie im Zweiten Weltkrieg 
verbissen weiterkämpfen. Es wären 
wohl im Vorfeld, zum Beispiel in Polen, 
der Tschechoslowakei, auch in der 
DDR, Unruhen wahrscheinlich. Sie 
würden aber nicht zu einem allgemeinen 
Aufstand in der UdSSR führen. Es käme 
dazu nicht, weil fast alle Führenden und 
Leitenden derart in das System einge­
bunden sind, daß sie das größte Interes­
se daran haben, den bestehenden Zu­
stand aufrechtzuerhalten. 

So führt das Buch in die Irre. Atomwaf­
fen sind immer noch politische Waffen. 
Wer an den wirklichen Einsatz glaubt 
und meint, der Nuklearkrieg ließe sich 
begrenzen, geht einen bedenklichen 
Weg. Was geschähe, wenn es zur ato­
maren Auseinandersetzung käme, kann 
niemand berechnen. 

Der Friedensforscher Alfred Mechters­
heimer, dessen Stellungnahme dem 
Buch beiliegt, hat in diesem Fall recht, 
wenn er sagt, das Buch sei ein nützliches 
Ärgernis. 

Verdrängte Ratio führt zur 
totalen Emotion 

Ein echtes Ärgernis ist die Veröffent­
lichung .. Endeffagebuch aus dem 
3. Weltkrieg« von Anton Andreas Gu­
ha. Nach dieser Darstellung steht der 
Weltuntergang unmittelbar bevor. Nach 
Meinung des Autors ist es so gut wie 
ausgeschlossen, daß die atomare Ab­
schreckung auf Dauer den Nicht-Krieg 
sichert. Niemand könne garantieren, 
daß keine Panne bei den Kernwaffen 
unterlaufe. 

Und so sieht Guha das Vorspiel zum 
Untergang: »Die Friedensbewegung 
war die letzte Chance. Die Bevölkerung 
will Frieden um jeden Preis. Sie hält 
nichts von Wehrbereitschaft. Über 1000 
Demonstranten wurden vor 36 Militär­
einrichtungen erschossen. Mit den 
Gastarbeitern setzten sich die oberen 
Zehntausend ab. Auch die Creme der 
Großverleger sucht das Weite. Ein Ra­
ketentreffer auf den Atomreaktor von 
Biblis würde die Umgebung auf Tausen­
de Quadratkilometer in ein Leichenhaus 
verwandeln. Darum flüchten fast ganz 
Südhessen und das nördliche Baden ... « 

Und so sieht nach Guha der Hauptakt 
aus: "Die ersten Atombomben sind ge­
fallen. Letzter Akt des Dramas Mensch­
heit. Die Sowjetunion hat die Pershing­
und Cruise-Missile-Stellungen in der 
Bundesrepublik angegriffen. Alarm in 
ganz Europa. 450 Millionen Menschen 
zittern um ihr Leben. 50 Atomspreng­
köpfe sind detoniert, die Landschaft ist 
ein Flammenmeer. Ein elektromagneti­
scher Puls hat die nicht gehärtete Elek­
tronik der Kraftwerke zerstört. Neue 
Atombomben. Deutschland versinkt. 
Nach Schätzungen des NATO-Ober­
kommandos explodieren etwa 2000 nu­
kleare Sprengköpfe auf westdeutschem 
Gebiet. Es geht eigentlich nicht mehr 
darum, den Feind zu vernichten. Es gibt 
nur noch die geheime Lust, diesen 
Planeten in Stücke zu schlagen. Die 
Wollust, über totale Zerstörungsinstru­
mente zu verfügen. Der Atomkrieg 
wird die Naturgeschichte um Hunderte 
von Jahrmillionen zurückwerfen ... « 

Der Verlag meint, die in dem Tagebuch 
dargestellten Konsequenzen seien wis­
senschaftlich abgesichert. Es lohnt 
kaum, dazu Stellung zu nehmen. Schrei­
ben kann natürlich bei uns jeder, was er 
will. In heutiger Situation haben aber 
Auslassungen, die die Angst zu höchster 
Form auflassen lassen, besondere Be­
deutung. Mit Hilfe der Massenmedien, 
die auch gern Hinweise auf den Weltun­
tergang geben, wird eine Stimmung er­
zeugt, die die Ratio verdrängt und zur 
totalen Emotion führt. 

Während das Buch von Guha relativ 
wenig beachtet wird, hat ein anderes 
Furore gemacht, das 117seitige Ta­
schenbuch von Franz Alt »Frieden ist 
möglich I Die Politik der Bergpredigt«. 
Alt ist Mitglied der CDU, im Fernsehen 
hat er sich einen Namen gemacht. Seine 
Ausführungen sind stark christlich un­
termauert. 

Doch schon der Untertitel ist fragwür­
dig. Stellt die Bergpredigt tatsächlich 
Politik dar? Hat Christus seine Rede 
politisch aufgebaut, wollte er Richt­
linien geben für zwischenstaatliche Be­
ziehungen? Oder sind es nur einige 
Menschen unserer Zeit, die das in die 
Bergpredigt hineinlegen? 

Weltuntergang? 

Politiker wollen die Berg­
predigt nur religiös gewer­
tet wissen 

Was steht in der Bergpredigt, so wie sie 
uns im Matthäus-Evangelium überlie­
fert ist? 

In der Bergpredigt ist die Rede von den 
Seligpreisungen, vom Salz der Erde, 
vom Gesetz und den Propheten, vom 
Ehebruch, vom Schwören, von Almo­
sen, vom Beten, vom Fasten, von der 
falschen und der rechten Sorge, von der 
Entweihung des Heiligen, vom Vertrau­
en beim Beten, vom Haus auf dem Fel­
sen. Außerdem ist die Rede vom Töten 
und der Versöhnung, von der Vergel­
tung, von den falschen Propheten, von 
der Liebe zu den Feinden. Allenfalls ist 
aus den letzten Abschnitten etwas 
"Politisches« herauszulesen. Dabei geht 
es dann um folgende Sätze: 

• Leistet dem, der euch etwas Böses 
antut, keinen Widerstand, sondern wenn 
dich einer auf die rechte Wange schlägt, 
dann haLt ihm auch die andere hin. Und 
wenn dich einer vor Gericht bringen 
wiLL, um dir auch das Hemd wegzuneh­
men, dann laß ihm auch den ManteL. 

• Ihr habt gehört, daß gesagt worden 
ist: Du sollst deinen Nächsten Lieben und 
deinen Feind hassen. Ich aber sage euch: 
Liebet eure Feinde und betet für die, die 
euch ver/aLgen, damit ihr Söhne eures 
Vaters im HimmeL werdet; denn er läßt 
seine Sonne aufgehen über Bösen und 
Guten, und er läßt regnen über Gerech­
te und Ungerechte. 

• Richtet nicht, damit ihr nicht gerich­
tet werdet! Denn wie ihr richtet, so wer­
det ihr gerichtet werden, und nach dem 
Maß, mit dem ihr meßt und zuteiLt, 
wird euch zugeteiLt werden. Warum 
siehst du den SpLitter im Auge deines 
Bruders, aber den BaLken in deinem Au­
ge bemerkst du nicht. 

• Geht durch das enge Tor! Denn das 
Tor ist weit, das ins Verderben führt, 
und der Weg dahin ist breit, und vieLe 
gehen auf ihm. Aber das Tor, das zum 
Leben führt, ist eng, und der Weg dahin 
ist schmaL. 

• Hütet euch vor faLschen Propheten; 
sie kommen zu euch wie Schafe, in 
WirkLichkeit aber sind sie reißende 
Wölfe. 
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Weltuntergang? 

Sind das politische Aussagen? 

Es sind moralisch-ethische Maximen, 
religiöse Kernsätze, wie sie ähnlich auch 
in anderen Religionen zu finden sind. 

Kann danach Politik gestaltet werden? 
Wer nach diesen Grundsätzen wirklich 
einen Staat leiten will, scheitert. 

Aber muß nicht eine Seite mit einer 
neuen Politik beginnen? 

Doch finge der Westen an, die religiösen 
Grundsätze politisch zu beherzigen, so 
könnte er nicht erwarten, daß die athei­
stischen Sowjets auch ihrerseits diese 
Thesen befolgten. Der Kreml würde 
vielmehr in das entstehende Sicherheits­
Vakuum vorstoßen, in die militärisch 
dann offenliegenden Regionen. Die So­
wjets würden dem Westen ihr Regime 
aufzwingen, die Diktatur und die Un­
freiheit, zumindest wäre die Finnlandi­
sierung zu erwarten. 

Politiker wollen jedenfalls die Bergpre­
digt nur religiös gewertet wissen. »Mit 
der Bergpredigt«, so Otto von Bis­
marck, »kann man nicht regieren «. Das 
ist auch die Meinung von Helmut 
Schmidt und die von Bundespräsident 
Carstens. Der ehemalige Verteidigungs­
minister Hans Apel, der selbst über­
zeugter Christ ist, sagt: »Die Bergpre­
digt ist in ihrer Totalität nur für Bettel­
mönche praktizierbar«. 

Autor Franz Alt bleibt dennoch bei sei­
ner Ansicht. Einige seiner Kernsätze 
lauten: 

»Es kommt alles darauf an, daß einer 
anfängt aufzuhören. Wer ist der Klüge­
re? Der These, die Sowjetunion zwinge 
uns durch permanente atomare Aufrü­
stung zur Nachrüstung, ist die Frage 
entgegenzusetzen: Für wie lange will 
der Westen seine Handlungsfreiheit an 
die Sowjetunion abtreten? Übernimmt 
nicht vielmehr der das Gesetz des Han­
delns, der anfängt aufzuhören? 

Spätestens jetzt müssen wir die Bergpre­
digt beherzigen. Wir müssen umkehren 
kurz vor dem Sturz in den Abgrund. 
Die Bergpredigt denkt Politik von An­
fang an und zu Ende. Die Bergpredigt 
fordert, immer auch an die Folgen des 
politischen Tuns, an die Folgen der 
Nachrüstung, zu denken. Die Bergpre­
digt stellt heute die Alternative: Gott 
oder die Bombe? Woher wissen denn 
die Politiker, daß man mit der Bergpre­
digt nicht regieren kann, wenn sie es 
nicht versuchen?« 
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Wenn die Menschheit nicht grundsätz­
lich umdenkt und sich ändert, ist ihr 
nach der Meinung von Alt der Atomtod 
gewiß. 

Das Buch von Franz Alt ist kein großer 
Wurf. Einer realistischen Betrachtung -
dies ist die Grundlage jeder Politik -
hält es nicht stand. Um so erstaunlicher, 
daß das Buch in kurzer Zeit eine Aufla­
ge sondersgleichen erlebt hat. Die Ver­
öffentlichung geht schon auf die Millio­
nenzahl zu. Das ist das eigentliche Phä­
nomen. 

Der Schlüssel für diesen überraschenden 
Tatbestand liegt darin, daß breite Teile 
der Öffentlichkeit einer Unruhe, Angst 
und Furcht unterliegen. Sie sind durch 
vielerlei Informationen total verunsi­
chert. Alt gibt ihnen aber Hoffnung. 
»Befolgt die Bergpredigt«, sagt er. 
"Dann ist Frieden möglich!« 

Die Angstverbreitung wird 
als Waffe benutzt 

Ist nur der Westen von der großen 
Angst befallen? 

Nein. Furcht besteht auch im Osten, 
besonders im Vorfeld der UdSSR. Seit 
in der DDR und der Tschechoslowakei 
ebenfalls Raketen aufgestellt worden 
sind, ist die Angst noch gewachsen. 
Auch in der Sowjetunion herrscht Un­
ruhe. Die Menschen erinnern sich der 
Ereignisse des letzten Krieges und wis­
sen, daß in einer neuerlichen militäri­
schen Auseinandersetzung noch weit 
größere Zerstörung angerichtet würde. 

Hat auch die sowjetische Führung 
Angst? 

Die Frage ist zu verneinen. Die führen­
den Personen der UdSSR sind auf dem 
Weg zur Macht durch so viele Tiefen 
gegangen, Widerstände, Intrigen und 
Grausamkeiten, daß für sie diese Begrif­
fe nicht zutreffen . 

Wohl haben sie Besorgnisse. Man erin­
nert sich, wie in den vierziger Jahren 
deutsche Panzerverbände, die den so­
wjetischen zahlenmäßig weit unterlegen 
waren, so weit vorstießen, daß die Lage 
in der UdSSR überaus kritisch wurde. 
Auch ist der Erste Weltkrieg nicht ver­
gessen, in dem Rußland gezwungen 
worden war, in Brest-Litowsk einen de­
mütigenden Friedensvertrag zu unter­
zeichnen. Ferner erinnert man sich Na-

poleons , wenngleich seine Invasion über 
150 Jahre zurückliegt. 

Stalin wollte all solchen Bedrohungen 
ein für allemal ein Ende bereiten und 
nach dem gewonnenen Zweiten Welt­
krieg jeder künftigen Invasion den Bo­
den entziehen. Er unternahm einen Ge­
waltakt. So wurden nach dem Krieg an­
nektiert: Teile von Finnland, Estland, 
Lettland, Litauen, ein Tei l Ostpreu­
ßens, ein Teil Polens, ein Teil der 
Tschechoslowakei, ein Teil Rumäniens . 
Unter die Kontrolle der UdSSR gerieten 
Bulgarien, Rumänien, Polen, Ungarn, 
die DDR, die Tschechoslowakei und 
Albanien. Insgesamt sind dies über 100 
Millionen Menschen und ein Territo­
rium von 1,5 Mil!. qkm. 

Doch es zeigte sich, daß die Beherr­
schung so großer Gebiete mit erheb­
lichen Risiken verbunden ist. Die Auf­
stände in der DDR, Ungarn, der Tsche­
choslowakei und Polen sind kein Zufall 
gewesen, sie waren vorprogrammiert. 
Die unterdrückten Völker wollen unab­
hängig sein. Und so lange westlich des 
Eisernen Vorhangs in Europa Staaten 
bestehen, die ihr Schicksal frei bestim­
men und auch noch einen hohen Le­
bensstandard haben, so lange ist das 
Glacis der Sowjetunion gefährdet. 

Darum versucht Moskau seit über 
30 Jahren, Westeuropa zur Geisel seiner 
überlegenen Stärke zu machen. Der 
Kreml will Westeuropa nicht das gleiche 
Maß an Sicherheit zugestehen, das er für 
sich selbst fordert. Solche Sicherheit will 
die UdSSR bestenfalls den USA zuge­
stehen. Um Europa niederzuhalten, ist 
der Kreml darauf aus, die Verbindung 
zwischen Europa und Amerika zu tren­
nen . Gelänge dies, dann stünde Europa 
Rußland allein gegenüber, die Vorherr­
schaft Moskaus gegenüber dem Rest 
Europas wäre wahrschein lich. Besäße 
der Kreml solche Hegemonie, wäre die 
»Kriegsbeute« endlich total abgesichert. 
Um solchen Zustand zu erreichen, wur­
den u. a. die SS-20-Raketen installiert. 
Sie bedrohen nicht Amerika, wohl aber 
Europa; sie sollen Westeuropa von den 
USA abkoppeln. 

Dieser Raketenaufmarsch mit den dar­
auf folgenden Reaktionen hat zu der 
elementaren Unsicherheit in der Welt 
geführt - mit öffentlichen Diskussio­
nen, Friedensmärschen und einer aufge­
peitschten Emotion. Furcht hat sich 



ausgebreitet, Angst, die zum Teil von 
den Sowjets geschürt worden ist, um die 
Abwehr zu schwächen. Die Angstver­
breitung wird als Waffe benutzt; doch 
die Angst hat schließlich auch die Bevöl­
kerung der Sowjetunion erfaßt. 

Seide Seiten wollen etwas 
sichern und nichts verlieren 

Die UdSSR will keinen Krieg. Das Risi­
ko wäre unkalkulierbar. In einem nu­
klearen Krieg würde die Sowjetunion 
alles verlieren, was sie gewonnen hat. 

Auch der Westen will keinen Krieg. 
Hätte Amerika je die Absicht gehabt, 
Rußland niederzuringen, so hätte Wa­
shington, als es noch die nukleare Über­
legenheit besaß, die UdSSR in die Knie 
zwingen können . Die USA wollen aller­
dings nicht die Nummer zwei in der 

W ie wir bereits in der ZIVILVER­
TEIDIGUNG, Ausgabe IV/83, ankün­
d igten , feierte das Bonner Bundesamt 
für Zivilschutz am 5. Dezember das 
25jährige Jubiläum. Unter Anwesenheit 
höchster Amtsträger und einiger hun­
dert Gäste wurde der Festakt in der 
Stadthalle Bad Godesberg gefeiert. 

Bundespräsident Karl Carstens über­
brachte G lückwünsche, und diese nicht 
nur in seinem eigenen Namen, sondern 
ausdrücklich im Namen aller Bürger un­
seres Landes. Aus der Rede des Bundes­
präsidenten folgendes Zitat: 

»Hier zeigt sich die Bereitschaft, per­
sönliche Opfer für das Gemeinwohl zu 
bringen. Hier herrscht nicht die Hal­
tung vor, was kann dieses Land, was 
kann dieser Staat noch mehr für mich 
tun, sondern die umgekehrte Haltung, 
was kann ich noch mehr für diesen Staat 
und für dieses Land tun. Und die Bür­
ger, die so fragen, insbesondere die jun­
gen Bürger, sie tragen unsere Zukunft.« 

»Ein junger Mensch, der nach seinem 
Sinn für sein Leben sucht, ist gut bera­
ten, wenn er in einer dieser Organisatio­
nen mithilft, und er wird ein beglücken­
des Gefühl darüber empfinden.« 

Der Bundesminister des Innern, Fried­
rich Zimmermann, überbrachte als 
Dienstherr seine Glückwünsche und 
schloß seine würdige Rede mit den 
Worten: » . .. Wenn wir alle in unserem 
Engagement zum Einsatz für den Zivil-

Welt werden. (Second to none!) Die 
Vereinigten Staaten verlören ihre Posi­
tion , wenn ihr Vorfeld, Westeuropa, 
unter russische Dominanz geriete. 

Bei dem erbitterten Ringen zwischen 
West und Ost werden keine Atomwaf­
fen eingesetzt. Beide Seiten wollen et­
was sichern und nichts verlieren. Und 
die Politiker in Washington und Mos­
kau wissen besser als die aufgescheuchte 
Öffentlichkeit, was ein atomarer Krieg 
bedeutet. 

Es wird in Europa zu keiner militäri­
schen Auseinandersetzung kommen, 
auch zu keiner konventionellen . Der 
Westen greift nicht an, und den östli­
chen Militärs ist bewußt, daß ein solcher 
Krieg höchstens Anfangserfolge bringen 
würde, aber keinen Sieg. 

Die Militärsysteme im Westen und im 
Osten halten sich die Waage. 

Festakt 
25 Jahre 

Bundesamt für 
Zivilschutz 

schutz nicht nachlassen, wird es uns 
gelingen, auch die Aufgaben in der Zu­
kunft zu bewältigen. « 

Der Bundesinnenminister hatte vorher 
über die Notwendigkeit, den Vorstel­
lungen eines Atomkrieges entschieden 
entgegenzutreten, deutlich hingewiesen: 
»Wir alle sind überzeugt, daß es uns 
durch unsere Maßnahmen der Vorberei­
tung und Vorsorge, durch unsere Poli­
tik des Bündnisses und der Abschrek­
kung gelingt, den Frieden zu erhalten. -
Wir müssen zu einer realistischen Ein­
schätzung von Gefahren beitragen und 
irrige Vorstellungen und Wunschden­
ken durch Wissen ersetzen. « 

Als Vertreter der Länderinnenminister 
und -senatoren sprach Staatsminister 
Herbert Günther. Er nannte das J ubi­
läum »einen großen Bahnhof zu einem 
Silberjubiläum«. Günther betonte u. a. 
die vorzügliche Kooperation zwischen 
dem Bundesamt und den Landesmini­
sterien. 

Auch die Stadt Bonn gratulierte dem 
Bundesamt durch ihren Oberbürger-

Weltuntergang? 

Wenn die Sowjets erkennen, daß ihre 
Fernziele auch bei hohem Einsatz nicht 
erreichbar sind, werden sie einlenken. 
Letztendlich müssen sie erkennen, daß 
es unratsam ist, einen Rüstungswettlauf 
einzugehen, den sie nicht gewinnen 
können. 

Die schlechteste Position wird in naher 
Zukunft diejenige Seite haben, die die 
Nerven verliert, bei der die Angst über­
hand nimmt, die den Atomkrieg ständig 
vor Augen hat und das große Chaos 
kommen sieht. 

Vom Atomkrieg kann keine Rede sein. 

Der Weltuntergang findet nicht statt. 

meister Hans Daniels . Der Oberbürger­
meister lobte die Organisatio'n, die in 
aller Welt Menschen vor Gefahren des 
Krieges, der Natur und der Technik 
schützt. 

Botho Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Ho­
henstein, als Präsident des Deutschen 
Roten Kreuzes, überbrachte für die im 
Zivil- und Katastrophenschutz mitwir­
kenden Organisationen Grüße und 
Glückwünsche. 

Der Präsident des Bundesamtes für Zi­
vilschutz, Paul Wilhelm Kolb, hatte zu­
vor die Gäste begrüßt, so u. a. auch 
Freunde aus den Nachbarländern. Prä­
sident Dr. Kolb schilderte anhand von 
Zahlen die Arbeit und die Leistung sei­
nes Amtes und der angeschlossenen 
Verbände. Hervorgehoben seien: 1500 
Mitarbeiter versorgen zehn Warnämter, 
vier Warndienstverbindungsstellen , 40 
Leitmeßsteilen, 1176 Meßstellen, 67509 
Sirenen, 12000 Warnstellen und Postlei­
tungen mit einer Länge von 110000 km. 
Ferner verwies Präsident Dr. Kolb auf 
die Beiträge zur Errichtung von 209 
Hilfskrankenhäusern und die Einrich­
tung von 100 Sanitätslagern. 

Der Leistungsbericht veranschaulichte 
die 25jährige Aufbauarbeit eines Amtes, 
das in der Stille arbeitet, von der Öffent­
lichkeit kaum wahrgenommen, Leistun­
gen einer Behörde, die des Volkes Dank 
und Anerkennung verdienen. 

9 



Glaube und Wirklichkeit 

J. A. Schmelzer/K.-J. Schneider 

Es gibt im Prinzip vier Möglichkeiten 
im atomaren Waffenverhältnis NATO­
Warschauer Pakt : 

1. Wir haben viel, und die anderen (de­
ren Atomwaffen auf uns gerichtet sind) 
haben viel. 

2. Wir haben viel, und die anderen ha­
ben wenig. 

3. Wir haben wellig, und die anderen 
haben viel. 

4. Wir haben wellig, und die anderen 
haben wenig. 

Wir befinden uns zur Zeit in Fall 1. Es 
besteht kein Zweifel darüber, daß als 
langfristige, endgültige Hinterlassen­
schaft von uns an die nach uns kommen­
den Generationen nur Fall 4 akzeptabel 
ist mit dem Ziel, das Wort »wenig« 
durch das Wort »nichts« zu ersetzen. 

Wir haben erwähnt, daß wir uns in Si­
tuation 1 befinden und daß wir die Si­
tuation 4 anstreben wollen. Damit müs­
sen wir uns Gedanken darüber machen, 
welchen Weg wir dazu gehen können, 
beziehungsweise gehen sollen. Diese 
Frage ist allgemeinpolitischer Natur, 
und sie betrifft unser Volk als Ganzes, 
sie schließt im Grunde genommen die 
ganze Menschheit ein. 

Wir fühlen uns nicht imstande, diese 
Frage in einer allgemeingültigen und 
umfassenden Form zu behandeln. 

Wir können jedoch sagen: Ganz gleich, 
wie der von Politikern beider Seiten ge-
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meinsam gewählte Weg aussieht, er 
wird auf jeden Fall zumindest über eine 
gewisse Zeit hinweg voller Gefahren 
auch für den einzelnen sein. Diese Fest­
stellung nehmen wir zum Anlaß, zu un­
tersuchen, was der einzelne angesichts 
der Gefahrenlage für seine persönliche 
Sicherheit (und die seiner Familie) tun 
kann. 

» Es macht einen 
Unterschied, ob 
wir für den 
Schutz etwas tun 
oder nicht. « 

Die Frage, ob der einzelne überhaupt 
etwas tun kann, befindet sich bereits seit 
einiger Zeit in der öffentlichen Diskus­
sion. Ebenfalls wird bereits seit einiger 
Zeit diskutiert, ob der Staat etwas für 
den Bevölkerungsschutz tun kann oder 
tun soll. Auf der einen Seite ist bekannt, 
daß in Europa die Schweiz und Schwe­
den erhebliche Summen für den Zivil­
schutz verwenden; die Schweiz hat ein 
weit ausgebautes Konzept mit dem In­
halt, für jeden Bürger einen Schutz­
raumplatz bereitzuhalten. Auf der ande­
ren Seite wird argumentiert, daß Maß­
nahmen des Zivilschutzes als kriegsvor­
bereitende Maßnahmen gedeutet wer­
den könnten und daß die Politiker zu 

einem leichtfertigen Umgang mit dem 
Gedanken eines Atomkrieges verleitet 
werden könnten. 

Bevor wir selbst weiter auf diese Fragen 
eingehen, wollen wir zunächst 'flndere 
zu Wort kommen lassen. 

In seinem Geleitwort zu »Verhinderung 
und Linderung atomarer Katastrophen« 
von Philipp Sonntag (Osang Verlang, 
1981) schreibt Prof. Dr. earl Friedrich 
von Weizsäcker: 

. .. Hingegen ist es der Zweck dieses 
Geleitworts, einen weiteren Schritt zum 
Aufwachen aus der Narkose gegenüber 
der Kriegsgefahr zu erleichtern. Die 
achtziger Jahre sind, soweit ich sehe, das 
erste Jahrzehnt, in dem eine reale Ge­
fahr des erneuten Einsatzes von Atom­
waffen besteht . .. 

... Dringend not tut heute ein Wandel 
des öffentlichen Bewußtseins in Fragen 
des Bevölkerungsschutzes. Es handelt 
sich darum, seitjahrzehnten Versäumtes 
rasch, maßvoll, entschlossen und ohne 
Panik nachzuholen. Der Grund dafür ist 
rein humanitär. Menschen müssen ge­
schützt werden, wir, unsere Angehöri­
gen, unsere Kinder und Enkel, unsere 
Freunde und Mitbürger. Begrenzte 
Kriegshandlungen in unserem Lande 
sind möglich, und ob solches Geschehen, 
vielleicht in wenigen Jahren, zu ihnen 
kommt, hängt nicht von uns allein ab. 
Die Meinung, der Friede sei schon gesi­
chert, war immer ein Irrtum. Die Mei-



nung, jeder mögliche Krieg sei so über­
groß, daß es keinen Schutz gegen ihn 
gebe, ist ebenfalls irrig. Es macht einen 
Unterschied, ob wir für den Schutz et­
was tun oder nicht. 

.. . Für den, der sich auf das ernsthafte 
Nachdenken über Kriegsfolgen einläßt, 
wird zur größten Versuchung die Resi­
gnation, die Flucht in die Sehnsucht nach 
dem Tode. Schon vor Jahrzehnten wur­
de über den Atomkrieg gesagt: Er wird 
die Menschheit nicht ausrotten, aber die 
Überlebenden werden die Toten benei­
den. Es ist notwendig, mit aller Ent­
schlossenheit dieser Resignation zu wi­
derstehen. 

· .. Etwas vom Wichtigsten für den Neu­
beginn nach dem Krieg ist aber körperli­
che Gesundheit der Arbeitenden. Ein 
großer Teil der durch Waffen erzeugten 
Radioaktivität ist kurzlebig und klingt 
in einigen Tagen apo Solange sollten 
Menschen sich gegen sie schirmen 
können. 

· .. Gegen Radioaktivität abgeschirmte 
Schutzräume in möglichst großer Zahl 
sind notwendig. 

Philipp Sonntag selbst schreibt darin 
U . a.: 

· .. 30 Jahre nach dem ersten Atomkrieg 
ist unsere Bevölkerung praktisch noch so 
unwissend wie die Japaner damals. 

· . . Die weltweite Expansion der friedli­
chen Nutzung der Kernenergie bewirkt, 
daß rund 40 Länder noch in diesem 
Jahrhundert Dutzende von Atomwaffen 
herstellen können. Im Vergleich zu frü­
her ist dies wesentlich leichter geworden. 

· . . Die Proliferation läßt sich nicht mehr 
verhindern; sie schreitet langsam, aber 
beständig voran. Es kann nicht vorher­
gesagt werden, wann wir möglicher­
weise von den Folgen betroffen sein 
könnten. Wenn es aber einmal soweit ist, 
kann die Katastrophe über Nacht über 
uns hereinbrechen, ohne Vorwarnung . 
Angemessene Zivilschutzvorbereitungen 
sind daher rechtzeitig, das heißt: jetzt, 
angebracht. 

· . . Bau, Einsatzbereitschaft und Einsatz­
bedingungen von Atombomben sind mit 
einer Reihe von menschlichen Faktoren 
so eng verknüpft, daß diese bei der Erör­
terung der Atombomben unweigerlich 
wiederholt in die Überlegungen einbe­
zogen werden müßten. Es zeigt sich, daß 
die logisch in sich schlüssige Abschrek-

kungstheorie in ihrem praktischen Wert 
nur bedingt tauglich sein kann. . .. 
Menschliche Entscheidungen unter Streß 
sind nicht so rational, wie es die Gültig­
keit der Theorie erfordert. 

» Angemessene 
Zivi Ischutzvorbe­
reitungen sind 
rechtzeitig, das 
heißt: jetzt, ange-
bracht. « 

Zur Möglichkeit atomarer Sabotageakte 
führt er an: 

· . . Im Klartext: Gelingt es, einen Men­
schen »umzuprogrammieren f( , so daß 
zwar alle seine meßbaren Eigenheiten 
wie Fingerabdrücke unverändert beste­
hen bleiben, wir aber bei näherer Be­
trachtung einen »biochemischen" steuer­
baren Roboter vor uns haben, so wird 
Sicherheit schwer kalkulierbar. Es gibt 
chemische Substanzen, welche nur Emo­
tionen verändern. Man kann bei einem 
potentiellen Saboteur das schlechte Ge­
wissen ausschalten, ebenso die Angst. 
Man kann einen Menschen so program­
mieren, daß er ganz bestimmte Befehle 
ausführt, im übrigen aber genau so lebt 
und arbeitet wie zuvor. Dabei ist mach­
bar, daß er dies in keiner Weise merkt, ja 
darauf angesprochen es ableugnen wür­
de. Die Wirkung auf den Menschen 
kann lange Zeit bestehen bleiben. (Hof­
fer und Osmond, 1967). 

Zu den Atomexplosionen in Hiroshimal 
Nagasaki: 

· .. Was hätte ein gut vorbereiteter Zivil­
schutz in diesem Atomkrieg erreichen 
können? Trümmersichere Kellerdecken 
hätten mit einem Schutzfaktor von 100 
(Reduktion der Strahlung auf 1/100) die 
Strahlenschäden bei den Überlebenden 
fast völlig verhindert. Allerdings hätte 
die Bevölkerung auf die Warnungen 
rasch reagieren müssen und gute Kennt­
nisse über Radioaktivität haben müssen. 

· . . Eine Übertragbarkeit eines vorstell­
baren Rettungszuwachses auf die Bun­
desrepublik wäre ohnehin nicht unmit­
telbar gegeben, da bei uns die Beklei­
dung, die Bauweise, die Temperaturen 
und andere Bedingungen ganz anders 
wären. Eines wurde aber ohne Ein-
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schränkung deutlich: In der atomaren 
Katastrophe ist man für jeden Zentime­
ter Abschirmung, für jeden Liter Wasser, 
für jede auch noch so improvisierte me­
dizinische Hilfe dankbar. Die Mühe für 
eine wirkungsvolle Vorbereitung wäre 
gering, ihre Vernachlässigung ist für 
einen reichen Staat verantwortungslos. 

. .. Was derzeit in Bonn von Fachleuten 
als »Schutzbau f( bezeichnet wird, ist 
nicht mehr mit dem früheren Bunker­
programm zu vergleichen. Es ist tech­
nisch ein Minimalkonzept, das gar nicht 
über den »Fallout und Trümmerschutz f( 
hinausgeht. 

In »Der lautlose Schlag« (Meyster Ver­
lag, 1982) schreiben Reinhard Breuer 
und Hans Lechleitner: 

. .. Die Schweiz gibt ein Viertel ihres 
Verteidigungsbudgets für den Ziv il­
schutz aus. Auch Schweden stellt dafür 
respektable Summen zur Verfügung. 
Sollte es je ein Nachkriegseuropa geben, 
so wäre es von den Zivilisationen dieser 
beiden Völker bestimmt. 

Im Interview mit dem Männer-Magazin 
"Penthouse« vom ·November 1982 sagt 
Professor Edward Teller (Physiker, No­
belpreisträger) : 

Mit Zivilschutz kann man zwar im all­
gemeinen die Industrieanlagen nicht 
verteidigen, aber die Menschen . Die So­
wjets haben die Zivilverteidigung ganz 
ernst genommen. Zum Beispiel würden 
sie vor einem Angriff die meisten Leute 
aus ihren eigenen Städten entfernen. 
Und sie planen auch, daß diese evaku­
ierten Leute sich rasch Bunker bauen. 
Sie haben ganz schöne Methoden für 
den Bau publiziert, die wir im kleinen 
nachgeahmt haben. Sie funktionieren . 
Nur, im Moment sind wir in Amerika zu 
diesem Zweck noch nicht organisiert und 
Sie in Deutschland auch nicht. 

Es gibt fünf Länder, wo man mit dem 
Zivilschutz Ernst macht: China, die So­
wjetunion, Schweden, die Schweiz und 
Israel. Das sind sehr verschiedene Län­
der. Vergessen wir nicht, daß Schweden 
und die Schweiz, weil sie vorbereitet 
waren, am Zweiten Weltkrieg nicht teil­
nehmen mußten; diese Tradition hält 
an. Ich glaube, die Zivilverteidigung ist 
sogar eine Methode, den Krieg zu ver­
hüten. Denn die Sowjets sind ja viel 
vorsichtiger, als Hitler es war. Wenn sie 
nicht sicher sind, daß sie einen vollstän­
digen Sieg erringen können, dann wer-
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» Ich glaube, die 
Zivilverteidigung 
ist sogar eine Me­
thode, den Krieg 
zu verhüten. « 

den sie wahrscheinlich gar nicht anfan­
gen . Dieser Siegessicherheit tut ein wirk­
samer Zivilschutz garantiert Abbruch. 

Penthouse: Der Zivilschutz wird ja häu­
fig unter dem Eindruck der Weltunter­
gangs-Darstellungen verschiedener 
Autoren, die sich mit dem Thema Atom­
krieg befaßten, als sinnlos dargestellt . 

Teller: Ich halte es für außerordentlich 
wichtig, dieser eigentümlichen und fal­
schen Mythologie entgegenzutreten. 

Penthouse: Herr Professor, in vielen öf­
fentlichen Diskussionen der letzten Jah­
re sind Sie immer als der Mann der 
Logik, des Verstandes in Erscheinung 
getreten und haben uns Zuhörern vor 
Augen geführt, daß das logische, klare 
und vorurteilslose Denken des Menschen 
häufig in Gefahr ist. 

Teller: Das ist eine Tatsache. Wir sind 
allgemein - und zwar nicht nur der 
Durchschnittsmensch, sogar die Besten 
unter uns - mehr von Emotionen, von 
Gefühlen geleitet als vom Denken und 
von der Logik. Ich will auch nicht sagen, 
daß das ganz anders werden muß. Der 
Zukunftsmensch soll nicht kalt und be­
rechnend sein, aber er soll genügend 
Verstand haben, sich und seine Mitmen­
schen am Leben zu erhalten, damit er 
die neue Technologie zum Wohl der 
Menschheit einsetzen kann. 

Prof. Dr. Alfons Bühl schreibt in seI­
nem Buch »Atomwaffen« (Osang 
Verlag): 

Auf den ersten Blick erscheint es daher 
sinnlos, überhaupt von Schutzmöglich­
keiten gegen Atomangriffe zu sprechen. 

.. . Was im einzelnen geschehen wird, ist 
im Katastrophengebiet niemals voraus­
sagbar. 

Ganz anders ist das im Niederschlagsge­
biet. Hier kann man mit absoluter Si­
cherheit voraussagen, was kommen 
wird. Hier droht nur eine einzige Ge­
fahr, die zellschädigende Wirkung der 
Kernstrahlung. Die Erscheinungsform 
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und Schwere der Erkrankung hängt 
ganz entscheidend davon ab, wie sich 
der Betreffende in den nächsten Stunden 
und Tagen verhält. Wer über die ele­
mentaren Grundlagen des Strahlen­
schutzes Bescheid weiß, schon in Frie­
denszeiten mögliche Gefahrensituatio­
nen gründlich durchdacht und einige 
Vorbereitungen für den Ernstfall getrof­
fen hat, wird selbst in äußerst bedrohli­
cher Lage fast immer ohne ernsten ge­
sundheitlichen Schaden davonkommen. 

Der Zukunftsforscher Herrmann Kahn 
hat Ende 1982 zusammen mit M. Rede­
penning das Ergebnis von breit gefä­
cherten Untersuchungen der Öffent­
lichkeit zugänglich gemacht (»Die Zu­
kunft Deutschlands«, Molden Verlag). 

Bereits im Vorwort stellen die Autoren 
über die Bundesrepublik fest: 

· . . Sie ist zudem kriegsbedroht. Keines 
der derzeit vorherrschenden Szenarios 
über einen - wenn auch begrenzten -
nuklearen Schlagabtausch ist so »wahr­
scheinlich« wie dasjenige einer kriegeri­
schen Auseinandersetzung in Westeuro­
pa unter Einbeziehung der Bundesrepu­
blik Deutschland. 

Nachdenklich klingen die Worte: Jede 
Gesellschaft muß sich Bewußtsein und 
Verantwortung für ihr Überleben und 
ihre Sicherheit bewahren. 
Und 
Superindustrielles Wachstum kann uns 
also konfrontieren mit der Gefahr eines 
Weltkrieges, nachdem immer mehr Län­
der sich nukleare, thermonukleare und 
biologische Waffen zulegen. 

Im Kapitel V »Die Wahrscheinlichkeit 
eines Atomkrieges« steht: 

· . . Es darf also so gut wie sicher ange­
nommen werden, daß 

• die sowjetischen Militär- und Rü­
stungsanstrengungen mehr auf kriegeri­
sche Handlungen in Kauf nehmende als 
auf abschreckende Strategien und Kon­
zepte abzielen; 

• die Sowjets von der Annahme ausge­
hen, ein Atomkrieg könne ihnen aufge­
zwungen werden - entweder durch An­
griff oder Provokation, die sie zum er­
sten Schlag veranlassen würde, und 

• ein solcher Krieg zu führen, zu ge­
winnen - zumindest aber zu überleben 
set. 
Und 

· .. Ein Atomkrieg kann auf grund einer 
Fehlberechnung oder einer Fahrlässig­
keit entstehen, wenn Amerikaner oder 
Russen die militärischen Vorschriften 
fahrlässig handhaben oder in einer ange­
spannten Situation unverantwortlich 
reagteren. 

Bemerkenswert gen ug, daß auch Kahn 
und Redepenning festste llen: 

· . . Die Verwüstungen nach einem 
Atomkrieg sind nicht ohne weiteres ab­
zuschätzen, aber auch seine Auswirkun­
gen wären - wie eine Reihe von Studien 
besagen - durchaus in den Griff zu be­
kommen. Ein von einem Atomkrieg 
heimgesuchtes Land würde wahrschein­
lich nach gegenwärtigen Maßstäben 
nicht als bewohnbar bezeichnet, aber es 
würde seinen Einwohnern die notwen­
digsten Überlebensmöglichkeiten bieten 
können; jedenfalls kann davon ausge­
gangen werden, daß die Überlebenden 
die Toten nicht beneiden müßten. 

Auf die politische und psych?logische/ 
emotionale Seite eingehend bemerken 
die Autoren: 

· . . Im vierten Atom-Jahrzehnt wird 
mehr und mehr offenbar, wie gering das 
Wissen über den Kurs der Rüstung, um 
Szenarios für den Fall einer Atomkrise 
oder gar eines Atomkrieges und seine 
Folgen sind. Gleiches gilt für angemesse­
ne Strategien zur Vermeidung und Min­
derung der genannten möglichen und 
tatsächlichen Ereignisse. 

Die Gefahr der Übervereinfachung, 
demagogischer und/oder blinder Emo­
tionen ist virulent. Sie mahnen: 

.. . Es gibt kaum eine Möglichkeit, sich 
den Psychosen von Entscheidungsträ­
gern zu entziehen, die einen Überra­
schungsangriff für eine historische und 
verdienstvolle Tat im Interesse ihrer Sa­
che halten. 
Und 

» Jede Gesellschaft 
muß sich Bewußt­
sein und Verant­
wortung für ihr 
Überleben und 
ihre Sicherheit 
bewahren. « 



... Sich nicht mit der Möglichkeit eines 
Atomkrieges auseinanderzusetzen, be­
deutet unter Umständen, den katastro­
phalen Fehler der Geschichte zu bege­
hen. Erliegt eine Seite dieser Denkweise, 
kann es zu einem neuen Pearl Harbor 
kommen. 

Wir Menschen leben seit Urbeginn mit 
Risiken und Gefahren. Sie sind allgegen­
wärtig. Das Leben selbst ist ein perma­
nentes Risiko. 

Wir Menschen haben ein berechtigtes 
Bedürfnis, uns so weitgehend wie mög­
lich denjenigen negativen Einflüssen zu 
entziehen, die wir nicht selbst steuern 
können . Wir wollen den negativen Ein­
fluß von (FehJ-)Entscheidungen anderer 
auf unser Leben ausschalten oder be­
grenzen. Wir wollen den Einfluß eines 
denkbaren Atomkrieges auf unser Le­
ben begrenzen. Nur die weltweite Ab­
schaffung aller Mittelstreckenraketen 
und später auch der geostrategischen 
Waffen ist ein akzeptabler Weg. Bis zur 
Erreichung dieses Zieles werden wir mit 
der Gefahr leben müssen . 

Mit dieser Gefahr leben bedeutet, daß 
wir uns Gedanken über sie machen 
müssen. Die zitierten Äußerungen an­
gesehener Fach leute deuten an, daß der 
einzelne sich durchaus sinnvoll schüt­
zen, sein Gefahrenpotential reduzieren 
kann. 

In der breiten Öffentlichkeit werden zu­
nehmend ablehnende Argumente gegen 
den zivilen Bevölkerungsschutz vorge­
bracht, deren Bewertung jeder für sich 
selbst vornehmen sollte. Wir stellen sie 
zur Diskussion: 

1. Zivilschutz erhöh t die Kriegsge­
fah r. 

Dahinter steht der Gedanke, daß Zivil­
schutzmaßnahmen eines Staates von sei­
nen Gegnern als Kriegsvorbereitungen 
gedeutet werden könnten und daß 
außerdem ein intakter Zivilschutz die 
Politiker zu leichtfertigerem Umgang 
mit dem Gedanken eines Atomkrieges 
verleiten könnte. 

Beide Argumente sind von ihrer logi­
schen Struktur her nach unserer Ansicht 
richtig. Aber sie sind beide einseitig und 
beleuchten nur den kleineren Teil der 
Frage. Wir stellen uns vor, daß verstärk­
ter Zivilschutz in der Bundesrepublik 
nicht als staatliches Mammutprogramm, 
sondern als Summe von Individualrnaß­
nahmen durchgeführt werden sollte. 

Der Staat sollte nur verstärkte Steuerer­
leichterungen und Unterstützungen zu 
solchen Maßnahmen des Individuums 
geben. Damit kann die Sowjetunion nie­
mals behaupten, die Bundesrepublik 
würde Kriegsvorbereitungen treffen . Sie 
kann in Zivilschutzmaßnahmen nur die 
Bestätigung sehen, daß die Bevölkerung 
tatsächlich starke Angst vor den sowje­
tischen Raketen hat. 

Die einzigen Staaten, die nach unserer 
Kenntnis nennenswerte Anstrengungen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vor 
einem Atomkrieg unternehmen, sind 
die Schweiz, Schweden und die Sowjet­
union. In der Sowjetunion sollen sogar 
städtische U -Bahn-Bauten offiziell auch 
mit Zivilschutzargumenten begründet 
werden . Wenn staatliche Zivilschutz­
maßnahmen wirklich kriegsvorbereiten­
den Charakter hätten, dann müßten uns 
die Zivi lschutzmaßnahmen der Sowjet­
union in höchsten Alarmzustand ver­
setzen. 

Die Schweiz und Schweden hingegen 
sind die einzigen westeuropäischen Na­
tionen, die auf eine längere kriegsfreie 
Vergangenheit zurückblicken können, 
obwohl sie Schutzmaßnahmen für ihre 
Zivilbevölkerung getroffen haben. 

2. Zivilsch utzmaßnahmen sind 
sinnlos. 

Hinter dieser Aussage steht das Gefühl, 
daß die drohenden Gefahren in jedem 
Falle den totalen Overkill bedeuten 
würden. Die totale Zerstörung und Un­
bewohnbarmachung der betroffenen 
Staaten würden sämtliche Zivilschutz­
aufwendungen als zum Fenster hinaus­
geworfenes Geld erscheinen lassen. 

Nun, wir kennen kein Volk auf der 
Erde, welches einen schärferen Sinn für 
Geld und dessen sinnvolle Verwendung 
hat als die Schweiz. Und dort ist das 
höchste Wissen über Zivilschutz vor­
handen, und dort wird am meisten pro 
Kopf für diesen Zweck ausgegeben! 

3. Zivilsch u tz ist teuer. 

Dahinter steht die Vorstellung, daß der 
Bau eines Schutzraumes ungeheure 
Summen verschlingen würde. 

Die tatsächlichen Kosten sind gering. 
Die Broschüre des Schweizer Bundes­
amtes für Zivilschutz 82/ 83 weist aus, 
daß (bei rechtzeitiger Planung beim 
Hausneubau) die Mehrkosten pro 
Schutzraumplatz in einem mittleren 
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Schutzraum (20 Plätze) 700,- SFR und 
in einem Großschutzraum (1000 Plätze) 
1400,- SFR betragen. 

4. Zivilschutzmaßnahmen sind nur 
etwas für Reiche. Der kleine Mann 
wird sterben. 

Diese Aussage ist nicht einfach von der 
Hand zu weisen. Schutzräume kosten 
Geld. Und wer kein Geld hat, kann ihn 
sich nicht leisten. Wer aJs Mieter in 
einer Wohnung lebt, wird gar nicht 
ohne weiteres seinen Keller zum 
Schutzraum ausbauen dürfen. 

Daraus ziehen wir folgenden Schluß: 
Wir brauchen dringend wirkJich attrak­
tive Anreize, die solche Hausbesitzer 
belohnen, die Schutzräume für ihre 
Mieter bauen. Denn sonst bliebe Zivil­
schutz eine Angelegenheit, reserviert für 
Wohlhabende/Eigenheimbesitzer. Und 
das darf nicht geschehen! 

Wenn wir beim Nachdenken über Zivil­
schutz es nicht beim ersten Blick be­
wenden lassen, dann erkennen wir, daß 
manche der landläufigen Vorstellungen 
auf Aberglauben beruhen . So etwas ist 
ja nicht von vornherein zu verurteilen. 

Aber wenn es um eine Frage geht, die 
über unser Überleben oder unseren Un­
tergang entscheiden kann, dann dürfen 
wir es eben nicht bei dem ersten Blick 
belassen. Bisher war Nachdenken über 
den Zivilschutz ein Tabu. Zu Ende den­
ken - so vernichtet man Tabus! 

Das Beharren auf Tabus ist oftmals mit 
Fanatismus verbunden. Fanatismus ist 
eine Mischung aus Engstirnigkeit und 
Ignoranz. Die Folgen davon haben wir 
in Europa und anderen Teilen der Welt 
auch in diesem Jahrhundert immer wie­
der erleben müssen. 

Der einzelne und der Staat können et­
was tun . Beide hängen voneinander ab­
der einzelne vom Staat und der Staat 
vom einzelnen. Jeder kann den anderen 
unterstützen - der Staat den einzelnen 
und der einzelne den Staat. Es gibt Din­
ge, die der Staat besser tun kann, und es 
gibt Dinge, die der einzelne besser tun 
kann. Zu letzterem zählen wir die indi­
viduelle Vorsorge. Bei dieser soll der 
Staat den einzelnen unterstützen . Dafür 
sollte der einzelne Maßnahmen erarbei­
ten helfen oder unterstützen, mit denen 
der Staat einen ehrlichen Weg finden 
kann zu einer Zukunft, in der keine 
Atombomben mehr auf unserem Plane­
ten eXIstieren. 
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DieTRIAGE 
Unkonventionelle Gedanken zur 

Patientensortierung im Katastrophenfall 

Den Lesern dieser Zeitschrift ist be­
kannt, wie bei einem Massenanfall von 
Verletzten und Kranken zivile Patienten 
zur Behandlung und zum Transport 
sortiert werden sollen: Katastrophen­
mediziner haben das Thema wiederholt 
behandelt 1. Deshalb erübrigt sich, bei 
der Betrachtung der Triage aus sozial­
wissenschaftlicher Sicht die Praxis, wie 
sie empfohlen und propagiert wird, 
nochmals detailliert darzustellen. Es ge­
nügt, als Einleitung zu den darauffol­
genden kritischen Bemerkungen sowie 
zur Schlußfolgerung den Triagevorgang 
kurz zu schildern, wie er sich aus der 
Literatur herausfiltern läßt. 

I Unter den Experten im In- und Aus­
land herrscht bei diesem Thema weitge­
hender Konsens. Die augenfälligste Ab­
weichung in den deutschsprachigen 
Schriften ist das Kürzel für die Patien­
tensortierung: Einige Autoren schreiben 
"Selektion«, andere » Triage«, neuer­
dings bevorzugt man »Sichtung«. Die 
Verwendung des letzten Ausdrucks ist 
Euphemismus. Bei der »Selektion« wie­
derum assoziiert der Leser die Selektion 
in den Konzentrationslagern des Dritten 
Reiches. Aus semantischen Gründen ist 
es daher das Beste, bei dem Kürzel 
»Triage« zu bleiben. 
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Nach fast einhelliger Meinung soll der 
Triagevorgang aus folgenden Kompo­
nenten bestehen. Ein erfahrener Arzt, 
möglichst Chirurg, übernimmt die Lei­
tung am Ort des Geschehens. Dieser 
Triagearzt schätzt die aktuelle Lage ab, 
d. h. er versucht sich ein möglichst kla­
res Bild über die folgenden - gegebenen 
und zu erwartenden - Daten zu ver­
schaffen: (1) Art und Menge der medizi­
nischen Ressourcen (ärztliche Leistung, 
Medikamente usw.), (2) Gesamtzahl der 
Kranken, (3) Art und Schwere der Er­
krankungen. Dann untersucht er die 
Kranken und teilt diese, aufgrund der 
aktuellen Lage, der Prognose und der 
Ressourcenintensität der Behandlung in 
vier Dringlichkeitskategorien ein. Die 
Sortierung geschieht mit Hilfe der von 
den Katastrophenmedizinern entwickel­
ten Faustregeln . So gehören z. B. in die 
erste Kategorie die Kranken, bei denen 
»schwere Blutungen nach außen« oder 
»Störungen der Atmung (Pneumotho­
rax, Hämatothorax, akuter Hirndruck)« 
diagnostiziert wurden2

. Diese Patienten 
werden sofort versorgt. 

Uns interessieren in erster Linie die Ent­
scheidungen, mit denen die letzte Kate­
gorie ausgefüllt wird. Diejenigen Kran-

ken sollen in diese Kategorie eingeteilt 
werden, bei denen die Überlebenswahr­
scheinlichkeit nur mit relativ viel medi­
zinischen Ressourcen erhöht werden 
könnte. Sie werden als »Schwerstver­
letzte ohne Überlebenschance«, »Hoff­
nungslose« oder »Schwerverletzte« be­
zeichnet. Wir wollen diese Kranken 
»Schwerkranke« nennen. Was soll nun 
mit ihnen geschehen? 

»Die Verletzten dieser Kategorie wer­
den von den übrigen Verletzten abge­
sondert und betreut. [ . .. ] Sie bedürfen 
der Pflege, der Linderung der Schmer­
zen und seelsorgerischer Zuwendung).« 

»Hoffnungslose sind vom Stau raum in 
Isolierräume zu überführen [ . . . t« 
»Sterbende und SchwerstverietZte [ ... ] 
absondern 5.« 

Den Schwerkranken wird also effektive 
Hilfe versagt. Obwohl die Triage, wie 
in der Literatur hervorgehoben wird, 
von Zeit zu Zeit und auf jeder »Versor­
gungsstufe« wiederholt werden soll, be­
deutet die »letzte Dringlichkeit« jeweils 
das Aufgeben des Schwerkranken für 
die Dauer der Katastrophe. Inhaltlich ist 
der Fall beim Abtransport der gleiche. 
Die besondere Behandlung der Evaku­
ierung erübrigt sich also. 



Das Ziel der propagierten Triage ist 
leicht zu erkennen: Die Anzahl der Ge­
retteten soll maximiert werden. Manch­
mal wird dieses Ziel ausdrücklich er­
wähnt: 

»[ ... ] die Summe der Verluste mög­
lichst gering zu halten6.« 

Die propagierte Triageregel kann also -
auch wenn sie in dieser fest umrissenen 
Gestalt in der Literatur nicht vorkommt 
- wie folgt formu liert werden: »Teile die 
Kranken in die nach dem Triageziel ge­
bildeten Kategorien ein! Im Zweifelsfall 
beachte das Ziel: Die Anzahl der Geret­
teten soll maximiert werden!« Das Ziel 
der medizinischen Versorgung im Kata­
strophenfall und damit auch das Ziel der 
propagierten Triage wird gelegentlich 
mit utilitaristisch gefärbten Argumenten 
untermauert: 

»Ärztliche Aufgabe im Katastrophenfall 
ist es, 

das Bestmögliche 
für die größte Zahl 
zur rechten Zeit 
am richtigen Ort 

zu tun, um das Überleben möglichst 
vieler Katastrophenopfer zu sichern7.« 

Das von den Katastrophenmedi­
zinern entworfene System er­
scheint damit dem flüchtigen Be­
trachter als geschlossenes Ganzes 
und als etwas Selbstverstönd­
liches. 

11 Das Grundproblem der Triage kann 
am besten mit ökonomischen Begriffen 
dargestellt werden. Der Gesamtertrag 
der medizinischen Versorgung - gemes­
sen an der Gesundung einer Patienten­
gruppe - nimmt von einem bestimmten 
Punkt in der Regel rapide ab, wenn die 
gegebenen Ressourcen auf immer mehr 
Grupp~nmitglieder verteilt werden. Aus 
dieser »technologischen« Regelmäßig­
keit folgt, daß Patienten von der Be­
handlung ausgeschlossen werden müs­
sen, wenn ein krasses Mißverhältnis 
zwischen den Ressourcen und dem Be­
darf besteht und wenn der Gesamtertrag 
der medizinischen Versorgung, etwa an 
der Zahl der Geretteten gemessen, ma­
ximiert werden soll. In der folgenden 
Analyse wird ein solch krasses Mißver­
hältnis als gegeben angenommen, ob­
wohl es gar nicht selbstverständlich ist, 
daß die Menge der medizinischen Res-

sourcen und die Katastrophengefahr, 
sprich Kriegsgefahr, »gegebene Grö­
ßen« sind, und es werden lediglich die 
scheinbaren Selbstverständlichkeiten 
des propagierten Triagevorgangs und im 
besonderen des propagierten Triageziels 
diskutiert. 

Der utilitaristisch gefärbte Bezug in der 
katastrophenmedizinischen Literatur 
lenkt die Aufmerksamkeit auf diese mo­
ralphilosophische Lehre. Höffe verdich­
tet die Gemeinsamkeiten der verschie­
denen Auffassungen innerhalb des Utili­
tarismus in folgende Maxime: 

»Handle so, daß die Folgen deiner 
Handlung bzw. Handlungsregel für das 
Wohlergehen aller Betroffenen optimal 
sind8.« 

Von der utilitaristischen Maxime kann 
m. E. weniger das propagierte Triageziel 
als folgendes Ziel abgeleitet werden: 
»Die Summe der Lebensverlängerungen 
soll maximiert werden!« Die Begrün­
dung klingt simpel: Wenn der Mensch 
das Leben angenehm findet, so hat er 
von zwei Jahren mehr als von einem 
Jahr. Aus diesem Ziel folgt wiederum, 
daß der Triagearzt bei der Kalkulierung 
der Rangordnung der Patienten neben 
der Erhöhung der Überlebenswahr­
scheinlichkeit mittels ärztlicher Versor­
gung auch die erhoffte Lebensverlänge­
rung berücksichtigen müßte. Seine 
Wahlakte könnten erleichtert werden, 
wenn er von der katastrophenmedizini­
schen Forschung etwa nach Altersgrup­
pen gestaffelte Faustregeln bekommen 
würde. Dementsprechend würde die 
Triageregellauten: Teile die Kranken in 
die nach dem Triageziel gebildeten Ka­
tegorien ein! Im Zweifelsfall beachte das 
Ziel: Die Summe der Lebensverlänge­
rungen soll maximiert werden! - Be­
kanntlich setzt die Berechnung nach 
dem utilitaristischen Prinzip einen inter­
personellen Nutzenvergleich voraus. 
Das Wohlergehen von einzelnen kann 
sonst nicht zum Wohlergehen aller sum­
miert werden. Auf dieses kardinale Pro­
blem9 soll hier nicht eingegangen wer­
den . Wird aber das utilitaristische Prin­
zip akzeptiert, so muß das medizinische 
Personal bei der Triage m. E. bevorzugt 
werden: Ein geretteter Arzt oder Pfleger 
rettet und verlängert weitere Leben. 

Während in den wehr- und katastro­
phenmedizinischen Beiträgen zur Triage 
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das Auswahlkriterium "gesellschaftli­
cher Wert« oder »soziale Wertigkeit« 
nicht erwähnt wird, wird dieses Merk­
mal in der US-amerikanischen Literatur 
über die Belegung teurer und deshalb 
besonders knapper lebensverlängernder 
Apparate ausführlich diskutiert. Das 
Kriterium »gesellschaftlicher Wert« 
wird häufig abgelehnt lO

, wurde jedoch 
in der Praxis, zumindest bei der Zutei­
lung von Dialysegeräten an Schwer­
kranke, nicht selten angewandt. Bei der 
Triage sollten bevorzugt werden oder 
wurden de facto u. a. bevorzugt Weiße, 
Männer, Personen mittleren Alters, 
Verheiratete, Intelligente und Gebilde­
te, moralisch stabile Personen und sol­
che mit hohem Einkommenll

. Die Kri­
tiker haben gewarnt: Je nach Wertsy­
stem könnten auch Vorschläge kom­
men, dauerhaft Arbeitslose, Hippies, 
politische Extremisten der Linken oder 
der Rechten als sozial minderwertig ein­
zustufen 12

• Unter bestimmten Bedin­
gungen kann das Triageziel "Die Elite 
soll überleben« durch das utilitaristische 
Prinzip gestützt werden. Nach der all­
täglichen Erfahrung, wie die Herrschen­
den das Gemeinwohl definieren, würde 
es jedoch geradezu überraschen, wenn 
beim Aufstellen der Triageregel nach 
dem Elite-Prinzip der hedonistische 
Kalkül nicht verzerrt und die revolutio­
näre Gesellschaftskritik Benthams nicht 
ins Gegenteil verkehrt würde. So bräch­
te die Vorzugsstellung in »normalen 
Zeiten« weitere Vorzüge in der Zeit der 
Katastrophe. Da das Elite-Prinzip mit 
dem Wesen eines liberalen und sozialen 
Rechtsstaates nicht vereinbar ist, wollen 
wir uns bei diesem Punkt nicht weiter 
aufhalten. 

Der Utilitarismus lößt also meh­
rere Interpretationen zu, nicht 
nur diejenige, die der Zivilbevöl­
kerung in der Form des propa­
gierten Triageziels von den Kata­
strophenmedizinern dargeboten 
wird - wohlbemerkt, ohne daß der 
Bezug offen gelegt und diskutiert 
würde. Gerade dieser Umstand gibt 
Anlaß zu der Frage: Ist der Utilita­
rismus, wie er auch immer interpre­
tiert wird, alleinherrschendes ethi­
sches System in unserer Gesell­
schaft? 

III »Der Anspruch des zeitgenössi­
schen Utilitarismus, unsere gewöhnli-

15 
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chen Moralvorstellungen rational und 
kohärent rekonstruieren zu können, 
stößt im Fall unserer Gerechtigkeitsvor­
stellungen auf Widerspruch. Es gibt 
Prinzipien der distributiven Gerechtig­
keit [ ... ], die uns als moralisch richtig 
einleuchten und die zugleich mit dem 
Prinzip der Nützlichkeit in Konflikt 
stehenD. « 

Damit ergibt sich die Notwendigkeit, 
das Triageproblem unter dem Aspekt 
der Gerechtigkeit zu prüfen. Gleich am 
Anfang stößt man auf eine Schwierig­
keit: Es besteht kein Konsens darüber, 
welche Verteilungssituation als gerecht 
anzusehen ist. 

Aus der Reihe konkurrierender Krite­
rien der Verteilungsgerechtigkeit soll 
hier das Rawlssche System 14 herausge­
griffen und seine Anwendung an die 
Triage erwogen werden. Die Wahl fiel 
deshalb auf Rawls, weil er mit seiner 
Lehre, die mit »Gerechtigkeit als Fair­
neß« etikettiert wird, die ethische Fun­
dierung eines liberalen und sozialen 
Rechtsstaates liefert. Rawls' Bestreben 
war, neben den anderen bereits beste­
henden moralphilosophischen Ge­
bäuden 

"die Gesellschaftsvertrags- oder - wie 
ich jetzt zu sagen vorziehe - die Kanti­
sche Auffassung als eine weitere ver­
nünftige Methode der Ethik [ . .. ] zu 
entwickeln 15 .« 

Seine Vertragssituation ist nicht histo­
risch, sondern rein gedanklich konstru­
iert: 

"Eines der wesentlichen Merkmale der 
anfänglichen Vertragssituation besteht 
darin, daß keiner seine gesellschaftliche 
Stellung oder seinen Ort im Rahmen der 
Verteilung natürlicher Talente (Intelli­
genz, Stärke und so weiter) kennt. Der 
ursprüngliche Vertrag wird hinter einem 
Schleier der Unwissenheit ge­
schlossenI 6.« 

Von dieser Situation leitet er seine Ge­
rechtigkeitsgrundsätze ab. Rawls räumt 
ein, Fragen der Grundstruktur der Ge­
sellschaft seien mit Hilfe seiner Lehre 
leichter zu lösen als "schwierige Alltags­
probleme«. In diesem Zusammenhang 
erwähnt er als Beispiel die Rettungs­
bootsituation l7

• Wenn man sich durch 
dieses warnende Wort nicht entmutigen 
läßt und im Lichte seiner Theorie sich 
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an das Problem der Triage heranwagt, 
kommt man am ehesten zu der Lösung, 
daß die "Vertragsparteien « die Lebens­
verlängerung als Triageziel akzeptieren 
würden 18 - mit der als besondere Siche­
rung eingebauten Bedingung, daß die 
"Hoffnungslosen« nicht einfach in einen 
abgelegenen Raum abgeschoben, isoliert 
und höchstens mit Schmerzmitteln ver­
sorgt werden, sondern eine »Basisbe­
handlung« erhalten sollen (deren Inhalt 
durch die "Vertragsparteien« noch mög­
lichst genau zu beschreiben wäre). Im 
Einklang mit dem Rawlsschen System 
dürfte dann die Triageregel folgender­
maßen lauten: Teile die Kranken in die 
nach dem Triageziel gebildeten Katego­
rien ein! Im Zweifelsfall beachte das 
Ziel: Die Summe der Lebensverlänge­
rungen soll maximiert werden! Laß je­
doch jedem zumindest eine Basisbe­
handlung zukommen! 

Außer dem Utilitarismus und den Theo­
rien, die von der Gerechtigkeitsidee aus­
gehen, gibt es weitere ethische Systeme, 
die die Ableitung von Triagezielen und 
- regeln ebenfalls erlauben würden. Wel­
che Lösung würde z. B. eine Gesell­
schaft bevorzugen, deren Mitglieder sich 
lieben? Auch diese Frage soll hier ohne 
Antwort bleiben . 

In einem großflächigen, mit 
A-B-C-Waffen geführten Krieg 
versagt die propagierte Triagere­
gel und versagen auch die bisher 
entwickelten weiteren Triagere­
geln. 

IV Für mögliche Auswirkungen von 
Atomwaffen liegen zahl reiche Stud ien 
vor l9

, für das gestell te Thema sind aber 
vor allem jene Daten entscheidend, die 
über das Verhältnis "Anzahl der arbeits­
fähigen Ärzte: Anzahl der Kranken« in 
einem modernen Krieg informieren. 
Unter plausiblen Annahmen kann dieses 
Verhältnis 1 :1000 oder gar 1 :1700 betra­
gen20

. Selbst dann, wenn nach einem 
nuklearen Angriff jeder nichtverletzte 
Arzt bereit wäre, den Dienst aufzuneh­
men und sich damit möglicherweise ho­
hen Strahlungsmengen auszusetzen, 
und wenn jeder Arzt die ihm statistisch 
zufallenden 1000 oder 1700 Kranken so­
fort finden und für die Diagnose nur 
eine Minute je Patient widmen würde, 
würde die Triage mindestens rund 
17 Stunden dauern. Aus dieser äußerst 

konservativen Schätzung ist unmittelbar 
ersichtlich, daß die Triage aus Zeitman­
gel praktisch nicht durchführbar ist. Bei 
einer solchen Nationalen Katastrophe 
bleibt wohl kein anderer Ausweg, als 
die Menge der Kranken, die individuell 
sortiert werden sollen, durch Zufa lls­
wahl abzugrenzen. Eine der denkbaren 
Lösungen: zufallsbedingte Auswahl 
eines oder mehrerer Teile eines durch 
Katastrophe heimgesuchten größeren 
Gebietes. Die Sortierung der einzelnen 
Kranken könnte dann, je nach der insti­
tutionalisierten Triageregel, als zweiter 
Schritt erfolgen. 

Werfen wir nun einen Blick auf etn 
Kriegsbi ld, dessen Hauptmerkmal ist, 
daß die Existenzgrundlage der Bevölke­
rung zerstört wird2J

. Durch Kriegsein­
wirkungen kann die Relation »Menge 
des Bodens oder des Sachkapitals : An­
zahl der überlebenden Bevölkerung« so 
ernsthaft gestört werden, daß auf die 
erste Katastrophe Monate später eine 
zweite fo lgt: Hungersnot oder Seuchen 
infolge von U nterernährung oder Ver­
schlechterung der hygienischen Verhält­
nisse, wenn von außen keine Hilfe 
kommt. So ein schwerwiegendes Un­
gleichgewicht kann zu der paradox-tra­
gischen Lage führen, daß das Retten 
z. B. 10 Kranker während der ersten 
Katastrophe mit dem Opfer von 11 oder 
mehr Personen während der zweiten be­
zahlt werden muß. Deshalb wirft dieses 
Katastrophenbi ld ein Zwielicht insbe­
sondere auf das Triageziel »Die Anzahl 
der Geretteten so ll maximiert werden«, 
wenn das Gebot sich auf die erste Kata­
strophe bezieht. Bei den anderen Tria­
gezielen müßte der Zeitbezug mit seinen 
Auswirkungen auf die Triageregeln 
ebenfa ll s überdacht werden. Diese Pro­
bleme werden zumindest in der 
deutschsprachigen katas trophenmedizi­
nischen und politologischen Literatur, 
soweit zu übersehen, nicht angespro­
chen. 

V Über den Status des Triagearztes 
werden in der Literatur nicht viele Wor­
te verloren . 

Beim näheren Hinsehen fällt je­
doch auf der einen Seite die feh­
lende Legitimierung und auf der 
anderen Seite die Überbelastung 
des Triagearztes auf. 



Den zu sortierenden Kranken gegen­
über braucht der Triagearzt, in seiner 
Eigenschaft als Gruppenführer, Legiti­
mationen. Wie die Erfahrung zeigt, 
wird der Status vielfach durch Opferbe­
reitschaft in Grenzsituationen legiti­
miert: Es wird als Selbstverständlichkeit 
angesehen, daß Unternehmer nach 
einem Bankrott keine Arbeitslosenun­
terstützung erhalten; die Untergebenen 
erwarten, daß sich der Stadtkomman­
dant der Belagerung als letzter entzieht; 
wir zollen Anerkennung, sind jedoch 
nicht überrascht, wenn der Erzieher sei­
ne Schützlinge in der Not nicht verläßt 
(extremes Beispiel : J anusz Korczak). 
Aus diesen Überlegungen fo lgt, daß der 
Arzt, der bei einer Katastrophe Patien­
ten sortieren will, nicht priviligiert 
wi rd. Auch die Gesamtgesellschaft hat 
ein Interesse daran, daß das Tun und 
Lassen einer Person, die über Leben 
und Tod entscheidet, durch eine rigoro­
se Ethik abgesichert wird. Einem ver­
letzten Arzt stünden dann im Zusam­
menhang mit dem Triagearzt-Status 
zwei Wege offen: Entweder strebt er 
diesen Status an, wird aber dann als 
Letzter behandelt, oder er verzichtet 
und wird dann bevorzugt, um die ande­
ren Kranken versorgen zu können . Ob 
dieser Vorschlag im Theoriegebäude des 
Utilitarismus oder des Rawlsschen Sy­
stems einen Platz hat, müßte durch ein­
gehende Untersuchungen geklärt 
werden. 

Auf der anderen Seite braucht der Tria­
gearzt Entlastun g, um sich seiner urei­
genen Aufgabe, eben der Triage, wid­
men zu können. Es kann ihm schlecht 
zugemutet werden, daß er die aktuelle 
Lage, die die Triage mit beeinflußt, 
selbst abschätzt. In der Literatur finden 
sich selten Hinweise, aus denen zu 
schließen ist, daß die aktuelle Lage 
durch Mitarbeiter vo n Rettungsleitstel­
len festgestellt werden sollte. Ob jedoch 
überhaupt jemand diese Aufgabe bewäl­
tigen kann, wenn das Nachrichtensy­
stem durch elektromagnetischen Impuls 
(EMP) gestört wird, sei dahingestellt. 

VI Aus dieser Skizze geht eindeutig 
hervor, daß der Triagevorgang, wie er in 
der katastrophenmedizinischen Litera­
tur präsentiert wird, alles andere als 
selbstverständlich ist. Haben die Kata­
strophenmediziner nicht zuviel auf sich 
geladen? War es notwendig, den ganzen 
Triagevorgang und vor allem das Tria­
geziel in eigener Regie fes tlegen zu wo 1-

len? Es geht hier nicht nur um eine 
zweckmäßige Arbeitsteilung innerhalb 
der Wissenschaft, sondern auch um ein 
Problem grundsätzlicher Art. 

Nach der herrschenden Lehre fällt die 
Bestimmung von gesellschaftlichen Zie­
len nicht in die Kompetenz der Wissen­
schaft, sondern in die der Politik; die 
Wissenschaft kann der Politik nur bera­
tend zur Seite stehen. Für das Triageziel 
dürfte dasselbe gelten, um so mehr als es 
sich hier um ein besonderes Verteilungs­
problem handelt : Es geht hier nicht um 
Verteilung von Luxusgütern, sondern 
durch die Gewährung oder Nicht-Ge­
währung medizinischer Ressourcen in 
letzter Konsequenz um die Verteilung 
von Leben. 

Gehört die grundsätzliche Rege­
lung eines Verteilungsproblems 
wie dieses nicht in die Kompetenz 
des Parlaments? 

Es ist, übrigens, leicht zu erkennen, aus 
welcher Quelle das gegenwärtig propa­
gierte Triageziel in die katastrophenme­
dizinische Literatur hineingeflossen ist 
und warum um die Klippen der Sozial­
wissenschaften ein weiter Bogen ge­
macht wurde. Rebentisch schreibt: 

»Die Katastrophenmedizin, vornehm­
lich ihr chirurgischer Anteil, steht der 
Kriegschirurgie inhaltlich am näch­
sten22.« 

Nun aber: 

»Das Ziel des Wehrchirurgen ist es, den 
Soldaten so bald und so tauglich wie 
möglich zu dessen Einheit zurückzu­
führen 2J .« 

Aus diesem höheren Ziel, dem Ziel der 
Armeeleitung, folgt das propagierte 
Sichtungsziel auch mit Geltung für die 
Zivilbevölkerung auf geradem Weg. Die 
utilitaristische Verbrämung des Triage­
ziels in der katastrophenmedizinischen 
Literatur stammt offensichtlich eben­
falls von der Wehrmedizin24

. 

Von der Armeeführung kann schwerlich 
erwartet werden, daß sie das Ziel der 
kurzfristigen Verlustminimierung zur 
Diskussion stellt. Hingegen könnten 
mit Geltung für die Zivilbevölkerung 
andere, je nach Kriegsbildern differen­
zierte Triageziele und -regeln institutio­
nalisiert werden, wenn im Parlament die 
Meinung obsiegte, daß bei der Triage 
ziviler Verletzter und Kranker etwa 
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auch das Gebot der Gerechtigkeit ir­
gendwie beachtet werden müßte. Aber 
selbst in diesem Falle bleibt bei der 
Antizipation einer künftigen Triage ein 
quälendes Unbehagen. Man weiß näm­
lich oder meint zu wissen, daß dann in 
der Vorstellung vieler Betroffenen trotz 
vorangehender Regelung eine neue Ent­
scheidungssituation entstünde, die nach 
dem Empfinden mancher Unmögliches 
verlangte: das bewertende Vergleichen 
des einen Lebens mit dem anderen. 
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Aus der leidenschaftlichen 
Anwältin der Abrüstung ist eine 
leidenschaftliche Anwältin der 
Zivilverteidigung geworden: 

Doris Lessing 
Im Zeit-Magazin Nr.47 vom 18. No­
vember 1983 wird im Beitrag »Aufbruch 
in den Weltraum" über den Wandel der 
bekannten Buch-Autorin Doris Lessing 
berichtet: 

" ... sie gehört zu jenen Schriftstellern, 
die nicht einfach nur Leser haben, son­
dern Jünger ... Im Verlauf ihrer 30jäh­
rigen Laufbahn als Schriftstellerin hat 
sie ihre Anhänger in recht verschiedene 
Welten geführt: ins Afrika der Kolo­
nien, ins Gewirr der Emotionen, die 
Männer und Frauen aneinander binden, 
in sozialen und geistigen Zusammen­
bruch, sogar in die nukleare Katastro­
phe. Sie war stets zutiefst politisch und 
wird weithin anerkannt als einer der 
ehrlichsten, intelligentesten und enga­
giertesten Autoren unserer Tage. « Nun 
aber fürchten viele ihrer Anhänger, Do­
ris Lessing habe sich in eine "kosmische 
Visionärin« verwandelt, weil sie mit 
einem neuen Roman "Shikasta«, wie sie 
es selbst nennt, einen ,. Weltraum-Fic­
tion«-Zyklus .. Canopus im Argos: Ar­
chiv« einleite. Die Autorin sagt: 

»Die Menschheit entwickelt sich immer 
weiter, möglicherweise wegen der Bela­
stungen, die wir überlebt haben. Zum 
Beispiel die schweren chemischen An­
schläge auf uns alle. Wir leben in so viel 
Chemikalien wie nie zuvor. Wie wird 
sich das auswirken? Wir wissen es nicht." 

»Das einzige, was wir wissen, ist, daß 
die Gattung Mensch einer extrem hohen 
Belastung ausgesetzt ist", fährt sie fort . 
»Wir sind bei der letzten Eiszeit vor 
12 000 Jahren noch einmal davonge­
kommen, heute stehen wir kurz vor 
einer neuen Eiszeit - vielleicht in einer 

Woche oder in 1000 Jahren. Verglichen 
mit dieser Bedrohung ist der Atomkrieg 
ein Witz. Wir haben Eiszeiten überlebt, 
Kriege und Hungersnöte. Im Mittelalter 
haben die Menschen damals geglaubt, 
sie würden das 14.Jahrhundert nicht 
überleben, aber sie taten es. Wir können 
alles überleben, was sie sicb vorstellen 
können." 

Auch einen Atomkrieg? »Theoretisch ja. 
Mich interessiert darum nicht die Frage, 
ob wir abrüsten, sondern ein vergleichs­
weise sehr enges Thema - die Zivilver­
teidigung, besonders in Europa, das 
heißt, wie sich Menschen schützen kön­
nen, hier, wo das Schlachtfeld eines 
Atomkrieges angenommen wird. Ich 
glaube, es ist möglich, Menschen gegen 
alles außer einen direkten Atomschlag 
zu schützen. Die Schweiz hat eine Un­
tersuchung erstellt, aus der hervorgeht, 
daß 95 Prozent ihrer Bevölkerung über­
leben kann. " 

Aus der leidenschaftlichen Anwältin der 
Abrüstung ist eine leidenschaftliche An­
wältin der Zivilverteidigung geworden. 
Ist sie zu dem Schluß gekommen, daß 
Abrüstung unmöglich und ein Atom­
krieg unvermeidbar ist? 

»Ich bin vollkommen einverstanden da­
mit, alle dazu zu bringen abzurüsten", 
sagt sie, »aber wenn unsere Bemühun­
gen scheitern sollten, brauchen wir eine 
anständige Zivilverteidigung." Sie habe 
deshalb mit dem Schauspieler Richard 
Burton und einer Reihe von Wissen­
schaftlern die NuPAG (Nuclear Protec­
tion Advisory Group) gegründet, eine 
Interessengemeinschaft für Zivilvertei­
digung in England. 



Mancher Schmerz bleibt erspart durch 
Warnung zur rechten Zeit ~ 

Warnung schafft Sicherheit­
im Kleinen wie im Großen, für 
Betroffene und Verantwort­
liche. Warnung kann Unglücke 
verhindern, Schäden verrin­
gern. 
Wir bauen Elektronische Sire­
nen - hochwirksam, zuverläs­
sig, anpassungsfähig. Auch für 
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Massenspektrometer-Experimente für 
die europäische Raumsonde GIOTTO 

Im Rahmen von Ausschreibungen 
wurde Dornier System vom MPI für 
Kernphysik, Heidelberg, mit der 
Entwicklung und dem Bau des 
Gesamtexperimentes PIA und der 
Struktur zum NMS beauftragt. Diese 
Geräte werden vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie (BMFT), 
vertreten durch die Deutsche 
Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt e. V. - Bereich 
Projektträger -, finanziert. 

Wesentliche Randbedingungen bei der 
Entwicklung der Experimente sind be­
grenztes Gewicht und elektrische Lei­
stung sowie hohe magnetische Reinheit. 
Dazu erfordert die anzuwendende Meß­
methode bei der Mehrzahl der Senso­
ren, daß sie entweder aus dem Satelliten 
herausragen (NMS) oder ganz außer­
halb montiert werden (PIA). Dadurch 
sind sie teilweise dem Staubschutz von 
GIOITO entzogen und müssen, soweit 
möglich, sich selbst gegen frühzeitige 
Zerstörung durch Staubeinschlag 
schützen. 

Neutral Mass Spectrometer 

Meßaufgabe und Funktionsbeschrei­
bung 

Das Experiment soll dem Nachweis der 
chemischen Zusammensetzung von Ga­
sen und ionisierten Spezies in der Koma 
(des Kometen Halley) dienen. Es mißt 
hierbei ihre chemische und isotopische 
Häufigkeit sowie deren Energievertei­
lung. Es besteht aus zwei Spektrome­
tern: dem E-Analysator (Abb. 1) (elek­
trostatischer Parallelplatten-Analysator) 
und dem M-Analysator (Abb.2), der 
aus einem elektrostatischen Parallelplat­
ten-Analysator, gekoppelt mit einem 
magnetischen Analysator in doppelt fo­
kussierender Geometrie, besteht. Der 
Empfindlichkeit des Gerätes gegen 
Kontamination wird durch speziell ab­
werfbare Schutzkappen vor den Ein-
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Im Sommer 1985 soll die unbemannte Raumsonde GIOTTO der 
europiiischen Weltraumorganisation ESA zum Kometen Halley starten. 
Ihre wissenschaftliche Nutzlast ermöglicht eine chemische Analyse der 

Kometenmaterie, durch die entscheidende Aufschlüsse über die 
Entstehungsgeschichte des Sonnensystems und die Natur der äußeren 
Planeten erwartet werden. Zu dieser Nutzlast gehören unter anderem 

die Massenspektrometer »Particulate Impact Analyser« (PIA) und 
»Neutral Mass Spectrometer« (NMS). 

trittsfenstern und durch die druckdichte 
Auslegung des Sensors Rechnung ge­
tragen. 

Als Staubschutz im Bereich des Ein­
trittssystems ist eine verstärkte Ausfüh­
rung der Grundstruktur vorhanden mit 
einer vorgeschalteten Panzerplatte. 

Struktur 

Die Sensorstruktur dient als Träger der 
Sensorkomponenten und besteht aus 
einem monolithischen, stark verrippten 
und gefrästen Grundkörper mit integra­
len Befestigungspunkten. Durch diese 
Bauweise wird der Steifigkeit (hohe Re­
sonanzfrequenz), dem Thermalhaushalt 
sowie der Forderung nach Gewichtsmi­
nimierung und Gasdichtigkeit in idealer 
Weise Rechnung getragen. Die Seiten­
wände und Steckerplatten werden als 
druckdichte Deckel in gleicher Weise 
hergestellt. Beide Spektrometer sind 
durch eine integrale Trennwand EMC­
mäßig voneinander getrennt. Als Staub­
schutz im Bereich des Eintrittssystems 
ist eine verstärkte Ausführung der 
Grundstruktur (25 mm) vorgesehen, da­
mit das Gerät bei den erwarteten Ein­
schlagraten nicht zerstört wird. Das 
Eintrittsschutzkappensystem stellt 
einen federvorbelasteten Klappenme­
chanismus dar, der durch einen pyro­
technischen Schneider ausgelöst wird. 

Höchste Zuverlässigkeit der Funktion 
ist gerade für diese Baugruppe unab­
dingbar. 

Die aus dem vollen gefrästen Basisplat­
ten von E- und M-Analysator werden 
peripher direkt mit der Sensorstruktur 
verschraubt. Die Basisplatte des M­
Analysators, die den 3 kg schweren Ma­
gneten zu tragen hat, stellt das kritisch­
ste Element bezüglich der Festigkeit 
und Strukturdynamik dar, insbesondere 
weil der Magnet eine hochspannungsfe­
ste und justierbare Ankopplung ver­
langt. Starken Einfluß auf die Konstruk­
tion haben die thermischen Randbedin­
gungen, die insbesondere durch die 
strengen Temperaturforderungen der 
Detektoren bestimmt werden. Dazu 
kommt noch die Forderung nach einem 
passiven Konzept. Es sieht vor, daß die 
im Sensor dissipierte Leistung über 
einen Radiator direkt an den Weltraum 
abgegeben wird (Abb. 3) und der Sensor 
selbst von der Elektronik und der 
Raumsonde thermisch entkoppelt ist. 

Die Elektronikbox ist räumlich vom 
Sensor getrennt. Auch hier bildet eine 
gefräste, hochsteife Rahmenstruktur 
den Träger zur Aufnahme der Kompo­
nenten (Platinen, Kabelbaum, Stecker). 
Die extrem großen Platinen werden zur 
Steifigkeitserhöhung zusätzlich mit der 
extrem dünnen Haube und den Platinen 
verschraubt. 



Alle Strukturteile sind aus EMC- und 
Reinheitsgründen (5 I-lm) vergoldet. 

Perticulate Impact Analyser 

Meßaufgabe und Funktionsbeschrei­
bung 

Die Hauptaufgabe des Experimentes ist 
die in-situ-Messung der chemischen und 
physikalischen Eigenschaften der Staub­
teilchen während des Fluges durch die 
Staubhülle des Kometen Halley. Insbe­
sondere werden die chemische Zusam­
mensetzung und zugehörige Massen 
einzelner Staubpartikel gemessen. 

Den prinzipiellen Aufbau des Sensors 
zeigt Abb.4. Die Staubteilchen gelan­
gen durch das Baffle und den Shutter, 
der in seiner Durchtrittsöffnung variiert 
werden kann, auf das Target. Beim Ein­
schlag darauf entsteht ein Lichtblitz und 
es bilden sich Sekundärteilchen, neutra­
le und ionisierte Atome und Moleküle. 
Das so gebildete Plasma enthält Be­
standteile vom Kometenstaub und vom 
Target. 

Die beim Aufschlag entstandenen Ionen 
werden durch Beschleunigungs-Span­
nungen im Targetbereich in die »Flug­
zeiteinheit« geleitet. Die Flugzeit in der 
»Flugzeiteinheit« hängt vom Verhältnis 
Ladung/Masse der Ionen ab. Demzufol­
ge werden die Ionen entsprechend ih­
rem Massenverhältnis in zeitlich aufein­
anderfolgende Massepeaks getrennt. 
Die Änderung der Bewegungsrichtung 
im Reflektor bewirkt eine Energiefo­
kussierung dieser Massepeaks. 

Experimentaufbau 

Den Aufbau des gesamten Experimen­
tes, bestehend aus Sensor und Elektro­
nik-Box, zeigen die Abb. 5 und 6. 

Der Sensor besteht im wesentlichen aus 
folgenden Funktionseinheiten : 

- Streulichtunterdrückungssystem 
(Baffle) 

- Sensorkopf mit 
- Shuttereinheit 
- Targeteinheit 
- Lichtblitzdetektor (Photo-

multiplier) 
- Gitter 

- Flugzeiteinheit mit 
- Driftrohren, Ionenlinsen 
- Reflektor 

Abb. 1 E-Analy­
sator 

Abb.2 M-Analysator 

- Multipliereinheit mit 
- Multiplier (Sekundärelektronen-

vervielfacher) 
- UV -Stimulus. 

Streulichtunterdrückungssystem (Baffle) 

Das Baffle ist vor dem Eintritt am Sen­
sorkopf befestigt. Es besteht aus einem 
Aluminiumrohr mit Blendeneinsätzen 
und sorgt dafür, daß unter dem wäh­
rend der Messung vorhandenen Sonnen­
einfallswinkel das Streulicht auf ein der­
artiges Maß reduziert wird, daß für den 
Lichtblitzdetektor ausreichende Meßbe-

GIOTTO 

Abb.3 Strukturmodell integriert in der 
Raumsonde 

dingungen gegeben sind. Die optisch 
wirksamen Innenflächen des Baffles 
sind zur wirksamen Lichtabsorption 
chemisch geschwärzt. 

Shuttereinheit 

Obwohl die Meßmethode die Verarbei­
tung hoher Einschlagraten zuläßt, muß 
durch die Einschränkungen hinsichtlich 
Gewicht und elektrischer Leistung die 
Einschlagrate auf etwa 100/ s begrenzt 
werden. Um das zu erreichen, ist eine 
variable Eintrittsöffnung notwendig, die 
entsprechend dem Staubfluß die Target­
fläche abschattet. Diese Öffnung wird 
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GIOTTO 

konzentrisch zur Targetmitte durch 
zwei übereinanderbewegliche Segmente 
gebildet, die durch einen Motor ange­
trieben werden. Bei der Formgebung 
und Materialauswahl war darauf zu ach­
ten, daß der Randeinfluß der Segmente 
möglichst gering ist. 

Targeteinheit 

Das Target ist eine wichtige Komponen­
te, da es zur Bildung der Ionen des zu 
untersuchenden Staubes dient. Bei der 
Auslegung waren folgende Anforderun­
gen wesentlich: 

- möglichst ebene Oberfläche, frei von 
Oxyden und anderen chemischen 
Verunreinigungen 

- Massenzahl größer 105 amu 
- günstige Eigenschaften hinsichtlich 

Ionenbildung 
- minimale Änderung der mechani­

schen Eigenschaften und der chemi­
schen Reinheit über die gesamte Tar­
getfläche. 

Dies führte zu einem Konzept, wonach 
das Target als eine dünne Metallfolie, 
entsprechend einem Kamera-Film auf­
gerollt, ausgeführt wurde. Damit kann 
während der Meßphase durch Abrollen 
unbenutzes, reines Targetmaterial expo­
niert werden. 

Gitter, Lichtblitzdetektor 

Die beim Staubeinschlag entstehenden 
Ionen werden durch das Spannungsge­
fälle zwischen Target, Beschleunigungs­
gitter und Eintrittsgitter in die Flugzeit­
einheit beschleunigt. Das Target hat ein 
Potential von 1 KV, das Beschleuni­
gungsgitter liegt auf -2 KV, das Ein­
trittsgitter auf Masse. Target und Be­
schleunigungsgitter liefern über ange­
schlossene Vorverstärker Identifika­
tionshilfen für einen Staubeinschlag und 
Zeitmarken für die Laufzeitmessung. 
Weitere Identifikationshilfen liefern der 
»Catcher« und der Lichtblitzdetektor. 
Der Catcher ist ein Lamellengitter, das 
in Staubausfallrichtung die beim Ein­
schlag des Staubes entstehenden Elek­
tronen mißt. 

Der Lichtblitzdetektor markiert mittels 
eines Photomultipliers mit Vorverstär­
ker den Einschlaglichtblitz, der ent­
steht, wenn die Staubteilchen auf dem 
Target auftreffen. 
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Abb.4 Schematischer Aufbau des Sensors 

Flugzeiteinheit 

Die Flugzeiteinheit ermöglicht den Io­
nen eine Bewegung frei von uner­
wünschten elektrischen und magneti­
schen Feldern. Sie besteht aus zwei 
Driftrohren, ausgerüstet mit Elektro­
nenlinsen, und dem zwischengeschalte­
ten Reflektor zur Um lenkung der 10-
nenbahnen um 172 Grad. Dieser Auf­
bau führt zu einer meßtechnisch sinn­
vollen Flugzeit der Ionen bei vertretba­
ren geometrischen Abmessungen dieser 
Einheit. 

Multipliereinheit 

Die aus der Flugzeiteinheit austretenden 
Ionen treffen, entsprechend ihrem Mas­
severhältnis in zeitlich getrennter Rei­
henfolge, auf den Sekundärelektronen­
vervielfacher auf und werden über den 
angeschlossenen VorverstärkeriDyno-

Abb. 5 Sensor und 
Elektronikbox auf 
dem Vibrator 
(Strukturmodell) 

denlogarithmierer registriert (Erfassung 
des Laufzeitspektrums). 

Ein dem Multiplier seitlich angebauter 
UV -Stimulus, ausgestattet mit einer 
UV -Blitzlampe, ist dafür vorgesehen, 
um während der Mission des Experi­
mentes eine Kalibration des Sekundär­
elektronenvervielfachers vornehmen zu 
können (Gain setting). 

Um die Reinheitsanforderung dieses 
Massenspektrometers erfüllen zu kön­
nen, ist der gesamte PIA-Sensor gas­
dicht ausgeführt und kann, bis kurz vor 
dem Start, unter Schutzgasatmosphäre 
gehalten werden. 

Elektronik 

Die Elektronik ist, mit Ausnahme der 
Vorverstärker, in einem separaten Ge­
häuse neben dem Sensor untergebracht. 



Ihre Hauptaufgaben sind Energiever­
sorgung, Signalaufbereitung, Datenver­
arbeitung, Ablaufsteuerung und Ver­
bindung zum Satelliten. Bei der Daten­
verarbeitung/-steuerung handelt es sich 
nicht nur um das Sammeln der Meßda­
ten, sondern auch um deren Zwischen­
speicherung, Bewertung und Ableiten 
von Änderungen des Betriebszustandes 
wie: 

- Bestimmung der Einschlagrate und 
Festlegen der Shutteröffnung 

- Bestimmung der Targetbewegung 
- Erzeugen und Auswerten von Test-

signalen (Inflight test) 
- Multiplier Gain setting (UV-Sti­

mulus) 
- Prüfen des Massenspektrums nach 

definierten Kriterien und Datenre­
duktion. 

Da die Meßbedingungen wie Staubver­
teilung und Partikel größe nicht ausrei-

chend bekannt sind und die kurze Meß­
zeit von ca. 4 Stunden nur bedingt ein 
Eingreifen vom Boden aus über Tele­
kommandosignale zuläßt, erfordert die 
Durchführung obiger Aufgaben, daß 
das Experiment selbst in der Lage sein 
muß, seine Steuerfunktionen aus der 

GIOTTO 

Abb.6 Sensor und 
E-Box Struktur­
modell integriert 
in der Raumsonde 
GIOTIO 

Analyse der vorliegenden Daten abzu­
leiten. Es muß selber vorprogrammierte 
Entscheidungen aus den tatsächlichen 
Zusammenhängen treffen können, was 
durch den Einsatz eines Microprozes­
sorsystems realisiert wird. 
Quelle: Dornier-Post 

.. ~. dem R~s~k. leiten 
Radioaktive Strahlung macht vor Ländergrenzen genauso wenig halt wie Regen und Wind und 
Schnee. Was nützte es also, wenn die Bundesrepublik Deutschland auf Kernkraftwerke 
verzichtete, ringsum, entlang ihrer Grenzen, aber Gefahren durch solche Anlagen der Nachbarn 
uns bedrohten. Solange nicht allseits und weltweit auf Kernkraft verzichtet wird, solange müssen 
auch wir mit ihr und mit den möglichen Gefahren durch sie leben und müssen versuchen, 

gesundheitliche Schäden durch Vorsorgemaßnahmen und Schutzeinrichtungen zu mindern. 

Risiko der Katastrophe 

1. Das Risiko 

Das Risiko wird mathematisch als Pro­
dukt aus Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Schadensausmaß definiert. Mit an­
deren Worten: Eine relativ seltene Kata­
strophe mit vielen Opfern kann das glei­
che Risiko bedeuten wie die tagtäglich 
durch Unfälle sterbende relativ kleine 
Zahl von Menschen und umgekehrt. 

Das gleiche Risiko hat allerdings noch 
lange nicht die gleiche gesellschaftliche 
Akzeptanz zur Folge. Das gilt beson­
ders bei katastrophalen Gefahren­
potentialen (Großkatastrophen), selbst 
wenn die Eintritt wahrscheinlichkeit 
noch so gering ist! 

a) Risiko und Katastrophe 

Die Zahl der durch großtechnische Ka­
tastrophen ums Leben gekommenen 
Menschen ist verschwindend gering im 
Verhältnis zur Zahl der Opfer, die die 
technischen Errungenschaften schlei­
chend, d. h. unterhalb der Bewußtseins­
schwelle, fordern. Dies hängt mit der 
Bedeutung des Wortes »Katastrophe« 
im psychologischen Bereich und dessen 
Bewertung in den Medien zusammen. 

Große Flugzeugunglücke füllen die Zei­
tung, Großfeuer oder chemische Unfäl­
le, Naturkatastrophen machen Schlag­
zeilen; von jenen, die bei einem Ver-

- kehrsunfall ums Leben kommen, liest 
man allenfalls im Lokalteil. Die offen­
sichtliche Katastrophe, das ist der große 
Knall. Die Unfälle durch Leichtsinn 

und Stromschlag im Haushalt, die Ver­
kehrstoten, die Raucher nicht zuletzt, 
das sind - statistisch gesehen - die wah­
ren Dramen, gegenüber denen wir zu 
sehr die Augen verschließen. Die zu­
nehmende Verseuchung der Umwelt 
mit ihrer globalen Fol.~e einer Weltkli­
maveränderung, die Olverschmutzung 
der Meere und die daraus resultierende 
Vernichtung eines lebenswichtigen 
Nahrungsreservoirs, die Ausrottung 
von Pflanzen und Tieren mit ihren er­
heblichen Konsequenzen - dies sind die 
eigentlichen Existenzkrisen der näch­
sten Generationen und nicht die weni­
gen Großunfälle - und sei es mit verhee­
renden Auswirkungen. 

Fazit: Es ist im Ansatz verfehlt, sich 
vorwiegend auf die Aufspürung von Ri-
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Risiko 

siken infolge technischen Versagens zu 
konzentrieren - es gilt vorrangig, den 
verborgenen schleichenden sekundären, 
ja teilweise tertiären Risiken der moder­
nen Großtechnik nachzuspüren. 

b) Urängste und pseudorationale 
Contras 

Die Kernenergie und Chemie besitzen 
gegenüber den profanen Existenzgefah­
ren Feuer, Flut, Erdbeben, Sturm und 
Seuchen etwas Ungewisses und Beklem­
mendes . Radioaktivität und Giftgase 
rauben, weil sie meistenteils der 
menschlichen Wahrnehmung entzogen 
sind, die Hoffnung, durch Früherken­
nung, Gegenmaßnahmen oder wenig­
stens Flucht dem Unentrinnbaren doch 
noch entkommen zu können. 

Da werden Urängste wach! 

Diese Tatsache hat auch einen entschei­
denden Einfluß auf die Diskussion über 
die Sicherheit von Kernkraftwerken. 
Das Interesse der Öffentlichkeit wird 
nicht durch die 99,99 %ige Sicherheit 
bestimmt, sondern durch das verblei­
bende Hundertstel Risiko. Außerdem 
ist das Streben nach persönlicher Sicher­
heit die wesentlichste Triebkraft des 
menschlichen Lebens. Aus diesen 
Gründen würden wohl auch sofort 
sämtliche Atommeiler der westlichen 
Welt geschlossen, wenn durch eine ein­
zige nukleare Katastrophe jene von den 
Experten für den schlimmsten Fall be­
rechneten 15000 Menschen stürben, die 
sich jahraus, jahrein allein auf Deutsch­
lands Straßen zu Tode fahren . 

Es existiert also, und dies zu leugnen 
wäre unredlich, eine schwerwiegende ir­
rationale Komponente in der Diskus­
sion um die Sicherheit von Kernenergie­
und Chemieanlagen! 

Dabei ist noch nicht einmal berücksich­
tigt, welchen ungeheueren positiven 
Nutzen wir von diesen Technologien 
haben. 

2. Risikostudien 

a) Grundsätzliches 

Die wachsende gesellschaftspolitische 
Auseinandersetzung mit den Gefahren 
der Großtechnologien, speziell der 
Kernenergie, hat zu der Entwicklung 
einer neuen Forschungsrichtung ge­
führt: Risikobetrachtung (Risk Assess-
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ment). Dr. J obst Conrad vom Frankfur­
ter Batelle Institut ordnet ihr sechs we­
sentliche Aufgaben zu: 

• Risiken von Technologien zu identi­
fizieren und nach Möglichkeit quantita­
tiv zu berechnen, 

• Risiken verschiedener Art miteinan­
der zu vergleichen, 

• Risiken und Nutzen von Technolo­
gien gegeneinander abzuwägen, 

• Kriterien für die Akzeptanz von Ri­
siken innerhalb der Gesellschaft zu ent­
wickeln, 

• Einstellungen und Verhalten von In­
dividuen und Organisationen gegenüber 
Risiken zu analysieren, 

• ökonomische und politisch praktika­
ble Verfahren zur Verringerung von Ri­
siken zu erarbeiten. 

b) Grenzen der Aussagekraft 

Die Probleme der Risikoforschung be­
ginnen bereits dort, wo sie sich ihre 
Ziele setzt: Risiken abzuschätzen, für 
die es wenig, manchmal keine Erfah­
rungswerte gibt. 

So sind sich die Fachleute dieser Diszi­
plin zwar weitgehend einig, daß Atom­
und Chemiekatastrophen mit einem 
sehr großen Schadensausmaß relativ sei­
ten sind, über die Frage des »wie sel­
ten?« ist man allerdings durchaus unter­
schiedlicher Meinung. Dies ergibt sich 
auch aus einem Vergleich der Ergebnisse 
der Rasmussen-Studie, einer Untersu­
chung der Union of Concerned Scien­
tists, mit der Deutschen Risikostudie 
und anderen Berechnungen. Die Erfah­
rung aus rund 200 Reaktorbetriebsjah­
ren kommerzieller Kernenergie bietet 
einfach keine angemessene statistische 
Basis für Risikoprognosen über die 5000 
Reaktorjahre, die in diesem Jahrhundert 
noch zu erwarten sind, heißt es in dem 
vielbeachteten Bericht der Ford-Foun­
dation. Mit einfachen Worten: Die Da­
tenbasis ist sehr dünn, fast zu dünn, und 
die daraus resultierenden Probleme von 
Risikoanalysen für den Bereich der 
Kernenergie liegen auf der Hand. 

- Die Bestimmung von Risiken ist mo­
dellabhängig. Da jedes Modell die 
Realität auf spezifische Aspekte re­
duziert, ist damit die Gefahr gege­
ben, daß wesentliche Risiken überse­
hen werden (Beispiel: etwa der Ka­
belbrand im Reaktor Browns Ferry 

oder auch die Wasserstoffblase von 
Three Mile Island). 

- Risikoanalysen werden an einem be­
stimmten Objekt vorgenommen (in 
der Deutschen Risikostudie z. B. am 
Reaktortyp Biblis B.) . Die Ergebnis­
se können damit nur begrenzt auf 
andere Objekte übertragen werden. 

- Der Einfluß menschlichen Verhal­
tens ist in Risikoanalysen schlecht 
quantifizierbar (Beispiel: der Psy­
chopat in der Schaltzentrale). 

Jede Risikoanalyse ist zudem durch die 
Fantasie ihrer Autoren begrenzt, was 
besonders für den Bereich menschlichen 
Versagens gilt. Manche Eventualitäten, 
wie Krieg und Sabotage, lassen sich ge­
nauso wenig berechnen wie die Wahr­
scheinlichkeit, daß Sicherheitseinrich­
tungen absichtlich ausgeschaltet werden 
(wie im Reaktor Brunsbüttel) gesche­
hen) oder gar ein psychisch kranker Be­
triebsingenieur verrückt spielt und einen 
Reaktor mutwillig zum Meltdown, also 
zur Kernschmelze, bringt. 

Hinzu kommt noch eine weitere sachge­
bundene Schwachstelle von Risikoana­
lysen: Man setzt immer nur voraus, daß 
in einem Unfallablauf nur zwei grund­
sätzliche, voneinander unabhängige 
Fehler passieren können, wobei uner­
heblich ist, ob dieser nun vom Bedie­
nungspersonal oder durch einen Mate­
rialfehler hervorgerufen wurde! In 
Three Mile Island jedoch hat sich ge­
zeigt, daß innerhalb von 15 Minuten 
6 Fehler gemacht wurden. Viele Fach­
leute plädieren daher für eine Abkehr 
von diesem deterministischen Prinzip 
und befürworten stattdessen eine pro­
babilistische Analyse, die alle erdenkba­
ren Unfallabläufe berücksichtigt und ih­
nen eine Wahrscheinlichkeit zumißt. 

Beispiel: 

Situation a - Zwei grundlegende vonein­
ander unabhängige Fehler. Ein Elektri­
ker schaltet bei Arbeiten an einer Vertei­
lung den Hauptstromkreis nicht ab (er­
ster Fehler) und benutzt nichtisoliertes 
Werkzeug (zweiter Fehler). 

Situation b - Vier grundlegende vonein­
ander unabhängige Fehler. Ein Auto­
fahrer beachtet ein Vorfahrtsschild nicht 
(erster Fehler/menschliches Versagen), 
fährt ohne Licht, so daß der andere ihn 
zu spät erkennt (zweiter Fehler/ 
menschliches Versagen), die Bremsen 



funktionieren nicht (dritter Fehler, Ma­
terialschaden) und ein Reifen platzt 
(vierter Fehler, Materialfehler). 

Die beiden Beispiele zeigen, erst recht 
auf technische Großanlagen angewandt, 
daß man mit ein wenig Fantasie die An­
zahl der grundlegenden voneinander 
unabhängigen Fehler beliebig erhöhen 
kann ( ... aber auch auf ein unzulässig 
niedriges Maß reduzieren kann ... ). 

Das besondere und generelle Manko 
von Sicherheitsstudien ist jedoch, daß 
sie zwar die Wahrscheinlichkeit eines 
nuklearen Desasters mit Tausenden von 
Toten voraussagen können, jedoch 
nicht, wann mit einem solchen extrem 
seltenen Ereignis zu rechnen ist. 

Einem Flugzeugunglück am Boden mit 
mehr als 500 Toten war in Rasmussens 
Risikostudie die Wahrscheinlichkeit von 
einmal in 1000 Jahren eingeräumt wor­
den; schon zwei Jahrzehnte nach dem 
erstmaligen Einsatz von Großflugzeu­
gen ereignete sich jedoch ein solcher 
Unfall, als zwei vollbesetztejumbo-Jets 
auf dem Vorfeld des Flughafens von 
Teneriffa kollidierten und 526 Men­
schen ihr Leben lassen mußten. 

Mehr noch! Nach den Berechnungen 
der Deutschen Risikostudie ist ein Er­
eignis wie jenes in Three Mile Island 
eigentlich nur alle 10 000 Reaktorjahre 
zu erwarten. Es geschah aber schon 
20 Jahre nach der Geburtsstunde der 
Kernenergieversorgung, also nach rund 
1600 Reaktorjahren! 

(Definition: Wenn ein Reaktor 30 Jahre 
in Betrieb ist, sagt man dazu 30 Reak­
torjahre - wenn 6 Reaktoren 5 Jahre in 
Betrieb sind, ergeben sich ebenfalls 
30 Reaktorjahre. Die weltweite Erfah­
rung bis Ende 1981 betrug etwa 2000 
Reaktorjahre.) 

Aus den inzwischen für jeden Leser 
wohl sichtbar gewordenen Grenzen von 
Risikostudien ergeben sich im wesentli­
chen zwei Konsequenzen : 

• die weitere Erhöhung der Sicherheit 
nach dem jeweiligen Stand von Wissen­
schaft und Technik und 
• die lückenlose Vorbereitung auf den 
nuklearen Groß unfall. 

Da niemand ernsthaft bezweifelt, daß 
Reaktoren der ersten Generationen 
einen wesentlich niedrigeren Sicher­
heitsstandard besitzen als neue Kern­
kraftwerke, damit also definitionsgemäß 

Risiko 
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" In der amerikanischen Rasmussen-Studie 
'wurde erstmals das errechnete Risiko, bei 
einem Reaktorunfall sofort (Kurve A) oder 
du rch Langzeitschäden (Kurve B) ums Leben 
zu kommen, mit anderen Risiken der Tech­
nik verglichen, welche auf Erfahrungswerten 
beruhen. Für die Spättodesfälle kam die 
Union of Concerned Scientists wenig später 

»unsicherer« sind, ergibt sich daraus 
zwangsläufig die Notwendigkeit einer 
sicherheitstechnischen Nachrüstung 
(sog. Backfitting), wobei es keine »Gü­
terabwägung zwischen wirtschaftlichem 
Nutzen und Sicherheit« geben dürfe, 
wie der frühere Staatssekretär Dr. Gün­
ter Hartkopf aus dem Bundesministe­
rium des Inneren betont hat. 

Die zweite Konsequenz des begrenzten 
Aussagewertes von Risikobetrachtun­
gen im Bereich Reaktorsicherheit hat 
mindestens ebenso entscheidende Be-

zu wesentlich anderen Ergebnissen (Kur­
ve C); ebenso die Deutsche Risikostudie für 
Soforttote (Kurve D) und Spättote (Kur­
ve E). Dies illustriert die Unsicherheit von 
Risikoberechnungen für die Kerntechnik, so­
lange die Datenbasis aufgrund der geringen 
Erfahrungen sehr dünn ist . 

deutung. Selbst wenn sich bei einer fort­
während erhöhten Sicherheit (Anpas­
sung an den Stand der Technik) das 
sogenannte Restrisiko ständig verklei­
nert, aber niemals gleich Null werden 
kann, erst recht unberechenbar bleibt, 
wann dieser Rest eigentlich akut wird, 
d. h. zum Unfall führt, kann daraus nur 
die Notwendigkeit einer effektiven Vor­
bereitung auf Atomkatastrophen abge­
leitet werden. 

Quelle: aus einem Beitrag in SURVI­
VAL NEWS 3/83 
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Die Zivilverteidigung ist eingebettet in die Gesamtverteidigung. Ein weiterer Teil der Gesamt­
verteidigung in der neutralen Schweiz ist die wirtschaftliche Landesverteidigung. Diese soll, wie der 

nachfolgende Bericht herausstellt, künftighin im Rahmen der sicherheitspolitischen Maßnahmen 
nicht mehr nur auf den Kriegsfall beschränkt werden, sondern auch auf den Fall äußerer Bedrohung 

ohne Waffengewalt, auf Mangellagen, Wirtschaftsembargo, weltweite Mißernten. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist - wie die Schweiz - bei der Deckung des Nahrungsmittel­
bedarfs ebenso wie des Energiebedarfs vom Ausland abhängig. Deshalb stellen wir unseren Lesern 

diese Konzeption aus der Allgemeinen Schweizerischen Militärzeitschrift 9/83 vor. 

Wirtschaftliche Landesverteidigung 

1 Wozu wirtschaftliche Landesvertei­
digung? 

D ie Armee vermag ihren Auftrag län­
gerfristig nur dann zu erfüllen, wenn 
sowohl für den Neutralitätsschutzfall 
als auch für den Verteidigungsfall be­
reits in Friedenszeiten die Vorausset­
zungen geschaffen werden, daß Volk 
und Armee beim Ausbleiben der Impor­
te an lebenswichtigen Gütern zu überle­
ben vermögen! Die dafür erforderlichen 
Maßnahmen sind im Rahmen der wirt­
schaftlichen Landesverteidigung zu 
treffen. 

Aufgrund der fortschreitenden Integra­
tion der Märkte laufen dabei die sicher­
heitspolitischen Aspekte der wirt­
schaftspolitischen Konkurrenzfähigkeit 
des Landes oft zuwider. Es galt also, 
eine Lösung zu finden, durch welche die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
nicht übergebührlich durch die unerläß­
lichen Maßnahmen im Rahmen der 
wirtschaftlichen Landesverteidigung be­
einträchtigt wird. 

2 Sicherheitspolitische Lagebeurtei­
lung 

2.1 Beurteilungskriterien 

Im Rahmen der Konzeption unserer 
Gesamtverteidigung nimmt die wirt­
schaftliche Kriegsvorsorge einen sehr 
hohen Stellenwert ein. Warum? 

Auf dem Industriesektor fehlen uns 
praktisch sämtliche, wirtschaftlich 
wichtigen Rohstoffe. Auf dem Gebiete 
der Energiewirtschaft ist die Lage nicht 
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viel besser; mit Ausnahme der Wasser­
kräfte, des Brennholzes und der energe­
tisch nutzbaren Abfälle verfügen wir 
über keine eigenen Energiequellen. Un­
ser Nahrungsmittelbedarf wird im Nor­
malfall nur etwas mehr als zur Hälfte 
durch die Inlandproduktion gedeckt. 

Die Schweiz ist deshalb für die Versor­
gung mit Rohstoffen, Energie und Nah­
rungsmitteln in sehr weitgehendem 
Ausmaß vom Ausland abhängig. Bei der 
Beurteilung unserer sicherheitspoliti­
schen Lage kommt deshalb der wirt­
schaftlichen Bedrohung große Bedeu­
tung zu. Dabei sind folgende Faktoren 
zu werten, die bekanntlich sowohl ein­
zeln als auch miteinander auftreten 
können: 

- Die außenpolitische Lage 
- Die militärische Bedrohung 
- Die wirtschaftliche Bedrohung 
- Die Spionage 
- Der Terrorismus 
- Die Subversion. 

2.2 Zur wirtschaftlichen Bedrohung 

Die Entwicklung der weltwirtschaftli­
chen Lage ist in den vergangenen Jahren 
in noch vermehrterem Maße durch Un­
sicherheit und Unstabilität gekenn­
zeichnet gewesen. Die Inflationsraten 
haben nicht nur in den Entwicklungs­
ländern, sondern auch in den Industrie­
staaten zum Teil in beängstigender Wei­
se zugenommen. Die Währungen waren 
großen Schwankungen unterworfen; die 
stark erhöhten Zinssätze führten zu ge­
waltigen Kostensteigerungen und damit 

zu einer rezessiven Wirtschaftslage mit 
sehr unterschiedlichem Beschäftigungs­
grad und zum Teil hohen Arbeitslosen­
quoten . 

Das führte auch in traditionell wichtigen 
Branchen und Märkten zu ernsthaften, 
strukturellen Problemen. Die Möglich­
keiten einer vermehrten außenwirt­
schaftlichen Bedrohung unserer Exi­
stenzgrundlagen sind dadurch noch aus­
geprägter zutage getreten. 

Was das für unser Land heißt, ist leicht 
verständlich, wenn wir uns die nachfol­
genden Zahlen über unseren Eigenver­
sorgungsgrad auf dem Rohstoff-, Ener­
gie- und Nahrungsmittelsektor vor Au­
gen halten: 

Rohstoffe Eigenver- Auslands-
sorgungs- abhängig-
grad keit 

Rohstoffe 5 % 95 % 
Energie 15 % 85% 
Nahrungsmittel 50% 50% 
davon: 
Brotgetreide 55% 45 % 
Zucker 35% 65% 
Speiseöle und -fette 10 % 90 % 
Reis, Kaffee, 
Tee, Kakao 0% 100 % 
Futtermittel 25 % 75 % 

Der Bedarf auf diesen Sektoren wird 
aber bis ins Jahr 2000 - vor allem auf­
grund der Konsumsteigerungen in den 
Entwicklungsländern - weltweit we­
sentlich mehr als die Bevölkerungszu­
nahme ansteigen und damit nicht nur in 
den Industriestaaten, sondern vor allem 



auch in den Entwicklungsländern im­
mer größer werden. Das Abhängigkeits­
verhältnis der rohstoffarmen Industrie­
nationen nimmt dadurch maßgeblich 
zu. Der Kampf um wirtschaftlich wich­
tige Einflußzonen dürfte somit ver­
schärft werden. Dabei ist nicht auszu­
schließen, daß die Befriedigung vitaler 
Bedürfnisse notfalls auch durch den 
Einsatz von Waffengewalt sichergestellt 
wird. Nur eine umfassende, den Be­
dürfnissen entsprechende Sicherung der 
Versorgung von Volk und Armee, die 
ein Durchhalten und Überleben gestat­
tet, vermögen deshalb unsere Abwehr­
bereitschaft glaubwürdig zu unter­
mauern! 

3 Die wirtschaftliche Landesverteidi­
gung 

3.1 Grundsätzliches 

Die wirtschaftliche Landesverteidigung 
ist damit zu einer strategischen Haupt­
aufgabe im Rahmen der Gesamtverteidi­
gung geworden. Sie ist ein unerläßliches 
Instrument davon und hat einen nam­
haften Beitrag zu ihrer Dissuasionswir­
kung zu leisten. 

Innerhalb der wirtschaftlichen Landes­
verteidigung ist dabei die Aufgabe der 
Versorgungssicherung wesentlich brei­
ter geworden. Sie darf und kann nicht 
mehr nur auf den Kriegsfall ausgerichtet 
sein. Bereits im Zustand relativen Frie­
dens können empfindliche Zufuhrstö­
rungen auftreten, welche unsere Versor­
gungsbereitschaft für den Verteidi­
gungsfall gefährden. Die Sicherstellung 
der Landesversorgung soll deshalb 
künftig im Rahmen unserer sicherheits­
politischen Maßnahmen nicht mehr nur 
auf den Kriegsfall und alle damit ver­
bundenen strategisch möglichen Fälle 
beschränkt werden. Es ist vielmehr un­
erläßlich, die Sicherstellung auch auf 
den Fall machtpolitischer, äußerer Be­
drohung ohne Anwendung von Waffen­
gewalt (machtpolitische Erpressung) so­
wie auf den Fall von Mangellagen (welt­
weiten Mißernten, wirtschaftliches Em­
bargo usw.), denen die Wirtschaft nicht 
mehr selbst zu begegnen vermag, auszu­
dehnen. 

3.2 Verfassungsrechtliche 
Grundlagen 

Diese Überlegungen haben gezeigt, daß 
die künftige Versorgungssicherung pri­
mär bestimmt auf den Kriegsfall ausge-

Wirtschaftliche Landesverteidigung 

richtet sein muß, daß sie aber auch mo­
dernen Krisenlagen, wie oben darge­
stellt, begegnen können muß. 

Die entsprechenden, verfassungsrechtli­
chen Grundlagen wurden durch Volk 
und Stände am 2. März 1980 mit über­
wältigendem Mehr gutgeheißen. Die 
Grundlagen unserer Versorgungspolitik 
wurden dabei in der Bundesverfassung 
wie folgt verankert: 

»Wenn das Gesamtinteresse es rechtfer­
tigt, ist der Bund befugt, nötigenfalls in 
Abweichung von der Handels- und Ge­
werbefreiheit, unter anderem Vorschrif­
ten zu erlassen über vorsorgliche Maß­
nahmen der wirtschaftlichen Landesver­
teidigung und auch über Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Landesversor­
gung mit lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen bei schweren Mangel­
lagen, denen die Wirtschaft nicht selbst 
zu begegnen vermag. « 

» Die Versorgungs­
politik leistet im 
Rahmen der Ge­

samtverteidigung 
einen maßgebli­
chen Beitrag zur 
Dissuasionswir-
kung, also zur 

Kriegsverhinde-
rung. « 

Die neue verfassungsrechtliche Grund­
lage erlaubt es dem Bund, lenkende und 
eingreifende Maßnahmen zur Sicherstel­
lung der Versorgung bei kriegerischer 
oder machtpolitischer Bedrohung (wirt­
schaftliche Landesverteidigung), aber 
auch Vorkehren gegen schwere Mangel­
lagen zu treffen, welche die Wirtschaft 
nicht selbst zu beheben vermag. 

Die Ausführungsbestimmungen zu die­
sem neuen Verfassungsartikel werden 
im neuen Landesversorgungsgesetz ge­
regelt, das anstelle des bisherigen Bun­
desgesetzes über die wirtschaftliche 
Kriegsvorsorge tritt. Das neue Landes­
versorgungsgesetz ist soeben, am 1. Sep­
tember 1983, in Kraft getreten. 

3.3 Das Bundesgesetz über die wirt­
schaftliche Landesversorgung 

3.3.1 Gliederung 

Das neue Landesversorgungsgesetz 
(L VG) gliedert sich im wesentlichen in 
zwei Hauptabschnitte, nämlich: 

- Die Maßnahmen der wirtschaft­
lichen Landesverteidigung zur Sicher­
steIlung der Versorgung, und zwar so­
wohl für den Fall machtpolitischer, äu­
ßerer Bedrohung ohne Anwendung von 
Waffengewalt (einschließlich Neutrali- . 
tätsschutzfall) als auch für den Kriegsfall 
(Verteidigungsfall) 
und 
- die Maßnahmen gegen schwere, 
quantitative Mangellagen, denen die 
Wirtschaft nicht mehr selbst zu begeg­
nen vermag. 

Im weiteren regelt es auch andere Maß­
nahmen im Rahmen der wirtschaft­
lichen Landesverteidigung, insbesonde­
re auch solche, welche zum Schutze von 
Vermögenswerten erforderlich sind. 

3.3.2 Maßnahmen zur wirtschaft­
lichen Landesverteidigung 

Der Bund sichert für den Fall einer Be­
drohung durch Krieg oder einer ande­
ren, unmittelbaren oder mittelbaren 
machtpolitischen Bedrohung, im Rah­
men der Gesamtverteidigung und in Zu­
sammenarbeit mit den Kantonen und 
der Wirtschaft, die Versorgung des Lan­
des mit lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen. Die Vorratshaltung, 
insbesondere die Pflichtlagerhaltung, ist 
dabei die wichtigste der ständigen Maß­
nahmen . Sie ist in der Regel Aufgabe der 
Wirtschaft. Dazu kommt die vorsorgli­
che Sicherstellung von lebenswichtigen 
Dienstleistungen, namentlich auf dem 
Gebiete des Transportwesens. 

Zur Sicherstellung der Pflichtlagerhal­
tung kann der Bundesrat die Einfuhr 
bestimmter, lebenswichtiger Güter der 
Bewilligungspflicht unterstellen. Er be­
dient sich dabei des indirekten Zwanges. 
Importberechtigt ist nur, wer sich durch 
Vertrag gegenüber dem EVD verpflich­
tet, innerhalb der Landesgrenzen stän­
dig einen bestimmten Pflichtvorrat sol­
cher Waren auf Lager zu halten. Die 
Einzelheiten dieser Pflichtlagerhaltung 
werden durch einen Pflichtlagervertrag 
geregelt. Dieser Pflichtlagervertrag kann 
vorschreiben, daß der Lagerhalter einer 
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Pflichtlagerorganisation angehört und 
sich an der Äufnung von Garantiefonds 
oder ähnlichen Einrichtungen seines 
Wirtschaftszweiges zur Deckung der 
Lagerkosten und des Preisrisikos auf 
den auf Pflichtlager gelegten Waren be­
teiligt. Die Garantiefonds werden durch 
die Erhebung von Beiträgen auf sämtli­
chen Importen von Waren gespeist, 
welche gemäß den einschlägigen Bun­
desratsbeschlüssen über die Vorratshal­
tung der Einfuhrbewilligungs- und La­
gerhaltungspflicht unterstellt sind. Die 
Beiträge in die Garantiefonds werden so 
bemessen, daß die Mittel ausreichen, 
um das Preisrisiko auf den auf Pflichtla­
ger gelegten Waren zu decken, die lau­
fenden Lager- und Verwaltungskosten 
zu bestreiten sowie nötigenfalls für un­
versicherbare Risiken aufzukommen. 

Das Ausmaß der Bedarfsdeckung der 
ordentlichen Pflichtlager wird vom 
Bundesrat im Einvernehmen mit den 
beteiligten Wirtschaftskreisen festge­
legt. Der Bund beteiligt sich an dieser 
Bedarfsdeckung mindestens im Ausma­
ße des Kriegsbedarfes der Armee, wobei 
die bundeseigenen, durch das Ober­
kriegskommissariat verwalteten Pflicht­
lager in Friedenszeiten durch die Wirt­
schaft ausgewechselt werden müssen, 
weil der friedens mäßige Bedarf der Ar­
mee viel zu klein ist, um die umfangrei­
chen Vorräte umzusetzen. 

Ist die Versorgung mit lebenswichtigen 
Gütern und Dienstleistungen infolge 
kriegerischer oder machtpolitischer Be­
drohung erheblich gefährdet oder ge­
stört, kann der Bundesrat zusätzliche 
Maßnahmen treffen wie z. B. Steigerung 
und Anpassung der inländischen Pro­
duktion, Beschaffung zusätzlicher Gü­
ter, generelle Erhöhung der vorhande­
nen Vorräte und Verlagerung derselben 
ins Landesinnere. Er kann aber auch 
Bewirtschaftungsmaßnahmen (Kontin­
gentierung, Rationierung usw.) anord­
nen. Mit der Inkraftsetzung von Maß­
nahmen bei zunehmender Bedrohung 
kann der Bundesrat den Organen der 
wirtschaftlichen Landesverteidigung 
auch das Requisitionsrecht einräumen. 
Die Requisition von Pflichtlagerbestän­
den ist dabei ausgeschlossen. 

3.3.3 Zu den Maßnahmen gegen 
schwere Mangellagen zufolge von 
Marktstörungen 

Zur Verhütung oder Behebung von 
schweren Mangellagen zufolge von 
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Marktstörungen (z. B. wirtschaftlichem 
Embargo, weltweiten Mißernten), de­
nen die Wirtschaft nicht selbst zu begeg­
nen vermag, kann der Bundesrat sowohl 
die Vorratshaltung als auch die Beschaf­
fung und die Verteilung von Gütern 
fördern. Finanzhilfen darf er allerdings 
erst gewähren, wenn sich die Förderung 
nicht anders verwirklichen läßt. 

Zur SichersteUung der Versorgung des 
Landes mit lebenswichtigen Gütern 
kann er zudem Vorschriften erlassen 
über die zusätzliche Anlegung von 
Pfüchtvorräten oder die Ausscheidung 
bestehender freiwilliger Pflichtlager. 
Reichen diese Maßnahmen nicht aus, so 
kann der Bundesrat zur Behebung von 
MangeLlagen für bestimmte lebenswich­
tige Güter die Freigabe der zusätzlich 
angelegten oder ausgeschiedenen 
Pflichtlager anordnen und damit auch 
innere Unruhen, Run- und Hamsterer­
scheinungen verhinder~. 

4 Maßnahmen zur Versorgungssiche­
rung 

4.1 Ernährungsplanung 

Von der gesamtschweizerischen Ober­
fläche von 4129315ha entfallen 25% 
auf völlig unproduktives Land. 25 % 
sind Wald und 42 % Alpweiden und 
Graswirtschaft. Die restlichen 8 % ent­
fallen auf offene Ackerflächen, ein­
schließlich dem Rebland. 

Der friedensmäßige, durchschnittliche 
Kalorienbedarf pro Kopf und Tag be­
läuft sich auf zirka 3200 Kcal. Davon 
werden in Friedenszeiten zirka 1650 
Kcal oder etwas mehr als 50 % aus der 
Inlandsproduktion gedeckt. Im Rahmen 
der Ernährungsplanung könnte die In­
landsproduktion durch entsprechende 
Ausdehnung der offenen Ackerfläche 
während 4 (vier!) aufeinanderfolgenden 
Anbaujahren sukzessive von 265000 ha 
auf 365000 ha erhöht werden, womit 
ein Bedarf von 2370 Kcal pro Kopf und 
Tag gedeckt werden könnte. 

Bei Abriegelung der Zufuhren könnte 
damit die Ernährung - allerdings bei 
massiver Verminderung des Ernäh­
rungsniveaus - sowohl für einen Neu­
tralitätsschutzfall als auch für einen 
KriegsfaLl zumindest während einer be­
stimmten Dauer sichergestellt werden, 
unter der Voraussetzung jedoch, daß 
das Saatgut und die Arbeitskräfte sowie 
die erforderlichen Treib- und Brenn-

stoffe für den Transport und die Verar­
beitung zur Verfügung stehen. 

Die Planung zeigt aber, daß der Nah­
rungsmittelbedarf in jedem Falle, also 
sowohl für die ersten 3 Jahre eines Neu­
tralitätsschutzfalles als auch für einen 
sofort eintretenden Verteidigungsfall, 
nur durch ausreichende Vorräte sicher­
gestellt werden kann, was denn auch seit 
langem mit Hilfe des Instrumentes der 
Pflichtlager geschehen ist. 

4.2 Pflichtlagerhaltung 

4.2.1 Bisherige Regelung 

Im Rahmen der wirtschaftlichen Lan­
desverteidigung hat der Bundesrat des­
halb seit langem die erforderlichen Maß­
nahmen für eine angemessene Sicher­
stellung der Versorgung für den Kriegs­
fall angeordnet. 

Die heute vom Bund (OKK) und der 
Wirtschaft gehaltenen Pflichtvorräte an 
importierten, lebenswichtigen Grund­
nahrungsmitteln vermögen in der Regel 
einen durchschnittlichen 11 monatigen 
Friedensbedarf zu decken. Für Brotge­
treide beträgt die Bedarfsdeckung sogar 
mehr als 12 Monate, Futtermittel 6 Mo­
nate, flüssige Treib- und Brennstoffe 
mehr als 6 Monate, Antibiotikas 12 Mo­
nate, Seifen und Waschmittel 4 Monate. 

Allein auf dem Sektor der importierten 
Grun~nahrungsmittel (Zucker, Reis, 
FettlOI, Kaffee, Tee und Kakao) beläuft 
sich die Pflichtlagerhaltung heute auf 
zirka 500000 t. Die jährlich dafür anfal­
lenden Kosten betragen zirka 75 Millio­
nen Franken, was einer Versicherungs­
prämie von Fr. 1.- pro Kopf und Mo­
nat der Bevölkerung entspricht. Dazu 
kommen noch die Kosten für die übri­
gen lagerpflichtigen Güter. 

Gemessen am Ausmaß der Bedarfsdek­
kung unserer Pflichtvorräte dürfen die 
Kosten dafür, die ausschließlich von der 
Wirtschaft und den Konsumenten getra­
gen werden, als bescheidene und vor 
allem auch langfristig vertretbare Versi­
cherungsprämie bezeichnet werden. 

4.2.2 Neuordnung 

Die Versorgung des Landes mit lebens­
wichtigen Gütern und Dienstleistungen 
soll künftighin im Rahmen der Gesamt­
verteidigung nicht mehr nur auf den 
Kriegsfall beschränkt, sondern auch auf 



andere unmittelbare oder mittelbare 
machtpolitische Bedrohungen (Erpres­
sung) erweitert werden. 

Obschon die Behebung von Mangella­
gen zufolge von fehlendem Angebot in 
der Regel Sache der Wirtschaft bleiben 
muß, sollen für gewisse Güter die 
Pflichtlagerbestände zu diesem Zwecke 
erhöht oder bestehende PHichtiager da­
für ausgeschieden werden. 

Eine klare Abgrenzung der Pflichtvor­
räte für die Behebung von Mangellagen 
einerseits und für die wirtschaftliche 
Landesverteidigung andererseits wird 
dabei unerläßlich sein. Erstrebenswert 
wäre dabei mindestens eine 3monatige 
friedensmäßige Bedarfsdeckung der 
Pflichtlager für die Behebung von Man­
gellagen und ein friedensmäßiger 9-Mo­
nats-Bedarf für die wirtschaftliche Lan­
desverteidigung. 

5 Schlußfolgerungen 

Mit einer angemessenen Versorgungssi­
cherung werden die Voraussetzungen 
für das Überleben von Volk und Armee 
in Neutralitätsschutz und im Verteidi­
gungsfall geschaffen, auch wenn diesen 
strategischen Fällen eine Mangellage 
oder eine machtpolitische Erpressung 
vorausgegangen ist. Die Versorgungs­
politik leistet damit im Rahmen der Ge­
samtverteidigung einen maßgeblichen 
Beitrag zur Dissuasionswirkung, also 
zur Kriegsverhinderung. Die für die 
Kriegsvorsorge Verantwortlichen haben 
dabei ihren Entschlüssen immer den 
schlechteren Gang der Dinge zugrunde 
zu legen, weil sie bei solchen Entschlüs­
sen nie genau richtig liegen werden. 
Gleich wie bei der Handhabung der 
Sprengbefugnis ist man entweder zu 
pessimistisch und handelt zu früh, oder 
aber man kommt aus Optimismus oder 
falscher Lagebeurteilung zu spät! 

Das Erstere jedoch ist reversibel und 
reparierbar, das Letztere aber mög­
licherweise ein irreparabler Schaden, 
vielleicht sogar eine Katastrophe. Auch 
der kriegswirtschaftlich Verantwortli­
che muß deshalb den spezifischen, oft 
auch heroischen Mut zum Handeln ha­
ben, wobei er den möglich schlechteren 
Gang der Dinge nicht verkennen darf. 

Ist Kemkraft doch 
ein besonderer 

Saft! 
Horst Meineke 

Zu landläufigen Meinungen, Behauptungen, Ver­
mutungen und Befürchtungen erhalten wir zugleich 
die entsprechenden Klarstellungen von kompetenter 

Seite. 

Welche Gefahren bringt 
die Kernkrafterzeugung t 

Behauptung 

»Wir müssen nur etwas sparsamer mit 
Energie umgehen, beispielsweise mit et­
was weniger Licht auskommen, dann 
brauchen wir keine Kernkraftwerke in 
der Bundesrepublik. « 

Klarstellung 

Die im Haushalt gebrauchte Energie 
wird verwendet für 
Heizung 85 % 
Warmwasser, Kochen 12 % 
Licht, Haushaltsgeräte 3 %. 
Das bedeutet: Wenn wir zuhause Licht 
sparen, schonen wir unsere Glühbirnen, 
aber erreichen keinen nennenswerten 
Strom-Spar-Effekt. Bei der Heizung er­
reichen wir allerdings große Einsparun­
gen, wenn wir uns daran gewöhnen, mit 
einer um ein paar Grad niedrigeren 
Zimmertemperatur auszukommen. Al­
lerdings - Strom sparen wir dadurch nur 

dann, wenn die Wohnung elektrisch be­
heizt wird. Die meisten Wohnungen 
werden aber mit Öl oder Kohle beheizt, 
und eine niedrigere Raumtemperatur 
wird zu einem (tatsächlich sehr wün­
schenswerten) niedrigeren Primärener­
gie-Verbrauch führen, aber kein einzi­
ges Kernkraftwerk überflüssig machen. 

Auch die Fernwärme-Versorgung in 
Ballungsräumen führt zu Energie-Ein­
sparungen, da der Wärmeverlust der 
einzelnen Heizanlagen entfällt und die 
Abwärme der Kernkraftwerke genutzt 
wird. Die Fernwärme-Erzeugung ge­
schieht allerdings auf Kosten der Strom­
erzeugung in diesen Kraftwerken, so 
daß pro hundert Millionen Tonnen 
Steinkohle-Einheiten, die im Haushalt 
eingespart werden, ein Kernkraftwerk 
oder zwei Kohlekraftwerke extra gebaut 
werden müssen. Mit weniger Kraftwer­
ken kommen wir also dadurch nicht 
aus. 
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Kernkraft 

Behauptung 

"Das Risiko eines katastrophalen Reak­
torunfaLLs ist ungewöhnlich hoch. " 

KlarsteIlung 

Auch nach dem Störfall im Kernkraft­
werk von Harrisburg/ USA gilt: das Ri­
siko eines katastrophalen Reaktorunfalls 
ist relativ klein . Untersuchungen der 
deutschen Reaktorsicherheitsstudie zei­
gen, daß das Risiko, durch den Störfall 
eines Kernkraftwerkes zu Schaden zu 
kommen, weit unter allen natürlichen 
und technischen Risiken liegt ; und bei 
mehreren tausend weltweit erreichten 
Reaktor-Betriebsjahren hat außerhalb 
eIßes Kernkraftwerkes noch kein 
Mensch irgendeinen ernst zu nehmen­
den nuklear verursachten Schaden erlit­
ten - auch nicht in Harrisburg. 

Behauptung 

" Ein Kernkraftwerk kann wte eme 
Atombombe explodieren. " 

KlarsteIlung 

Es ist ein Jammer, daß die segensreiche 
friedliche Nutzung der Kernenergie 
einen so unangenehmen Vorfahren hat 
wie die Atombombe. Während Bomben 
nun mal möglichst gefährlich gebaut 
werden, werden Kernkraftwerke sicher 
gebaut, man kann sogar sagen: mehr­
fach sicher. Ihre Existenzberechtigung 
liegt in einer langfristigen sicheren Ener­
gieversorgung, und wenn jemand sich 
auch noch so viel Mühe geben würde -
Kernmaterial explodiert nicht. Unsere 
Leichtwasser-Reaktoren arbeiten mit 
einer Uran-Mischung, die die gleiche 
Sprengfähigkeit hat wie drei Prozent 
Dynamit gemischt mit 97 Prozent Sand, 
nämlich gar keine! 

Behauptung 

»Kernkraftwerke sind stark gefährdet 
durch Flugzeug abstürze. " 

KlarsteUung 

Aufgrund von Analysen bekanntgewor­
den er Flugzeug-Abstürze und Absturz­
Statistiken wurde für das Bundesgebiet 
festgestellt, daß die überwiegende Zahl 
der Flugzeug-Abstürze in unmittelbarer 
Nähe der Start- und Landeplätze statt­
fand. Demzufolge werden Kernkraft-
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werke in der Nähe von Start- und Lan­
deplätzen nicht genehmigt. Die bauliche 
Auslegung der Kernkraftwerke (z. B. 
mehrfach vorhandene räumlich getrenn­
te Sicherheitssysteme jeweils unter­
schiedlicher Bauart, Stahlbetonkuppel) 
gewährleisten die Sicherheit der Anla­
gen gegen die dann noch möglichen 
Auswirkungen eines doch recht un­
wahrscheinlichen Flugzeug-Absturzes. 
Die Flugzeugführer sind ersucht, Kern­
kraftwerke in ausreichendem Abstand 
zu umfliegen und bei Übungsflügen die 
Bestimmung der Luftverkehrsordnung 
zu beachten. Für den militärischen 
Flugverkehr sind Kernkraftwerke genau 
wie andere Industrieanlagen als schutz­
bedürftige Objekte besonders gekenn­
zeichnet und dürfen nach Möglichkeit 
nicht im Tiefflug überflogen werden. 
Die Bundesregierung ist der Überzeu­
gung, daß eine Gefährdung der Kern­
kraftwerke durch den Absturz emes 
Flugzeuges nicht gegeben ist. 

Behauptung 

»Kernkraftwerke sind nicht erdbeben­
sicher. " 

KlarsteIlung 

Kernkraftwerke werden so gebaut, daß 
sie das größte jemals an ihrem Standort 
gemessene Erdbeben überstehen, ohne 
daß man sie abschalten müßte. Ein Bei­
spiel aus der Praxis: Das Erdbeben, das 
Anfang September 1978 vor allem im 
Gebiet Albstadt (Zollernalbkreis) ver­
gleichsweise große Schäden angerichtet 
hat, ließ den zwischen Stuttgart und 
Heilbronn gelegenen Reaktor des Ge­
meinschaftskernkraftwerkes Neckar un­
berührt. Ein Erdbeben-Meßgerät inner­
halb des Reaktor-Gebäudes verzeichne­
te keinerlei Regung. 

Behauptung 

»Kernkraftwerke erhöhen das Krebs­
risiko." 

KlarsteIlung 

In dieser Aussage liegt ein grundlegen­
der Fehler. Nur wer nicht dem Problem 
auf den Grund geht, kann an ein erhöh­
tes Krebsrisiko glauben . Zwar ist bei 
13 Kernkraftwerken in tausend Jahren 
theoretisch mit etwa zehn zusätzlichen 
Krebs-Toten zu rechnen. Aber hier hört 
die Rechnung eben nicht auf, denn wür-

den wir keine Kernkraftwerke bauen, 
um diese zehn Menschen am Leben zu 
erhalten, so müßte man statt dessen den 
Strom in Kohle- oder Ölkraftwerken 
erzeugen, deren Krebs-Risiko gewiß 
nicht unter dem von Kernkraftwerken 
liegt. 

Behauptung 

"Plutonium ist der gefährlichste Stoff, 
den wir kennen, und in Kernkraftwer­
ken wird es in ungeheuren Mengen her­
gesteLLt." 

KlarsteIlung 

Es ist bis heute kein Fall von Krebs 
nachgewiesen worden, der eindeutig 
durch Plutonium verursacht wurde. 
Auch die - um ein Beispiel zu nennen -
in der Steward-Mancuso-Studie be­
hauptete Häufung von Krebsfällen in 
Hanford durch Plutonium hat sich 
durch Überprüfung unabhängiger For­
schungsinstitute als falsch . erwiesen. 
Selbst wenn man sich Plutonium in die 
Adern spritzen würde - es dauerte 15 
bis 45 Jahre, bis etwa dreißig Milli­
gramm zu Krebs führen würden. Um 
den gleichen Effekt durch Inhalation zu 
erreichen, wäre die vier- bis fünffache 
Menge Plutonium erforderlich. 

30000mal mehr Plutonium - etwa ein 
Gramm - würde man bei "normaler« 
Nahrungsaufnahme benötigen. 

Behauptung 

»Nach der StiLLegung eines Kernkraft­
werks bleibt für immer eine strahlende 
Ruine übrig. " 

Klarstellung 

Eine Horror-Landschaft zeichnet sich 
auf der Netzhaut auf, ein Bild, das nie 
Wirklichkeit werden wird. Ein Kern­
kraftwerk kann abgebaut werden wie 
jedes andere Kraftwerk auch. Sicher, 
der Aufwand ist beim Kernkraftwerk 
größer, aber der heutige Stand der Tech­
nik entspricht voll der Aufgabe. Die 
radioaktiven Materialien müssen sorg­
fältig verpackt und entsorgt werden ; alle 
dafür notwendigen Technologien sind 
bekannt. Um die Kosten der Endbesei­
tigung zu decken, werden schon wäh­
rend der Betriebszeit eines Kernkraft­
werks die erforderlichen finanziellen 
Rückstellungen angesammelt; sie bela­
sten mit 0,05 Pfennig pro Kilowattstun-



de die Stromerzeugungskosten nur ge­
ringfügig. 

Für die Stillegung ausgedienter Kraft­
werke zeichnen sich drei Verfahren ab: 

a) Das einfachste Verfahren ist der »ge­
sicherte Einschluß« aller aktiven Reak­
tor-Komponenten - etwa im Sicher­
heitsbehälter, der solchermaßen zur 
Endlagerstätte umfunktioniert wird. Es 
bleibt keine strahlende Ruine zurück, 
aber die Anlage muß weiterhin sicher­
heitstechnisch überwacht werden. 

b) Auch die »totale Beseitigung« eines 
Kernkraftwerkes ist möglich: Aktive 
Teile werden mittels spezieller Verfah­
ren zerkleinert, verpackt und können 
wie radioaktive BetriebsabfäUe endgela­
gert werden. Das Verfahren ist aufwen­
dig, hat aber den Vorteil, daß das 
Grundstück danach uneingeschränkt für 
andere Zwecke genutzt werden kann. 

c) Es hängt von der Bauart des Kern­
kraftwerkes ab, ob es überhaupt stillge­
legt werden muß. Bei modernen Reak­
torkonzepten wird neuerdings in Be­
tracht gezogen, daß selbst die Groß­
komponenten nach Ablauf ihrer Le­
bensdauer ausgetauscht werden können. 
Entsprechende Untersuchungen sind im 
Gange. 

Behauptung 

»Terroristen können Atombomben zm 
Keller bauen. « 

Klarstellung 

Die geringste Spaltstoffmenge zur Her­
stellung einer Atombombe liegt bei vier 
Kilogramm waffenfähigen Plutonium­
Metalls, beziehungsweise bei 17 Kilo­
gramm Uran-Metall mit einer U-235-
Anreicherung von 93 Prozent. Ein der­
artiger Sprengsatz könnte nach sach­
kundiger Einschätzung nur in mehrjäh­
riger Arbeit vieler qualifizierter Fach­
leute gebaut werden und würde - ohne 
den Spaltstoff - einen zweistelligen Mil­
lionenbetrag kosten. Nur Staaten kön­
nen Bomben bauen. 

Behauptung 

»Die Uran- Vorräte auf der Welt reichen 
höchstens noch für zwanzig Jahre.« 

KlarsteIlung 

Diese niedrige Schätzung setzt allerhand 
voraus, das mit Sicherheit nicht gesche-
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In der Bundesrepublik sind 15 kommerzielle beziehungsweise der Forschung 
dienende Reaktoren in Betrieb. 23 weitere befinden sich im Bau oder in der 
Planung. Die Zweite Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung 
vom 14. Dezember 1977 sieht eine Kernkraftwerkskapazität von 24000 Megawatt 
im Jahre 1985 vor. Nach heutigen Prognosen wird diese Zahl nicht mehr erreicht 
werden können. 

hen wird . Die Uran-Vorräte reichen 
nämlich nur noch dann zwanzig Jahre, 
wenn 

1. nur das heute schon gefundene Uran, 
das mit heute vertretbaren Kosten ge­
winnbar ist, verwendet wird, also nicht 
das heute schon gefundene aber nur un­
ter höheren Kosten zu gewinnende 
Uran, 

2. keine weiteren Uranerzlager gefun­
den und ausgebaut werden, 

3. keine fortgeschrittenen Reaktor-Ty­
pen eingesetzt werden. Alle drei Vor­
aussetzungen sind unsachlich. Die be­
kannten Schätzungen der Uran-Reser­
ven beschränken sich auf die kostengün­
stigen Gewinnungsklassen, und außer­
dem sind erst 15 Prozent der Erdober-
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fläche nach Uran-Vorkommen unter­
sucht. Es sind noch große Uran-Funde 
zu erwarten, laufend werden neue Lager 
entdeckt. Selbst eine Verteuerung des 
Urans auf das wenigstens Dreifache des 
heutigen Preises wird die Wirtschaft­
lichkeit der Kernstrom-Erzeugung nicht 
in Frage stellen. Der Einsatz der fortge­
schrittenen Reaktortypen - der Hoch­
temperatur-Reaktor und der Schnelle 
Brüter - bringt dann eine wesentlich 
bessere Ausnutzung des Urans, so daß 
die Uran-Versorgung für Jahrhunderte 
gewährleistet ist. 

Behauptung 

»Der Strom aus Kernkraftwerken ist viel 
zu teuer.« 

KlarsteIlung 

Kernkraftwerke sollen Strom im 
Grundlast-Betrieb liefern und sind dort 
unschlagbar preiswert. Bei einem ölge­
feuerten Kraftwerk werden rund zwei 
Drittel der Stromerzeugungskosten 
(65 %) durch den Brennstoff-Preis be­
stimmt. Die Stromkosten aus diesen 
Kraftwerken steigen dementsprechend 
empfindlich mit den Brennstoffkosten. 
Ganz anders beim Kernkraftwerk. Beim 
KKW mit Plutonium-Rückführung 
macht der Brennstoff-Anteil nur ein 
Fünftel (21 %) der Stromerzeugungs­
kosten aus. Dieses Fünftel setzt sich 
einerseits wieder aus mehreren vonein­
ander unabhängigen Kostenanteilen zu­
sammen (die Prozente geben den Anteil 
an den Stromkosten an): 

Natur Uran 
Anreicherung 
Brennstoff-/Brennelement­
Herstellung 
Entsorgung 

8,3 % 
4,8 % 

3,4% 
4,2% 

Das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie nannte in seiner »Bür­
gerinformation Kernenergie« bei glei­
chem Einsatz der Kraftwerke Stromer­
zeugungskosten von 7,5 Pfennig je Ki­
lowattstunde bei Steinkohle-Kraftwer­
ken gegenüber 4,0 Pfennig bei Kern­
kraftwerken. 

Behauptung 

»Kernkraftwerke bringen den totalitä­
ren Atomstaat ... 
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KlarsteIlung 

Schauen wir noch einmal zurück in die 
Geschichte. Sind die großen Diktaturen 
in Überfluß-Gesellschaften entstanden 
oder als verzweifelte Fluchtversuche aus 
wirtschaftlicher Not? Immer das letzte­
re. Und was bedeutet das in bezug auf 
die Kernenergie? Wer Kernenergie ab­
lehnt, nimmt in Kauf, daß Energie 
knapp wird und der Bedarf schließlich 
nicht mehr gedeckt werden kann . Wirt­
schaftskrisen, Arbeitslosigkeit und so­
ziale Unruhen wären die Folgen. Und 
das führt nun nicht zum totalitären 
Atomstaat sondern zum totalitären 
»Anti-Atom-Staat«. 

Quelle: Brown Boveri Presseabteilung, 
»Kernkraft ist kein besonderer 
Saft«. 

Oie natürticl1e Strahlenbelastung 
11'. beträgtin der Bundesrepublik 

00 
du'chschnlttlich 110 mrem pro Jahr. 

Schweden deckt von allen Ländern der Erde 
den größten Anteil seines Energiebedarfs mit 
Kernenergie. 

Die Welt der Kernkraft 
Schweden 

Schweiz 

Anteil der Kemkraft-n<e 
an der Energiewrsorgung sn 
in% 

Oie rnttlere zivilisatoriSChe ( künstliche ) 
Stral1lenbelastung in der Bundesrepublik 
beträgt ca. 60 mrem pro Jahr. 

so-
Oie Strahlenschutzyerordnung 
ertaubt eine zusätzliChe 
Strahlenbelastung 
von naxlmaI 30 mrem pro Jahr. r----., 
I Oie Stt8hlenbelastung durch 

das Brennetelnent'Zwischenlager I beträgt an der ungünstigsten i Stelle ~ als 1 mrem pro Jahr. 

1 mrem - 1/1000 rem ; rem - Ma8einheIt für die biofogische Wirksamkeit von Strahlen auf den Menschen. 

Zu unserem Schaubild: Die natürliche Strahlenbelastung, der die Menschheit seit 
jeh.er ausgesetzt ist, beträgt nahezu das Doppelte der künstlichen Strahlenbelastung. 
(Diese Belastung durch künstliche Strahlen beruht zu etwa 85 Prozent auf der 
Anwendung von Röntgen-Strahlen in der Medizin, insbesondere für Zwecke der 
Röntgen-Diagnostik.) Die Strahlenbelastung durch ein Brennelement-Zwischenla­
ger oder ein Kernkraftwerk macht an der ungünstigsten Stelle nicht einmal ein 
Sechzigstel der mittleren künstlichen Strahlenbelastung aus. 



Behandlung radioaktiver 
Abfälle 
für die Endlagerung 

Beim Für und Wider Kernkraft 
spielt die Endlagerung wohl die 
entscheidende Rolle. Im medi­
zinischen Bereich ist auf die 
Verwendung radioaktiver Stof­
fe nicht mehr zu verzichten, bei 
der Erzeugung von Energie in 
kerntechnischen Anlagen ist sie 
noch heftig umstritten - vor al­
lem wegen des noch nicht zu­
friedensteIlend gelösten Pro­
blems der Endlagerung der ra­
dioaktiven Rückstände. Wir 
stellten in ZIVIL VERTEIDI­
GUNG IV/83 das Buch: Eugen 
Sauter »Grundlagen des Strah­
lenschutzes« aus dem Thiemig 
Verlag vor, aus dem wir diesen 
Beitrag übernehmen. 

35. Behandlung radioaktiver Abfälle 
für die Endlagerung 

Radioaktive Abfälle müssen aus dem 
Lebensraum des Menschen gebracht 
und einem Endlager (z. B. ein ehemali­
ges Salzbergwerk) zugeführt werden. Es 
ist daher notwendig, sie zuvor in eine 
für den Transport und die Endlagerung 
geeignete Form zu bringen. Entwick­
lungsarbeiten zur nuklearen Entsorgung 
sind fast ausschließlich in Großfor­
schungszentren durchgeführt worden 
(194). 

35.1. Klassifikation radioaktiver Ab­
fälle 

In kerntechnischen Anlagen können fe­
ste, flüssige und gasförmige radioaktive 
Abfälle auftreten; sie werden in 
schwach-, mittel- und hoch aktive Ab-

fälle eingeteilt. Die Aktivitätskonzen­
trationen der einzelnen Klassen liegen, 
wie Tab.35.1 (S. 528/529) zeigt, nicht 
eindeutig fest. Häufig ist die Klassenein­
teilung durch betriebliche Belange mit­
bestimmt. Bei festen Abfällen wird 
nicht die Aktivitätskonzentration, son­
dern die Ionendosisleistung an der Be­
hälteroberfläche (ohne Abschirmung) 
angegeben. 

Gelegentlich wird die Klassifikation der 
flüssigen und gasförmigen radioaktiven 
Abfälle durch die Angabe von Vielfa­
chen der mittleren höchstzulässigen 
Konzentration T eines Radionuklids für 
beruflich strahlenexponiertes Personal 
der Kategorie A angegeben, die sich aus 
den Grenzwerten G der Jahres-Aktivi­
tätszufuhr der StrlSch V (577) aus fol­
genden Gleichungen ergeben. 

Mittlere jährliche Aktivitätskonzentration für Luft 

T [!lCi/ cm3
] = 6,17'10- 13 G [Bq/ a] 

T [!lCi/ cm3
] = 2,28 ' 10- 2 G [Ci/ al (35.1 ) 

Die letzte der beiden Gleichungen ergibt sich aus: 

(35 .2) 

Mittlere jährliche Aktivitätskonzentration des Trinkwassers 

T [!lCi/ cm3
] = 4,94 ' 10- 9 G [Bq/a] 

T [!lCi/cm 3
] = 1,83 ' 102 G [Ci/ al (35 .3) 

Die letzte der beiden Gleichungen erhält man aus: 

35.2. Menge der anfallenden Abfälle 

In der Bundesrepublik Deutschland er­
gaben sich im Jahr 1975 aus sämtlichen 
kerntechnischen Anlagen und Einrich­
tungen etwa 4000 m3 feste radioaktive 
Abfälle und 2500 m3 flüssige Vorkon­
zentrate. Ein Teil der festen Abfälle 
wird eingeengt, und die flüssigen Abfäl-

(35.4) 

le werden zu festen Produkten weiter­
verarbeitet, so daß das Gesamtvolumen 
der radioaktiven Abfälle aus dem Jahr 
1975 rund 3500 m3 betragen dürfte. Aus 
Abb.35.1 ist sowohl für feste als auch 
für flüssige radioaktive Abfälle zu ent­
nehmen, wieviel Prozente der Aktivität 
in den einzelnen kerntechnischen Be­
trieben anfallen . 
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~, .. " • .."...",--- BKL (4 %) 

feste Abfälle 

GFZ (5 %) 

KKW (5 %) 

WAA (86 %) 

BKL (0,001 %) 

GFZ (0,005 %) 
KKW (0,006 %) 

~-- WAA (99,988 %) 

flüssig~ Abfälle 

Veraschen 

Abb. 35.1: Anfallende Aktivität in Prozent als Abfall in den verschiedenen kerntechni­
schen Bereicben der BRD (561 ) 

Eine besonders günstige Volumenredu­
zierung radioaktiver Abfälle wie Papier, 
Kunststoffe, Öle, Gummi und organi­
sche Abfälle, wie z. B. Kadaver, erhält 
man durch Verbrennen in hierzu geeig­
neten Verbrennungsanlagen. Die Anla­
ge in Marcoule kann stündüch etwa 
100 kg Feststoffe verbrennen, wodurch 
das Gewicht der Abfälle auf etwa 4 %, 
das Volumen auf 1,2 % der Ausgangs­
werte reduziert wird. Die Rauchgase 
enthalten etwa 8 % der in den Ofen 
eingebrachten Aktivität und werden in 
umfangreichen Einrichtungen vor ihrer 
Entlassung in die Atmosphäre gekühlt 
und gereinigt. Die Kosten für die vorbe­
reitenden Arbeiten und Verbrennen je 
kg Material werden zu 3 bis 4 Franken 
angegeben (362). 

BKL Brennstoffkreislaufindustrie 
GFZ Großforscbungszentren (einschließlich der Landessammelstellen) 
KKW Kernkraftwerke 
WAA Wiederaufarbeitungsanlagen 

Weitaus der größte Anteil des radioakti­
ven Abfalls entsteht in den Wiederaufar­
beitungsanlagen des Kernbrennstoffs 
aus Reaktoren. Die Verteilung der ~/ 
y-Aktivität auf die einzelnen Aktivi­
tätsklassen ergibt sich aus Tab. 35.2. 
Der volumenmäßig größte Teil der ra­
dioaktiven Abfälle ist schwach aktiv. 
Das Volumen der anfallenden hochakti­
ven Abfälle ist vergleichsweise gering. 

35.3. Volumenreduzierung von radio­
aktiven Abfällen für die Endlagerung 

Aus Tab. 35.2 wird deutlich , daß bei der 
großen Menge der schwach aktiven fe­
sten und flüssigen Abfälle ihre Volu­
menminderung im Vordergrund des In­
teresses steht. Durch die Einengung der 
Abfälle werden nicht nur Transportko­
sten gespart, sondern auch die Lager­
räume optimal genutzt. In einer kern­
technischen Anlage müssen daher hin­
reichend große Räume für das Aufarbei­
ten und Verpacken der radioaktiven Ab­
fälle vorgesehen werden. Unter Um­
ständen sind für einzelne Arbeitsvor­
gänge getrennte Räume erforderlich. 

35.3.1. Feste radioaktive Abfälle 

Aus der Tab. 35.2 ist zu entnehmen, daß 
die Menge der schwach radioaktiven 
Abfälle besonders groß ist. Der 
Einengung dieser Abfälle kommt daher 
besondere Bedeutung zu. Die Metho­
den der Verdichtung sind entwickelt 
und können auf breiter Basis angewandt 
werden. Aus der in Abb. 35.2 gezeigten 
Übersicht über die verschiedenen Ver­
fahren zur Behandlung von festen 
schwach- und mittelaktiven Abfällen 
sind die einzelnen Behandlungsschritte 
zu entnehmen. 
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Tab. 35.2: Verteilung der Gesamtaktivität auf die einzelnen AbfalJarten 15611 

flü ssig 
flüssig 
flüssig 
fest 
rest 
fest 

Abfalla rt Anteil in Prozent a n 

der Gesamtaktivitä t dem Gesamtvolumen 

hochaktiv 
mitte laktiv 
schwachaktiv 
hochaktiv 
mitte laktiv 
schwachaktiv 

99,4 
0 ,1 

< 0 .01 
0,5 
0 ,01 

< 0 .01 

Schwach·(LAW) und millelaklive (MAW) Feslabfälle aus kern.echnischen 
Anlagen und aus dem Bereich der Isotopenanwendung 

Asche 

Kompakt. Abfall 

2.0 
7.9 

45,0 
6.9 
6,1 

32. 1 

Abb. 35.2: Vereinfachtes Ve nahre nsschema für die Be handlung von feste n schwach- und 
mitte laktiven Abfällen 15621 
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Tab. 35.1: Klassifikation der Abfälle nach dem Grad ihrer Radioaktivität 

Abfälle fest gasförmig 

[s 6 iJ [562J [342J [ 342J 

schwachaktiv < 5,16 
10-5 _ C_ 0 - 2,58 10- 4 --L- « 5 , 16 10- 5 _C_ < 10

2 
T kg h kg h kg h 

< 0,2 R/ h 0 -1 R/h « 0 , 2 R/h 

mittelaktiv 5 ,1 6 10- 5-5,16 10-4 _ C_ > 2 , 58 
-4 

0 , 258 
C 10- 5 _C_ 102_ 104 T 10 -ca. 

kg h 
> 5 ,1 6 kg h kg h 

0 , 2- 2 R/h ) 1 R/h-ca. 10
3 

R/h > 0,2 R/h 

hochaktiv ) 5 , 16 10- 4 C C 
>1 0

4 
T 

kg h 
- bis 25 ,8 

kg h 

) 2 R/h - bis 10
5 

R/ h 

flüssig 

[s 6 1] ~6~ [34~ 

schwachaktiv < 3,7 10
9 Bq > ';'-3 , 7 109 Bq < 3,7 10

7 Bq 
3" 3 3" 
m m m 

< 10- 3 Ci 
3" 
m 

Ci > T-O, 1 
Ci 

10
3 

T < 0, 1 3" ] < 
m m 

mittelaktiv ] , 7 10 9-],7 10
14 Bq 

] ,7 10Y-],7 10
14 ~ ] ,7 10

7
-],7 10

12 Bq 
3" ] 3" 
m m m 

10- 1_10 4 Ci 
10 

-1 _10 4 ~ 10] T-10
8 

T "3 ] 
m m 

10-]-102 Ci 
3 

m 

hochaktiv ) ] , 7 10
14 Bq 

3" - > ],7 1012 Bq 
] 

m m 

)10
4 Ci - > 10

2 Ci 
"3 "3 
m 

10
8 

m 
> T 

T ist die mittlere höchstzulässige Konzentration eines Radionuklids für beruflich strahlenexponierte Personen der Kategorie A. die 
sich aus dem in der StrlSchV (577 ( angegebenen Grenzwert der Jahres-Aktivitätszufuhr über Trinkwasser und Luft ergibt. 

In der Bundesrepublik Deutschland 
sind Veraschungsanlagen nur im Kern­
forschungszentrum Karlsruhe, in der 
Kernforschungsanstalt ] ülich und in der 
biologischen Forschungsanstalt Borstel 
errichtet worden. Die Erfahrung zeigt, 

daß sich durch das Verbrennen der Ab­
fälle Volumenreduktionen von 80 :1 bis 
100:1 ergeben (183). Die Asche enthält 
mehr als 99 % der Radioaktivität und 
kann mit Zement zu Beton verfestigt 
werden (412). 

Die Karlsruher Verbrennungsanlage ist 
seit 1971 in Betrieb. Diese Anlage be­
sitzt ein trockenes Abgasreinigungssy­
stem. D ie Rauchgase werden bei hohen 
Temperaturen durch keramische Filter­
kerzen geleitet und dadurch gereinigt. 
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Die Ofen-Anlage ist mit Keramik aus­
gekleidet und dadurch bei der hohen 
Temperatur der Abgase gegen Korro­
sion relativ gut geschützt. Seit der Inbe­
triebnahme wurden etwa 5000 m3 feste 
Abfälle verbrannt. Die Asche wurde mit 
Beton vermischt und die Masse in Fässer 
gefüllt. Insgesamt waren 300 Fässer er­
forderlich (562). 

In der Kernforschungsanlage Jülich ge­
lang eine wesentliche Verbesserung der 
Verbrennungseinrichtung durch eine 
einfache »innere Filterung« der Rauch­
gase. In einer Nachverbrennungskam­
mer wird der Rauchgasstrom mit den 
noch unverbrannten Anteilen durch 
eine hochwarmfeste Filtermatte geleitet, 
auf deren Oberfläche sich eine Aschen­
schicht aufbaut. Bei den dort herrschen­
den Temperaturen (1000°C) werden 
noch umsetzbare Bestandteile des 
Rauchgases durch zugeführte Nachver­
brennungsluft verbrannt oder von kata­
lytisch wirksamen Bestandteilen der 
Aschenschicht zurückgehalten (511). 

Der Bau und Betrieb von Veraschungs­
anlagen verursacht relativ hohe Kosten. 
Wirtschaftliche Gesichtspunkte spre­
chen für den Betrieb von einigen weni­
gen, zentral benutzten großen Anlagen, 
für die ein guter Nutzungsfaktor gege­
ben ist (51; 377). Es bedarf wohl kaum 
eines Hinweises, daß die Erstellung und 
der Betrieb solcher Verbrennungsanla­
gen behördlicher Genehmigung be­
dürfen . 

Zerkleinern und Kompaktieren 

Nichtbrennbare radioaktive Abfälle 
werden gegebenenfalls zerkleinert und 
durch Paktierpressen auf ein geringeres 
Volumen gebracht. Der Preßvorgang ist 
technisch einfach. »Die Preßlinge wer­
den in einen aus Lochblech gefertigten 
Korb ausgestoßen, der in ein 200-I-Faß 
eingesetzt ist. « Das Faß wird mit Ze­
mentbrei ausgekleidet, so daß der Preß­
ling allseitig gleichmäßig von einem Be­
tonmantel umschlossen ist (562). Die 
Kosten für die Beschaffung der Einrich­
tungen und deren Betrieb sind ver­
gleichsweise gering. 

35.3.2. Schwach- und mittelradioakti­
ve Flüssigkeiten als Abfälle 

Nichtableitbare radioaktive Flüssigkei­
ten müssen aufgearbeitet werden. 
Abb.35.3 gibt eine vereinfachte Über­
sicht über die verschiedenen Behand-
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Schwach- (LAW) und millelaklive (MAW) Abwasser aus kernlechniochen 
Anlagen (Uranerzaufbereitung . Brennelementlertigung. Kernkraftwerke. 
Wiederaufarbeitungsanlagen und Isotopenanwendung) 

Abb.35.3: Vereinfachte Übersicht über die zur Behandlung von schwach- und mittelaktive n 
Abwässern anzuwendenden Verfahrensschritte 15621 

lungsmethoden. Die an gewandten Ver­
fahren zur Einengung der radioaktiven 
Flüssigkeiten sind bereits in Abschnitt 
34.28 »Wasseraufarbeitung« beschrie­
ben worden. Die anfallenden Konzen­
trate werden aus Sicherheitsgründen für 
Transport und Endlagerung in eine fe­
ste, wasserunlösliche Form übergeführt. 
Im folgenden wird auf die verschiede­
nen Verfahren zur Verfestigung der an­
fallenden Konzentrate hingewiesen. Je­
ne Verfahren sind zu bevorzugen, die 
bei tragbarem Aufwand Endkonzentra­
te liefern , die weitgehend wasserunlös­
lich sind und dadurch hohe Sicherheit 
bei der Endlagerung gewährleisten. Für 
den großtechnischen Einsatz kommen 
das Einzementier- und das Bituminier­
verfahren in Frage (223; 273; 274; 276; 
286 ; 364). Diese Verfahren haben sich 
schon mehr oder weniger bewährt, 
wenn auch an ihrer Verbesserung noch 
gearbeitet wird . 

Einzementieren 

Zum Einzementieren vom Schlämmen 
oder wasserhaltigen Konzentraten wer­
den 125 1 radioaktives Konzentrat mit 
62151 Zement und 40 I Vermiculit ver­
mischt. Anschließend wird die Masse in 
200-I-Fässer eingefüllt. Die Elutionsra­
ten betragen 2 bis 12 · 1Q- 2g·cm-2·d- ' . 
Ein wesentlicher Vorteil dieses Verfah­
rens besteht darin, daß keine kostspieli-

gen Einrichtungen erforderlich sind. Al­
lerdings können je 200-I-Faß nur etwa 
1001 Schlamm (20 kg Feststoffe) gebun­
den werden (377). Unter Berücksichti­
gung der Kosten für Verpackung, 
Transport und Lagerung ist das Einze­
mentieren nicht preisgünstiger als das 
Bituminierverfahren. Die Volumenre­
duktion beträgt nur etwa 1/5 der des 
Bituminierverfahrens. Ferngesteuerte 
Betonierungsanlagen können Vorteile 
bringen und sind zu empfehlen, wenn 
die Aktivitätskonzentrationen der 
Schlämme größer sind als 3,7'107 Bq/ 
cm3 (lmCi/m3

) (362). 

Bituminieren 

Bei diesem Verfahren (362; 364) werden 
die Schlämme, die bei der Aufarbeitung 
flüssiger radioaktiver Abfälle entstehen, 
(ebenso aber auch z. B. Ionenaustau­
scherharze und feste radioaktive Abfäl­
le) in 240 °C warmes Bitumen (Asphalt) 
eingerührt, wobei das Wasser ver­
dampft. Bei polyvinylchloridhaItigen 
Abfällen entstehen HCL- und Cl-Gase. 
Wenn ein Feststoffgehalt von etwa 40 % 
erreicht ist, wird die Masse z. B. in ein 
Standard-200-I-Faß gefü llt. Die Dichte 
der erstarrten Masse beträgt dann etwa 
1,4 g/cm3• In Auslaugversuchen mit 
Meerwasser wurden sehr geringe Elu­
tionsraten (6'10- 6 g·cm- 2·d- ') festge­
stellt ; sie sind also viel kleiner als bei den 



beim Einzementieren der Abfälle anfal­
lenden Betonkörpern. Selbst bei einer 
Energiedosis von 107 Gy (109 rd) wird 
die Elutionsrate bei Bitumenkörpern 
kaum beeinflußt, obgleich sie bei einer 
Energiedosis von lOs bis 106 Gy (107 bis 
108 rd) zu schwellen beginnen. Wegen 
der schlechten Wärmeleitfähigkeit des 
Bitumens dürfte die Radioaktivität je 
Faß auf Bruchteile von 3,7'1010 Bq 
(1 Ci) begrenzt sein. Die Kosten belau­
fen sich nach Angaben des Kernfor­
schungszentrums Mol, das wesentlich 
Zur Entwicklung dieses Verfahrens bei­
getragen hat, auf etwa 120,- Fr. je m3 

Schlamm. Obwohl das Verfahren relativ 
kostspielig ist, ist es doch wirtschaftlich, 
weil je 200-I-Faß bis zu 180 kg Feststof­
fe fixiert werden können (377). 

35.3.3. Verfestigung hochaktiver 
Flüssigkeiten für die Endlagerung 

Bei der Kernspaltung von Uran in Reak­
toren entstehen 250 bis 300 verschiedene 
Radionuklide. Die kurzlebigen klingen 
weitgehend während der Lagerzeit der 
abgebrannten Brennelemente im Kühl­
becken der Kernkraftwerke ab. Zur Ge­
winnung des in den Brennelementen 
noch vorhandenen Urans und des ge­
brüteten Plutoniums müssen die Brenn­
elemente zu Wiederaufarbeitungsanla­
gen transportiert werden. Derartige An­
lagen bestehen in der Bundesrepublik 
bisher nicht; es sind lediglich Versuchs­
anlagen in Betrieb, die nur einen gerin­
gen Bruchteil der in der Bundesrepublik 
anfallenden Brennelemente aufnehmen 
können. Bis zur Erstellung einer Wie­
deraufarbeitungsanlage werden die 
Brennelemente nach einer mehrmonati­
gen Kühlung in besonderen Becken der 
Kernkraftwerke entweder im Ausland 
(Frankreich) aufgearbeitet oder in einem 
Zwischenlager (in Planung befindlich) 
verwahrt. 

Nach einem der verbreitetsten Verfah­
ren erfolgt in der Wiederaufarbeitungs­
anlage zunächst eine Zerkleinerung der 
Brennelemente. Anschließend wird das 
Material in Salpetersäure aufgelöst und 
in einem mehrzyklischen Extraktions­
prozeß Uran und Plutonium aus der 
Lösung gewonnen: diese enthält die 
hochaktiven Abfallstoffe. Bei einer nach 
dem Purex-Verfahren arbeitenden Wie­
deraufarbeitungsanlage fallen die hoch­
aktiven Spaltstofflösungen im ersten Ex­
traktionszyklus in Form einer wäßrigen 

salpetersauren Lösung an, die etwa 
99,95 % der in der Speiselösung vorhan­
denen Spaltprodukte enthält. Zur Auf­
arbeitung dieser Lösung schließen sich 
fo lgende Verfahrensschritte an: 

1. Konzentrieren der primären Abfall­
lösung und Zwischenlagerung des Kon­
zentrats in flüssiger Form in gekühlten 
Tanks, 

2. Verfestigung des flüssigen Abfall­
konzentrats nach einer angemessenen 
Abklingperiode und Verpacken des 
Verfestigungsproduktes in einen geeig­
neten Lagerbehälter, 

3. Zwischenlagerung der hochaktiven 
Festprodukte in rückholbarer Weise in 
geschützten und überwachten Inge­
nieurbauwerken auf oder unter der Erd­
oberfläche, 

4. Endlagerung (»Beseitigung«) der 
Festprodukte in einer geeigneten geolo­
gischen Formation (163). 

Konzentrieren der hochaktiven 
Abfallösung 

Bei der Aufarbeitung nach dem Purex­
Verfahren fallen je t Uran aus Brennele­
menten von Leichtwasser-Reaktoren 4 
bis 5 m3 hoch aktive Abfallösung an, die 
von gelösten und mitgeschleppten orga­
nischen Extraktionsmitteln durch 
Dampf- oder Kerosinwäscher befreit 
werden. Diesem Prozeß folgt die Auf­
konzentrierung in einem Verdampfer, 
wodurch das für die Tanklagerung an­
fallende Volumen reduziert wird. Die 
Lösung kann nicht beliebig hoch auf­
konzentriert werden. Der Konzentra­
tionsfaktor beträgt etwa 10. Bei einem 
Feststoffgehalt von 80 bis 170 g/l entste­
hen Abscheidungen. Die Wärmelei­
stung durch ionisierende Strahlung der 
in der aufkonzentrierten Flüssigkeit ent­
haltenen Radionuklide liegt im Bereich 
16 bis 42 kll- I·h- I entsprechend etwa 4 
bis 10 kcal ·l-I·h- I. Die wichtigsten der 
in der aufkonzentrierten Lösung 'nach 
1 Jahr und nach 100 Jahren noch enthal­
tenen Radionuklide sind in Tab. 35.3 
zusammengestellt. 

Es wäre sicherheitstechnisch und öko­
nomisch von Vorteif, 'die Abfallösungen 
unmittelbar nach ihrer Entstehung in 
beständige, feste Produkte überzufüh­
ren. Aus technischen und betrieblichen 
Gründen erscheint indessen eine Zwi­
schenlagerung der hochaktiven Abfallö­
sungen notwendig. Für eine solche Zwi-

Endlagerung 

schenlagerung von salpetersauren Kon­
zentraten sind u. a. folgende Gesichts­
punkte zu berücksichtigen: 

- Herstellung der Tanks aus nichtro­
stendem Stahl, 

- Wasserkühlung mit Rohrschlangen 
aus nichtrostendem Stahl zur Abfüh­
rung der Zerfallswärme (T < 65°C), 

- Umwälzung der hochaktiven Lö­
sung zur Vermeidung von Siedever­
zug und Ablagerungen auf dem Bo­
den der Tanks, 

- Abführung von Radiolysegasen, 

- Edelstahlwannen zum Auffangen et-
waiger Leckverluste, 

- Reservetanks. 

Die Zwischenlagerung hochaktiver 
Flüssigkeiten bedarf der ständigen 
Überwachung und Wartung der hierzu 
notwendigen Anlagen. Unter diesen 
Voraussetzungen kann die Lagerung si­
cher ausgeführt werden (163). 

Verfestigung hochaktiver 
Flüssigkeiten 

Eine Endlagerung hochaktiver flüssig­
keiten ist abzulehnen. Die Verfestigung 
dieser Abfälle ist das einzig realistische 
Verfahren. Aus den radioaktiven Flüs­
sigkeiten muß ein wasserunlösliches, 
temperatur- und strahlenbeständiges, 
gut wärmeleitendes, unbrennbares und 
chemisch stabiles Verfestigungsprodukt 
hergestellt werden. Das Kalzinations­
verfahren ist hierzu geeignet und auch 
das bekannteste. 

Unter »Kalzinieren« versteht man das 
Austreiben flüchtiger Stoffe durch Er­
hitzen. Die hochradioaktiven Spaltpro­
duktlösungen liegen meist als salpeter­
saure Salzlösungen vor und gehen beim 
Kalzinieren in Nitrate und/oder Metall­
oxide über. Es sind vier verschiedene 
Kalzinationsverfahren bekannt gew;or­
den, die alle in den USA ausgearbeitet 
wurden :' 

- Pot-Kalzination 
- Wirbelbett-Kalzination 
- SpIlührohrofen-Kalzination 
- D~~hrohrofen-Kalzinatio~ 

Im folgenden ' wird . lediglich das Pot­
Kalzinationsverfahren beschrieben, da 
bei den einzelnen Verfahren im wesent­
lichen nur die technischen Einrichtun­
gen sich unterscheiden, nicht aber die 
Endprodukte in ihrer chemischen Be­
schaffenheit (163). 
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Tab. 35.3: Aktivität einiger wichtiger Spaltprodukte der hochaktiven Lösung IAbfallJ nach 
verschiedenen Abklingzeiten (1631 

Aktivität jet a ufgearbeiteten Urans nach 
Ra dionuklid Ha l bwertzeit 1 J ahr 100 Jahren 

Bq Ci Bq Ci 

Sr 90 28 ,1 a 2 , 79 . 1015 7 5500 2 , 43 . 1014 6560 

Y 90 64,0 h 2 , 79 . 10 15 7 5500 2 , 43 . 1014 6560 

Zr 93 1 , 5 . 10 6 a 6 , 96 ' 1010 1, 88 6 , 96 .1 0 10 1,88 

Zr 95 65 , 2 d 9,99 .1 0 14 27000 0 0 

Nb 95 35 , 0 d 2 ,1 9 . 10 15 59300 0 0 

Tc 99 2 ,1 .1 0 5 a 5 , 25 . 10 11 14, 2 5 , 25 .1 0 11 14 , 2 

Ru 103 39 , 5 d 7 , 66 .1 013 2070 0 0 

Ru 106 1 , 0 a 1, 0 1 ' 101 6 27 3000 0 0 

Rh 106 30 , 0 a 1 , 0 1. 1016 273000 0 0 

Sb 125 2 , 7 a c: , 59 .1 0 14 6990 0 0 

Te 125 m 58 ,1 d 1, 07 .1 014 2890 0 0 

Te 127m lCg d 5 , 81 . 1013 157 0 0 0 

J 129 1, 7 . 107 a 1 , 41 . 109 0 , 038 1 , 41 '10
g 

0 , 038 

Cs 134 2, 1 a 6 , 48'1015 175000 0 0 

Cs 135 3 , 0 ' 106 a 4 ,44.1 0 10 1, 2 4 , 44 .1 010 1, 2 

Cs 137 30 , 0 a 3 , 89 . 10 15 105COO 3 , 96 .1 014 10700 

Ba 137m 2 , 0 a 3 , 63 . 10 15 Q8200 3 , 69. 10 14 
9970 

Ce 144 284 d 1 , 6q · 1016 456000 0 0 

Zr 144 17 , 3 Ir.in , , 6q . 1016 
45/iCOO 0 0 

Pm 147 2 , 6 a 3 , 15 ' 1015 8510.0 0 0 

Sm 15 1 8 7 , 2 a 4 , 26 . 10 13 1150 1 , 93 . 10 13 521 

Eu 152 12 , 0 a 4 , 11 ' 10
1 1 11, 1 1 , 33 . 1 C9 0,036 

Eu 154 16 , 0 a 2 , 46 . 10 14 6650 3 , 38. 10 12 
9 1 , 3 

Eu 155 1 , 8 a 1, 88 .1 014 5090 0 0 

Pot-Kalzinationsverfahren 

Der Prozeßbehälter (Pot) ist zugleich 
auch Behälter für den verfestigten Ab­
fall. In einen solchen Behälter (Durch­
messer 20 bis 30 cm, Länge 220 cm) 
wird die hochradioaktive Flüssigkeit 
eingespeist und von außen zonen weise 
beheizt. Die Konzentration der Flüssig­
keit wird dabei immer größer ; schließ­
lich scheiden sich an der Wand Feststof­
fe ab. Die Feststoffschicht wächst nach 
innen. Der Widerstand für den Wärme­
transport nimmt zu und die Verdamp­
fungsleistung ab . Wenn der "Pot« nahe­
zu mit Feststoff gefüllt ist, wird der 
Behälter auf etwa 900°C erwärmt. Da-

bei trocknet und kalziniert der Fest­
stoff. Der Pot wird anschließend dicht 
verschweißt und zu einem Zwischenla­
ger transportiert. Kalzinate sind für die 
Endlagerung nicht geeignet. Sie müssen 
hierzu in glas artige oder keramische 
Materialien (534) umgearbeitet werden. 
Man kann sie auch in ein geeignetes 
Matrixmaterial einbetten. Alle diese 
Maßnahmen haben den Zweck, die 
Auslaugung durch Wasser zu verrin­
gern. In der Bundesrepublik Deutsch­
land wird insbesondere an folgenden 
Verglasungsverfahren gearbeitet : 

- Borsilikatverfahren mit einem Wal­
zentrockner, wie es bei der KFA ]ülich 
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unter dem Namen FIPS entwickelt 
wird, 

- das mit einem SprühkaLzinator ar­
beitende Borsilikatverfahren, das das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe un­
ter dem Namen VERA entwickelt, 

- das von der Gelsenberg AG unter 
dem Namen PHOTO entwickelte 
Phosphatglasverfahren und 

- das von der Gelsenberg AG und der 
Eurochemic unter dem Namen PAME­
LA entwickelte Phosphatglas-Metall­
matrix-Verfahren (163) (PAMELA = 
Phosphatglasverfestigung mit anschlie­
ßender Metalleinbettung zur sicheren 
Endlagerung von hochradioaktiven 
Spaltprodukten) (498 ; 533). 

Es sei noch auf die Arbeiten im Hahn­
Meitner-Institut (HMI) in Berlin-West 
hingewiesen, in denen versucht wird , 
»Borsilikatgläser durch gesteuertes 
Tempern in Glas-Keramiken mit ver­
besserten Eigenschaften hinsichtlich ih­
rer Endlagerung umzuwandeln«. 

Neben der Kalzinier-Methode mit an­
schließender Verglasung sind noch an­
dere Verfahren in der Entwicklung, die 
jedoch noch nicht so weit fortgeschrit­
ten sind, daß sie praktisch angewendet 
werden könnten. Der Vergleich der 
Vor- und Nachteile der verschiedenen 
technischen Methoden wird zu elOem 
optimalen Verfahren führen . 

Verglasen 

Von den Argonne National Laborato­
ries (206) wurde erstmals vorgeschlagen 
(1951), die hochaktiven Lösungen, die 
bei der Aufarbeitung von Brennelemen­
ten anfallen, einzutrocknen und unter 
Zugabe geeigneter Zuschläge zu glas ar­
tigen Massen zu verarbeiten. Nach die­
sem Verfahren wird das gewonnene 
Kalzinat mit Glasbildnern (Oxide der 
Elemente Silizium, Phosphor und Bor 
mit Calciumoxid als Flußmittel) bei 
1100 °C verschmolzen. Es bildet sich 
eine flüssige Glasmasse, die in Behältern 
mit einem Durchmesser von 15 bis 
30 cm gesammelt wird und dort erstarrt. 
Wegen des hohen Aktivitätsgehalts ent­
wickelt die Glasmasse Wärme (etwa 
50 W /1). Der Spaltproduktgehalt des 
Glases wird so bemessen, daß sich nach 
dem Abkühlen längs der Zylinderachse 
bei Borsilikatglas eine Temperatur von 
maximal 500 °C, bei Phosphatglas eine 
solche von 300 °C einstellt. Bei diesen 



Temperaturen setzt auch längerfristig 
keine Rekristallisation des Glases ein. 
Die Glaszylinder werden bei der Anlie­
ferung in die Endlagerstätten eine Ober­
flächen temperatur von 250 bis 300°C 
aufweisen (163; 295; 195 ; 563). 

Als Endlagerstätten für solche Zylinder 
kommen nur Salzstöcke in Frage. In 
einem Salzbergwerk werden in Abstän­
den von etwa 10 m Bohrlöcher angelegt, 
deren Durchmesser nur wenig größer ist 
als der der Glaszylinder. Diese können 
in die Bohrlöcher eingesenkt werden. 
Mehrere Zylinder können übereinander 
gestellt werden. Gefüllte Bohrlöcher 
werden mit einem Betonstopfen und 
Salzgrus abgeschirmt. 

35.4 Verpackung fester radioaktiver 
Abfälle für die Endlagerung 

Die radioaktiven Abfälle müssen zu 
einem Endlager gebracht werden, aus 
dem eine weitere Verbringung nicht er­
forderlich ist. Bis 31. 12 . 1978 konnten 
solche Abfälle unter bestimmten Bedin­
gungen vom Versuchs-Endlager Asse II 
(Nähe Wolfenbüttel) aufgenommen 
werden. Ein neues Endlager steht noch 
nicht zur Verfügung, so daß derzeit kei­
ne Möglichkeit besteht, radioaktive Ab­
fälle zu beseitigen. Trotzdem seien im 
folgenden die für Asse II gültigen Be­
stimmungen erwähnt, weil die Bedin­
gungen für die Einlagerung in einem 
neuen Endlager vermutlich jenen von 
Asse II annähernd entsprechen werden. 

Behältnisse 

Radioaktive Abfallstoffe sind in der 
nachfolgend näher beschriebenen Art zu 
verpacken. Die Festigkeit und Dichtig­
keit der Abfallbehälter darf nicht durch 
chemische und physikalische Vorgänge 
gefährdet sein (224). Die Behälter und 
das Verpackungsmaterial, gegebenen­
falls auch die erforderliche Abschir­
mung, sind vom Ablieferer selbst zu 
beschaffen. Folgende Behälter können 
verwendet werden: 

a) Blechtrommel, 200 I 
b) Rollsickenfaß nach DIN 6637, 200 I 
c) Blechtrommel, 200 I, mit allseitiger 
innerer Betonauskleidung (etwa 5 cm) 
d) Rollreifenfaß, 200 I, nach DIN 6635 
und 6636 
e) Rollreifenfaß, 200 I, wie bei d) in der 
schweren Ausführung mit abschraubba-

rem Deckel und Winkelring (Ein­
heitsfaß) 
f) Rollsickenfaß, 400 I 
g) Rollsickenfaß, 400 I, mit allseitiger 
innerer Betonauskleidung (etwa 10 cm). 

Für Abfallstoffe, die nicht in den ge­
nannten Behältern verpackt werden 
können (z. B. sperrige Güter), dürfen 
andere Behälter nur nach rechtzeitiger 
vorheriger Rücksprache mit der Ablie­
fererstelle verwendet werden. Die maxi­
malen Abmessungen betragen 2x 1 m 
Grundfläche und 3,5 m Höhe. Das 
höchstzulässige Gewicht einschließlich 
eventuell erforderlicher Abschirmung u. 
dgl. beträgt 9,8 t. 

Korrosionsschutz 

Die Behälter müssen innen mit einem 
wirkungsvollen Anstrich gegen Korro­
sion versehen sein. Außen sollen sie 
einen dauerhaften gelben Anstrich und 
das Strahlenwarnzeichen aufweisen 
(224). Bei Ablieferung der Behälter dür­
fen sie außen keine Korrosionserschei­
nungen zeigen und nicht beschädigt 
sem. 

Kontaminationstest 

Behältnisse mit radioaktiven Abfällen 
müssen vor Abgabe zur Endlagerung 
vom Ablieferer durch Wischtest auf äu­
ßerliche Kontamination geprüft sein. 
Die Kontamination darf nicht mehr als 
3,7 Bq/cm2 (10-4 /lCi/cm2) bei ß- und 
y-Strahlern und nicht mehr als 0,37 Bq/ 
cm2 (10- 5 /lCi/cm2

) bei a-Strahlern be­
tragen. Die Wischprobe ist von emer 
Fläche von 300 cm2 zu nehmen. 

Endlagerung 

Maximal zulässige Dosisleistung außer­
halb von Behältnissen für schwach ra­
dioaktive Abfälle 

Die Dosisleistung an der Oberfläche 
von Fässern mit schwachaktivem Abfall 
darf an keiner Stelle den Wert 
von 5,16·10- 5C kg- l ·h- 1 (200 mRlh) 
überschreiten. Bei maximal 10 % der 
Behälter dürfen Werte bis 
2,58·10-4Ckg- l ·h- 1 (1 Rlh) auftreten. 

Kennzeichnung 

Die Behälter müssen entsprechend der 
in Tab.35.4 angegebenen Dosislei­
stungskategorien mit einem ca. 5-10 cm 
breiten, um den ganzen Behälter geführ­
ten Farbring gekennzeichnet sein. Sie 
sind durch einen mit Draht zu befesti­
genden Anhänger zu versehen, der 
außer der Versandanschrift und dem 
Strahlenwarnzeichen folgende Angaben 
enthalten muß: 

Abfallbehälter Nr.: . .......... . 
Inhalt: Radioaktive Abfälle 
Radionuklide: ... . ..... . ... . . 
Gesamtaktivität: ..... . ..... . . 
Dosisleistung in 10 cm Abstand: ... . 
Dosisleistung in 1 m Abstand . . . . . . 

Für Radium-Abfälle gelten folgende 
Vorschriften: 

3,7' 103 
- 3,7' 105 Bq (0,1 - 10/lCi): 

dicht verschlossene Einzelbehälter mit 
trockenem Adsorptionsmittel 

3,7 ' 105 - 3,7 ' 106 Bq (10 - 100 /lCi): 
dicht verlötete oder verschweißte Einzei­
MetalIbehälter mit trockenem Adsorp­
tionsmittel 

Tab. 35.4: Kennzeichnung von Behältnissen für Endlagerung 

Dosisleistung 

0 - 2,58' 10- 5 

2,58' 10- 5 - 5,16' 10- 5 

5,16' 10- 5 - 1,29 ' 10- 4 

1,29 ' 10- 4 
- 2,58 ' 10- 4 

mR/ h 

0 - 100 

100- 200 

200 - 500 
500 - 1000 

Kennzeichnung 

keine 

grün 
blau 

rot 
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Die Suche nach neuen Energie-Quel­
len, die in unseren Tagen die Gemüter 
bewegt und nicht selten in die Frage 
mündet, ob denn nicht die Kraft der 
Sonne, des Windes und der Wellen aus­
reiche, die zur Neige gehenden Ölquel­
len zu ersetzen und die Kernenergie 
überflüssig zu machen, ist eigentlich ein 
altes Thema. 

Jahrhundertelang hatten Bastler, Tüft­
ler, Handwerker und Philosophen ver­
sucht, die Nutzung von Wasser und 
Wind zu verbessern - mit geringem Er­
folg. Zwar gelang es, die umständlichen 
mechanischen Übersetzungen der 
Windmühlen zu vereinfachen und den 
Wirkungsgrad der Mahlwerke zu ver­
bessern. Auch hatten die Schiffbauer 
und Segelmacher die schwerfälligen 
Dickschiffe der Spanier und Holländer 
zu schnellen Klippern entwickelt, die in 
Rekordzeiten die Meere kreuzten, doch 
für die eigentliche Produktion von Ge­
brauchsgütern stand fast ausschließlich 
die Muskelkraft von Mensch oder Tier 
zur Verfügung. Spinnräder, Schleifstei­
ne oder die Blasebälge der Schmiedefeu­
er wurden von Hand oder Fuß betrie­
ben, die Göpelwerke zum Heben von 
Erz oder Wasser von Pferden und Rin­
dern bewegt. 

Dampfmaschine und 
Dynamo 

Erst die Erfindung der Dampfmaschine, 
die die in der Kohle gespeicherte Son­
nen-Energie in mechanische Kraft um­
wandeln konnte, und die Entdeckung 
des dynamo-elektrischen Prinzips, die 
Generatoren und Elektromotoren mög­
lich machte, leitete in einigen Ländern 
die Industrialisierung und - nach An­
passungsschwierigkeiten - ·in deren Ge­
folge eine Hebung des allgemeinen 
Wohlstandes ein, von der im Altertum 
oder Mittelalter selbst Kaiser und Köni­
ge nicht zu träumen gewagt hätten. 

Zwei fossile Energieträger waren es, auf 
denen diese Entwicklung beruhte: Koh­
le und Öl. Bei beiden schienen die Re­
serven unerschöpflich zu sein. Doch der 
Blick auf die stürmisch steigenden Ver­
brauchskurven rief schon bald Warner 
auf den Plan, die auf die Erschöpflich­
keit dieser ·Stoffe hinwiesen. Auf sie be­
riefen sich alle, die neue Formen der 
Energiegewinnung suchten. In den 
zwanziger und dreißiger Jahren beob-
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achtete man ihre Projekte mit Interesse, 
aber man nahm sie nicht so recht ernst, 
denn ständig wurden neue Kohle- und 
Erdöllager entdeckt, so daß die düsteren 
Prognosen ungerechtfertigt erschienen. 

Utopische Pläne 

Dabei spielte die Windenergie von An­
fang an eine wichtige Rolle. Die schon 
1932 gegründete »Hochturmsyndikat­
Gesellschaft« entwickelte Pläne, einen 

540 Meter hohen Turm mit sechs Wind­
rädern von je hundert Meter Flügel­
kreis-Durchmesser zu bauen, doch 
wurde dieses Projekt - trotz der ge­
schätzten vergleichsweise günstigen 
16 Millionen Mark Investitionskosten -
nie realisiert. 

Auch andere utopische Pläne, in einer 
180 Meter breiten und 500 Meter hohen 
drehbaren Gitterturmfläche 28 Wind­
turbinen mit einem Propeller-Durch­
messer von je sechzig Metern unterzu­
bringen, blieben im Planungsstadium 
stecken. 

Nicht weniger phantastisch mutete das 
1931 von Hermann Honnef geplante 
Großwindkraftwerk mit mehreren 
Windräder-Paaren von 160 Meter 
Durchmesser an, die bei Sturm aus der 
senkrechten Betriebsstellung in die Ho­
rizontale geklappt werden sollten. 

30000 » Windmühlen« 
für die USA 

Aufsehen erregten auch die Überlegun­
gen von William Heronemus, Professor 
an der Universität von Massachusetts . 
Er glaubte, daß in den USA im Jahre 
2000 rund 1,5 Billionen Kilowattstun­
den durch Wind kraftwerke erzeugt 
werden könnten - was etwa einem Be­
darf des laufenden Jahres entspricht. 
Dafür würden 30000 etwa 260 Meter 
hohe Türme benötigt, von denen jeder 
zwanzig Windturbinen tragen müßte. 
Das ergäbe rund 600000 Turbinen. 

Eine Alternative sah vor, entlang der 
Autobahn 250 Meter hohe Türme auf­
zustellen, zwischen denen - aufgehängt 
an starken Trossen - je zwanzig Wind­
turbinen installiert würden, eine Varian­
te, in Meeresbuchten auf 15000 veran­
kerten und pontonartigen Schwimm­
körpern Stahlrahmenkonstruktionen 
von hundert Meter Breite und 160 Me­
ter Höhe zu montieren, von denen jede 
34 Windturbinen mit je hundert Kilo­
watt Leistung tragen sollte. 

Dampfkessel mit 
Sonnenheizung 

Nicht weniger abenteuerlich muten die 
frühen Versuche an, die Sonnenstrahlen 
direkt zu nutzen. Vermutlich war es 
Augustin Mouchot, der 1864 im franzö­
sischen Tours als erster versuchte, einen 



Dampfkessel mit Sonnenstrahlen zu hei­
zen, angeregt vielleicht von der dem 
Archimedes zugeschriebenen Begeben­
heit, er habe während des zweiten Puni­
schen Krieges aus dem von den Römern 
belagerten Syrakus die Schiffe der An­
greifer mit starken Brennspiegeln in 
Brand gesetzt. 

Und Dr. Rudolf Lämmel schrieb 1926: 
»Die Frage, ob man die Sonnenstrahlen 
nicht unmittelbar für Kraftzwecke ver­
werten kann, taucht seit Jahrzehnten 
immer wieder auf. Es würde sich dabei 
darum handeln, die tagsüber in der Luft 
enthaltene Wärme in Elektrizität oder 
mechanische Bewegung umzusetzen. 
Durch geeignete Spiegel lassen sich die 
Sonnenstrahlen bekanntlich sammeln, 
so daß auf diese Art eine Temperatur 
ziemlich hoch gesteigert werden kann. 
Natürlich braucht es um so mehr Spie­
gelfläche, je höhere Temperaturen man 
erzielen will. Wenn man den Sonnen­
strahlen einen Hohlspiegel von einem 
Quadratkilometer Größe in den Weg 
stellen würde, so könnte man im Brenn­
punkt dieses Spiegels einen Hochofen 
einrichten.« 

Solarkraftwerk in den 
Pyrenäen 

In die Praxis umgesetzt haben diesen 
Gedanken die Franzosen, die im 1400 
Meter hoch in den Pyrenäen gelegenen 
Odeillo unweit Fort Romeu einen Son­
nenofen errichteten. In dieser Anlage 
werden die einfallenden Sonnenstrahlen 
von 63 auf einem gegenüberliegenden 
Hügel montierten Spiegeln in einen 
Hohlspiegel gerichtet, der die Strahlung 
konzentriert und in einen Schmelzofen 
reflektiert. Bei 1100 Kilowatt Leistung 
wird eine Temperatur von 3800 Grad 
Celsius erreicht. 

Seit dem Aufkommen der Halbleiter -
auf ihnen basiert unsere gesamte moder­
ne Elektronik - hat man überdies ge­
lernt, nicht nur die Wärme-Energie der 
Sonnenstrahlen zu nutzen, sondern ihre 
Lichtstrahlen direkt In elektrischen 
Strom umzuwandeln. 

Da die Produktion von »Solarzellen« 
jedoch wegen des erforderlichen Rein­
heitsgrades des als Basismaterial ver­
wendeten Elementes Silizium noch 
außerordentlich teuer ist, wird dieses 

Verfahren bisher vornehmlich dort an­
gewendet, wo Kosten keine ausschlag­
gebende Rolle spielen: im militärischen 
Bereich und in der Raumfahrt. So wer­
den Solarzellen zur Stromversorgung 
von Satelliten in Erdumlaufbahnen ver­
wendet. 

Nur ein einziges 
Gezeiten-Kraftwerk 

Wer einmal auf einem Deich gestanden 
und das Kommen und Gehen des Mee­
res, das ewige Rollen der Brandung be­
obachtet hat, den wundert es nicht, daß 
sich unorthodoxe Denker schon früh 
überlegt haben, ob und wie die Kraft 
der Gezeiten oder des Wellenschlages 
auch für die Energiegewinnung nutzbar 
gemacht werden könnte. Doch hat dies 
ungleich weniger konkrete Ergebnisse 
gebracht als die Ansätze zur Nutzung 
von Wind und Sonne. 

Trotz vieler Pläne gibt es bisher nur ein 
großes Gezeitenkraftwerk, nämlich an 
der Mündung der Rance an der franzö­
sischen Kanalküste nahe der Hafenstadt 
St. Malo. Es hat eine Leistung von 240 
Megawatt (elektrisch) und erzeugt pro 
Jahr 540 Millionen Kilowattstunden. 
Leider gibt es nur wenige Stellen auf der 
Welt, wo die Voraussetzungen für sol­
che Kraftwerke gegeben sind, nämlich 
einen Unterschied von Hoch- und 
Niedrigwasser (Tidenhub) von mehr als 
acht Metern und eine »Flaschenhals­
bucht«. 

Programme zur Nut­
zung neuer Energien 

Alle Bemühungen um die Nutzung von 
konventionellen Energiequellen wären 
sicherlich auf »Sparflamme« weiterge­
gangen, hätte nicht die Ölpreiserhöhung 
der OPEC-Länder im Herbst 1973 bei 
gleichzeitiger Drosselung der Förder­
menge die Menschheit - und dies vor 
allem in den an Öl und Erdgas armen 
Industrienationen wie Frankreich, J a­
pan und die Bundesrepublik Deutsch­
land - drastisch auf die Tatsache der 
Erschöpflichkeit der Reserven hinge­
wiesen. 

Seither sind in vielen Ländern Program­
me angelaufen, die Klarheit darüber 

Energie-Quellen 

bringen sollen, wie Energie rationeller, 
sparsamer eingesetzt werden kann und 
welche neuen Energie-Quellen künftig 
einen nennenswerten Beitrag zur Dek­
kung des Bedarfs leisten können. 

Vielseitige 
Sonnenenergie 

Den - vergleichsweise - größten Anteil 
an der künftigen Energie-Darbietung 
wird von den neuen Energie-Quellen 
wohl die Solarenergie haben, da sie 
gleich auf vier verschiedene Arten einge­
setzt werden kann. Zum einen können 
die Sonnenstrahlen mit Hilfe von Kol­
lektoren eingefangen und direkt zur 
Brauchwasserbereitung, Schwimmbad­
beheizung und Raumklimatisierung, in 
heißen Zonen auch zur Meerwasser­
Entsalzung verwendet werden. Dies ist 
ein rationelles, umweltfreundliches Ver­
fahren, dessen Entwicklung BBC be­
reits ein halbes Jahr vor der Ölpreiser­
höhung von 1973 in Angriff genommen 
und in das man zunächst große Hoff­
nungen gesetzt hatte. Inzwischen zeigte 
sich jedoch, daß sich das anfängliche 
Interesse der Bevölkerung nicht in kauf­
kräftige Nachfrage umsetzt, so daß 
BBC dieses ausgereifte System jetzt nur 
noch in südlichen Ländern mit starker 
Sonneneinstrahlung anbietet. 

Außerdem kann die Sonnenenergie in 
Kraftwerken zur Stromerzeugung ein­
gesetzt werden, wie mehrere Studien 
über solare Wärmekraftwerke zeigen. 
Dabei sollen die einfallenden Sonnen­
strahlen mit Hilfe einer großen Zahl von 
Flachspiegeln, die durch »Heliostaten« 
dem Gang der Sonne stetig nachgeführt 
werden, in einem kuppelförmigen Ab­
sorber konzentriert werden. Dort soll 
die Strahlung Gase erhitzen oder Dampf 
erzeugen, die ihrerseits rings um die 
Kuppel angeordnete Gas- oder Dampf­
turbinen und Generatoren antreiben. 

Schließlich können die Sonnenstrahlen 
durch Solarzellen auch direkt in Elektri­
zität umgewandelt werden. Dieses Ver­
fahren ist zur Zeit noch zu teuer, wird 
aber in den nächsten Jahren durch Ver­
billigung der Zellenproduktion - man 
nennt den Faktor 20 - und Erhöhung 
des Wirkungsgrades wirtschaftlicher 
werden. 
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Solarkraftwerke 
im Orbit 

Solar-Kraftwerke - so eine Projektstu­
die der amerikanischen Flugzeugbaufir­
ma Boeing - könnten auch als Super­
satelliten in einer Erdumlaufbahn fest 
über emer Bodenanlage stationiert 
werden. 

Nach den Boeing-Plänen, die selbst die 
erste Mondlandung in den Schatten stel­
len würden, finge das Solarkraftwerk -
36000 Kilometer über der Erde schwe­
bend - Sonnenstrahlen ein, wandelte sie 
mit Hilfe von 14 Milliarden Zellen in 
Mikrowellen-Energie um und schickte 
diese über eine Bordantenne (Durch­
messer: 1 km) scharf gebündelt an ein 
großflächiges, etwa acht bis zwölf Kilo­
meter großes Feld mit Kollektor-Anten­
nen auf der Erdoberfläche. 

Die Leistung eines solchen Kolosses am 
Himmel über uns - sein voraussichtli­
ches Gewicht gibt Boeing mit 80000 bis 
100000 Tonnen an - soll nach den Vor­
stellungen der Weltraum abteilung bei 
Boeing zehntausend Megawatt betragen 
und damit etwa achtmal so groß sein wie 
das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich, 
so daß sieben solcher Himmels-Kraft­
werke ausreichten, um die gesamte zur 
Zeit installierte Kraftwerksleistung der 
Bundesrepublik Deutschland zu erset­
zen. Die Kosten schätzt Boeing »ir­
gendwo zwischen vierzig und achtzig 
Milliarden Dollar«. 

Biomasse zum 
Verbrennen 

Schließlich ist eine Nutzung der Son­
nenenergie auch noch auf dem Umweg 
über Pflanzen möglich. Nach den Vor­
stellungen des amerikanischen Energie­
ministeriums sollen entweder besonders 
kohlenstoffhaltige Pflanzen wie Mais, 
Zuckerrohr oder Algen auf dem Weg 
über die Photo-Synthese direkt zur Er­
zeugung von Kohlenwasserstoffen, wie 
zum Beispiel Erdgas, oder reinem Was­
serstoff verwendet oder aber in "Ener­
gieplantagen« Pflanzen angebaut wer­
den, die Sonnenenergie mit relativ ge­
ringen Investitionskosten schnell in 
»Biomasse« aus brennbarer Zellulose 
wie beispielsweise Holz verwandeln. 

Mit anderen Worten: Man will schnell­
wachsende Bäume wie Pappeln oder Sy-
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komoren produzieren, deren Holz dann 
in Wärmekraftwerken verbrannt und in 
elektrische Energie umgewandelt wer­
den kann. Entscheidendes Problem : Die 
Pflanzen müssen sich nach dem »Abern­
ten« wieder aus den Wurzeln vermeh­
ren, damit keine Pflanzarbeiten anfal­
len . Diese "Plantagen« würden pro 
Quadratmeile pro Jahr 4000 bis 6000 
Tonnen Trockenmasse liefern - ausrei­
chend für etwas mehr als ein Megawatt 
Kraftwerksleistung. Ein 500-Megawatt­
Kraftwerk würde demnach eine Versor­
gungsfläche von knapp 2000 Quadrat­
kilometern beanspruchen. 

Das sind Größenordnungen, wie sie nur 
an wenigen Stellen unserer Erde ver­
wirklicht werden können, beispielswei­
se in den dünnbesiedelten USA, wo gro­
ße Flächen schlechter Böden brachlie­
gen und zum Beispiel Tausende von 
Quadratkilometern im »Wilden W e­
sten« nicht für den Feldbau genutzt 
werden können. 

Für Europa jedoch 
ungeeignet 

Die Flächen-Größenordnungen lassen 
allerdings auch erkennen, daß diese Art 
der Sonnen-Energie-Nutzung in euro­
päischen Ländern kaum realisierbar sein 
dürfte - jedenfalls kaum als gezielter 
»Elektrizitätsanbau« auf landwirtschaft­
licher Nutzfläche. 

GROWIAN 
mit Mini-Chance 

Energie aus Wind, Gezeiten und Erd­
wärme - Geothermie - hat in Westeuro­
pa und vor allem der Bundesrepublik 
nur geringe Chancen. Doch um alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, hat das 
Bundesministerium für Forschung und 
Technologie eine »ins öffentliche 
Stromversorgungsnetz einspeisende 
Windkraftanlage« ausgeschrieben. Daß 
in den nahezu fünfzig Jahren, seit Her­
mann Honnef und andere ihre Projekte 
planten, bisher kein einziges wirtschaft­
lich betrieben werden konnte, stimmt 
nicht gerade zuversichtlich. 

Die Anlage, die von der MAN und der 
Deutschen Versuchsanstalt für Luft­
und Raumfahrt (DFVLR) gebaut wurde 
und den Kurznamen GROWIAN 
(Große Windenergie-Anlage) trägt, soll 

eine Leistung von zwei bis drei Mega­
watt haben (zum Vergleich: das Kern­
kraftwerk Mülheim-Kärlich hat 1300 
Megawatt) bei Flügeldurchmessern bis 
zu 120 Metern und einer Turmhöhe 
zwischen achtzig und 130 Metern. Als 
Standort kommen nur Regionen in Fra­
ge, in denen die mittlere Windgeschwin­
digkeit größer als 4,5 Meter in der Se­
kunde beträgt, im Klartext: die deutsche 
Nordseeküste. 

Wärme aus der Tiefe 

Bei der systematischen Suche nach neu­
en Energiequellen hat man auch unter­
sucht, welche Möglichkeiten die Erd­
wärme bietet, besteht doch das Erdinne­
re unter der nur knapp fünfzig Kilome­
ter dicken Kruste, auf der wir leben, aus 
glutflüssigem Gestein - wie Vulkanaus­
brüche hin und wieder deutlich machen 
-, und Geologen schätzen die Tempera­
tur des Erdkerns auf 2000 bis 20000 
Grad Celsius. 
Fortgeschrittener in der Nutzung der 
Erdwärme als Energieträger sind die 
Vereinigten Staaten. 

Gezeitenkraftwerke 

Auch die Kraft der Gezeiten und der 
Brandung hat trotz der veränderten 
energiepolitischen Ausgangslage nur 
kleine Chancen. Das gilt sowohl für ein 
britisches Projekt an der Severn-Mün­
dung bei Cardiff, ein sowjetisches Vor­
haben an der Tuloma-Mündung bei 
Murmansk, ein argentinisches Projekt 
am Golf von San Matias wie auch für 
den amerikanischen Plan Fundy-Bay, 
gelegen zwischen dem Bundesstaat Mai­
ne und der kanadischen Halbinsel Neu­
schottland. 

Vulkankraftwerk in der 
Toskana 

Auch Italien verfügt über ein geother­
misches Kraftwerk bei Lardorello am 
Monte Cerboli in der Toskana nahe Flo­
renz. Dieses geothermische Kraftwerk 
mit zur Zeit 390 Megawatt elektrischer 
Leistung reicht aus, um eine Großstadt 
mit 400000 Einwohnern zu mäßigem 
Abnehmerpreis mit umweltfreundlicher 
Energie zu beliefern. 

Ein modernes Dampfkraftwerk mit 
einer Leistung von heute immerhin 700 



Megawatt gibt es in den Rocky Moun­
tains. Es liefert der etwa 130 Kilometer 
südlich gelegenen Weltstadt San Fran­
zisko schon jetzt einen Großteil ihres 
Energiebedarfs. 

Nicht überall finden sich optimale, 
wirtschaftlich vertretbare Lösungen 
zum Anzapfen der aus dem Magma an 
die Erdoberfläche gelangenden Ener­
gien. Theoretisch kann man sich von 
jedem Punkt der Erde ihrem glutflüssi­
gen Erdkern nähern, könnte man nur 
tief genug bohren. Doch die Grenzen 
sind schnell erreicht - technisch wie 
auch wirtschaftlich, denn beim Tiefen­
aufschluß wachsen die Bohrkosten 
schneller als die Teufe. Während eine 
3000 Meter Produktionsbohrung vier 
Millionen Mark kostet, verschlingt eine 
6000 Meter Aufschlußbohrung bereits 
18 Millionen Mark. Eine ultratiefe Boh­
rung kostet schon 24 bis 30 Mill ionen 
Mark. Daher sucht man Stellen, an de­
nen sich die Erdglut ohnehin an der 
Oberfläche bemerkbar macht. Beispiel: 
die berühmten Geysire auf Island, im 
Yellowstone Park (Vereinigte Staaten), 
in Japan, auf den Philippinen und auf 
Neuseeland. In vielen Ländern wird 
heute schon Erdwärme mit dem Vorteil 
relativ großer Umweltfreundlichkeit ge­
nutzt: in der Sowjetunion, in den Ver­
einigten Staaten, in Italien, Island, Neu­
seeland. 

Suche nach Erdwärme 
mit Vorrang 

In den Vereinigten Staaten wurde 1970 
die Suche nach Geothermal-Feldern zur 
»nationalen Vorzugsaufgabe« erklärt. 
Der Kongreß, neuerdings in ernster 
Sorge über die zukünftige Energiever­
sorgung, verabschiedete inzwischen die 
»Geothermal Steam Act« zu staatlicher 
Förderung für Erdwärme-Erschließung 
sowie -Nutzung (250-Millionen-Dollar­
F ünfj ahresplan). 

Nach der Forschung gilt der ganze pazi­
fische Saum Amerikas, von Feuerland 
bis nach Alaska, als geothermisch viel­
versprechende Region. Ein weiterer 
Streifen verbindet Äthiopien mit dem 
Ostafrikanischen Graben, ein dritter, 
viel größerer, ist der vulkanreiche Gür­
tel im Westen des Pazifiks, eingeschlos­
sen die Philippinen und Japan. 

Viel »heißer« Boden 

In diesen Gebieten liegen die Hauptar­
ten geothermischer Tätigkeit: Felder, in 
denen Heißwasser austritt, die Naß­
dampf und Trockendampf ausstrÖmen. 
Mit diesen lassen sich Turbinen direkt 
betreiben; bei jenen muß man Wärme­
austauscher einschalten, um Wasser 
eines separaten Arbeitskreissystems zu 
erhitzen. 

Auf dem speziell dem Komplex Geo­
thermik gewidmeten Symposium von 
Pisa (1970) wurde festgestellt, daß sich 
auf dem Erdrund weit mehr »heiße« 
Gebiete als bisher angenommen auf­
schüeßen lassen. Zur Zeit beläuft sich 
die Gesamtleistung aller auf Tiefenwär­
me basierenden Kraftwerke auf kaum 
viel mehr als tausend Megawatt. Zwar 
werden Geothermal-Kraftwerke in der 
Gesamt-Energiebilanz der Erde nie 
einen bedeutenden Anteil haben. Für 
manche, mit anderen Naturkräften 
sonst wenig bedachte Länder ist preis­
günstige Erdwärme jedoch wirtschaft­
lich sicherlich recht interessant. 

Quelle: Brown Boveri Presseabteilung 
»Kernkraft ist kein besonderer 
Saft«. 

Verlchledene Schutzgrade Im Wohnhaus 

Energie-Quellen 

Einzige Alternative von 
Gewicht: die 
Kernenergie 

Die Aussichten zur Nutzung von Son­
nenenergie und Erdwärme sind gut, 
doch wird nach allen vorliegenden Pro­
gnosen die solcherart gewinn bare Ener­
giemen ge bei weitem nicht ausreichen, 
die Lücke zu schließen, die entsteht, 
weil nach und nach die Ölquellen ver­
siegen, und inwieweit dies die noch 
reichüch vorhandene Kohle kann, hängt 
von den Förderkosten ab . 

Die echte Ölkrise steht uns noch bevor, 
wenn nämlich zum erstenmal die Nach­
frage nach Mineralöl größer sein wird 
als die Fördermenge. Die Ereignisse von 
1973 werden uns dann als harmlos er­
scheinen, falls es nicht gelingt, bis dahin 
alternative Energiequellen in ausrei­
chendem Maße zu erschließen. 

Die einzige Alternative von Gewicht ist 
neben der Kohle die Kernenergie - man 
mag sie nun wollen oder nicht. Sie wird 
sicherlich für die nächsten Jahrzehnte­
bis neue Quellen, wie vielleicht die 
Kernverschmelzung, nutzbar werden -
die einzige Möglichkeit sein, den er­
reichten Lebensstandard zu halten. 
Freilich ist bei ihrer Nutzung größte 
Sicherheit stets zu gewährleisten. 

BZ5-lnlo 202 

Quelle: Schweizeri­
sches Bundesamt für 
Zivilschutz Bern BZS­
Info 202 

Je massiver Decken 
und Wände sind, de­
Sto besser ist der 
Schutz auch vor radio­
aktiver Strahlung. In 
einem Wohnhaus ver­
mindert sich die In­
tensität der äußeren 
Strahlung auf rund ein 
Fünftel, in guten KeI­
lern und in den mittle­
ren Räumen größerer 
mehrstöckiger Gebäu­
de auf ein Fünfzigstel 
und darunter. Besten 
Schutz bietet ein 
Schutzraum, wo die 
Strahlung um das 
Mehrhundertfache ab­
Olmmt. 
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VERKEHRSPL G 
und 

UMWELTSCHUTZ 
Fragen des Umweltschutzes bei der 
Planung von Verkehrswegen haben im 
Laufe der Geschichte eine unterschied­
liche und stets sich wandelnde Bedeu­
tung gehabt. Bereits beim Bau der ersten 
Autobahnen wurde auf eine Linienfüh­
rung Wert gelegt, mit der das breite 
Autobahnband besser in die Landschaft 
eingeplant werden konnte. Später wur­
de besonders auch mit Inkrafttreten des 
Bundesnaturschutzgesetzes und in sei­
ner Fortführung der von den Ländern 
erlassenen Landschaftsgesetze oder 
Naturschutzgesetze dem Gedanken des 
Umweltschutzes verstärkt Geltung ver­
schafft. Die Prüfung der Umweltver­
träglichkeit bei Verkehrsplanungen ist 
he~te. allgemein anerkanntes Planungs­
pnnzlp. 

Der Umweltschutz erfolgt, was die 
Bundesverkehrswege angeht, auf ver­
schiedenen Ebenen: 

• Bundesverkehrs­
wegeplan '80 

Lärm, Abgase und innerörtliche Trenn­
wirkungen wurden in die gesamtwirt­
schaftliche Bewertung einbezogen. Zu­
sätzlich wurden die quantitativ schwer 
faßbaren Wirkungen auf Natur und 
Landschaft bei der Abwägung berück­
sichtigt. 

• Linienbestimmung von 
Bundesfernstraßen 

Im Linienbestimmungsverfahren wer­
den Umweltaspekte geprüft. Durch eine 
Bürgerbeteiligung im Vorfeld der Li­
nienbestimmung werden Konflikte ab­
gebaut und bessere Sachentscheidungen 
ermöglicht. Den ersten Schritt der Bür­
gerbeteiligung stellt eine umfassende 
Bürgerinformation dar. 
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Verkehr und Umwelt - WIrkungsgefüge für ausgewählte Wirkungen. 
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Im Planfeststellungsverfahren werden 
alle von einem Vorhaben betroffenen 
öffentlichen und privaten Belange abge­
wogen . Zu den Belangen, von denen 
keiner einen absoluten Vorrang bean­
spruchen kann, gehört auch der Um­
weltschutz. Bei unvermeidlichen Ein­
griffen in Natur und Landschaft werden 
Ausgleichsrnaßnahmen im Fachplan 
oder im landschaftspflegerischen Be­
gleitplan dargestellt. 

Aber auch im örtlichen und regionalen 
Bereich ist der Schutz der Umwelt 
sicherzustellen. Im Rahmen des For­
schungsprogramms Stadtverkehr hatte 
daher der Bundesverkehrsminister eine 
Studie in Auftrag gegeben, welche die 
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Möglichkeiten der »Einbeziehung von 
Umweltgesichtspunkten in die General­
verkehrsplanungsmethodik« näher un­
tersuchen sollte. Das Ergebnis dieser 
Untersuchung ist jetzt vom Bundesver­
kehrsminister veröffentlicht worden '~. 

Die Untersuchung zielt auf die Ent­
wicklung eines handhabbaren und ge­
eigneten Verfahrens, das Bestandteil der 
Planungsmethodik werden kann. Dafür 
wurden die vorhandenen Grundlagen 
abgeklärt, wie Berechnungsverfahren, 
angewendete Verkehrsmodelle und Da­
tenbasis. Die relevanten Bewertungskri­
terien wurden festgelegt, schließlich ein 
zweckmäßiges Bewertungsverfahren 
konzipiert. Das so entwickelte Verfah­
ren wurde abschließend in Testgebieten 
in Aachen und Braunschweig einer 
Durchführbarkeitsprüfung unterzogen. 



Verfahren und 
Modelle zur 
Verkehrs­
berechnung 

Verfahren und Modelle, die für Ver­
kehrsberechnungen eingesetzt werden, 
wurden umfangreich analysiert, woraus 
eine Typologie der Berechnungsverfah­
ren entwickelt wurde. Für jedes relevan­
te Verfahren wurden die Ablaufvor­
schriften in schematisierter Form aufge­
zeigt und die Eignung der Verfahren 
hinsichtlich bestimmter Kriterien darge­
legt. Diese Eignungsanalyse erst ermög­
lichte eine Gesamtbewertung, ob die 
einzelnen Berechnungsverfahren über­
haupt dazu dienen können, Umweltge­
sichtspunkte in den gesamten Planungs­
prozeß einzubeziehen. 

Auch die Verkehrsmodelle wurden 
dementsprechend auf ihre Eignung hin 
überprüft. Zum einen geht es um die 
Grundkonzeption zur Beschreibung des 
Wahlverhaltens, zum anderen um die 
konkreten Modellansätze zur Simula­
tion der Ortsveränderung, der Zielwahl, 
der Verkehrsmittelnutzung, der Wege­
wahl. Auch hier wurden die jeweils er­
forderlichen Abläufe schematisiert, die 
Verwendungsfähigkeit der Modelle be­
urteilt. 

Umweltkriterien 

Der theoretische Bezugsrahmen einer 
umfassenden Umweltplanung wurde 
auf eine praktikable und anwendungs­
orientierte Umweltverträglichkeitsprü­
fung reduziert. Unter Einbeziehung der 
Anforderungen aus der Generalver­
kehrsplanung wurden als aufgaben­
relevante Kriterien abgeleitet: 

• Luftverunreinigung 
• Lärmimmission 
• Energieverbrauch 
• Trennwirkung 
• Verkehrsunfälle 
• Flächenbedarf 

Um diese Wirkungen quantifizieren zu 
können, wurden Zusammenstellungen 
über Indikatoren, Ursachen, Emissions­
und Immissionsformen, Meßgrößen 
und Grenzwerte erarbeitet, aus denen 
ein Gesamtüberblick über die Ursachen 
und Wirkungen innerhalb der einzelnen 
Einflußbereiche gewonnen werden 

kann. Spezifische Berechnungs- und 
Meßvorschriften wurden festgelegt, ins­
besondere mit dem Ziel, das Gesamtver­
fahren programmieren und damit auto­
matisieren zu können. 

Kriterien aus 
Flächennutzung 
und Verkehr 

Zu den Kriterien aus Flächennutzung/ 
Raumordnung zählen die Größen, die 
das Raum-Zeit-System beschreiben und 
somit die Raumstrukturen und die Da­
ten aus der Verkehrsnachfrage bzw. 
dem Verkehrsangebot verknüpfen. Hier 
werden alle Einflußfaktoren relevant, 
mit denen die Verbindungen (Zeitauf­
wand, Wegeaufwand, Umsteigeauf­
wand, Bedienungshäufigkeit) und die 
Erschließungen (Lagegunst, Erreichbar­
keitsaufwand, Bedienungsniveau) cha­
rakterisiert werden können. 

Die Einflußgrößen im Bereich Verkehr 
haben nicht nur grundlegende Wirkung 
in den Bereichen Umwelt und Flächen­
nutzung/ Raumordnung, sondern auch 
eigenständige Bedeutung außerhalb des 
Bezugssystems. Rechnung getragen 
werden sollte hierbei insbesondere den 
Kriterien, die die Sicherheit, die Attrak­
tivität (Schnelligkeit, Bequemlichkeit, 
Verfügbarkeit, Direktheit) und den 
Aufwand (Wirtschaftlichkeit, Kosten, 
Energieverbrauch) beschreiben. 

Für beide Kriterienbereiche wurden 
Leitgrößen und Meßvorschriften festge­
legt. 

Da die gestellte Forschungsaufgabe sich 
zunächst auf die Erfassung und Konkre­
tisierung der Umweltkriterien erstreck­
te, wurden die Kriterien aus Raumord­
nung/Flächennutzung und Verkehr 
nicht so umfangreich behandelt, aber 
dennoch für die Gesamtuntersuchung 
mit aufgezeigt und wurde der für sie 
maßgebende Rahmen umrissen. 

Bewertungsverfahren 

Die Ergebnisse aus den Wirkungsbe­
rechnungen der einzelnen Beurteilungs­
kriterien wurden sodann in einem syn­
optischen Bewertungsverfahren zusam­
mengestellt. Die für ein solches Verfah­
ren vorhandenen Abläufe wurden ana-

Verkehrsplanung 

lysiert und weiterentwickelt, woraus 
schließlich ein Bewertungsverfahren 
konzipiert wurde: Es stellt die quantifi­
zierten Wirkungen den aus Wertvorstel­
lungen abgeleiteten Anspruchsniveaus 
gegenüber. So werden Wirkungsprofil 
und Anspruchsprofil zueinander in Ver­
gleich gesetzt. Ergebnis dessen ist das 
Qualitätsprofil, das Mängelsituationen 
eindeutig kennzeichnen kann und dabei 
voll transparent bleibt. 

Die Untersuchung zeigt die Wichtigkeit 
einer detaillierten Datenbasis für den 
gesamten Berechnungs- und Bewer­
tungsprozeß und wie diese Basis erfaßt, 
aufbereitet und in den Gesamtprozeß 
eingeführt werden muß. 

Durchführbarkeits­
studie 

Das Verfahren zur Umweltverträglich­
keitsprüfung und die in Zusammenhang 
mit der Gesamtbewertung der General­
verkehrsplanung festgelegte Vorgehens­
weise wurden im Rahmen einer Durch­
führbarkeitsstudie auf ihre Zweckmä­
ßigkeit und Machbarkeit hin unter­
sucht. Für Teilbereiche der Städte Aa­
chen und Braunschweig wurden Einzel­
berechnungen durchgeführt; für eine 
Nachvollziehbarkeit und Transparenz 
wurde dabei der gesamte Ablauf der 
Berechnungen dokumentiert. Dabei 
sind die Vorschriften weiterentwickelt 
worden, die eine volle Programmierbar­
keit zulassen, wodurch die Vorausset­
zungen zur automatisierten Behandlung 
von Umweltverträglichkeitsprüfungen 
im Rahmen der Generalverkehrspla­
nung gegeben sind. 

Die vorgelegte Untersuchung leistet da­
mit einen wichtigen Beitrag des Bundes­
verkehrsministers, die Umweltaspekte 
noch wirkungsvoller in die Verkehrspla­
nung einzubeziehen. Ergänzende Un­
tersuchungen wurden bereits vergeben. 

* Forschung Stadtverkehr Sonderheft 
Nr.31, 1982 .Einbeziehung von Umwelt­
gesichtspunkten in die Generalverkehrs­
planungsmethodik., herausgegeben vom 
Bundesminister für Verkehr, Verkehrspo­
!itische Grundsatzabteilung. Kirschbaum­
verlag, Bonn 

Quelle : • Verkehrsnachrichten . 2/83 
(Bundesministerium für Verkehr 
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Schu"*zräume aese"*zlich yoraeschrieben 
Schu"*zraumbau in SkandinaYien 
un"*er besonderer Berücksich"*iauna 
der finnischen Yerhäl"*nisse 

Grundlagen des Zivilschutzes, 
Gesetzgebung 

Die Grundlagen des Zivilschutzes sind 
in großen Zügen in allen nordischen 
Ländern dieselben: Schutz des Lebens 
der Menschen und deren Eigentum im 
Krieg und unter entsprechenden Ver­
hältnissen sowie auch Linderung der 
Folgen. Zivilschutz ist humanitäre und 
waffenlose Tätigkeit. Zivilschutz ist ein 
fester Teil der totalen Landesverteidi­
gung. 

Die nordischen Länder bereiten sich in 
erster Linie auf konventionelle Waffen 
vor. Sie glauben, daß Kernwaffen nur 
im universalen Krieg verwendet werden 
können. Auf den Schutz vor radioakti­
vem Niederschlag wird jedoch größte 
Aufmerksamkeit verwandt. 

In allen nordischen Ländern ist Zivil­
schutz eine gesetzlich vorgeschriebene 
Tätigkeit. 

In Finnland begann die ZS-Tätigkeit auf 
freiwilliger Basis schon im Jahre 1927. 
Das ZS-Gesetz haben wir erst seit 1939, 
genau vor Beginn unseres Winterkrie­
ges. Das jetzt gültige Gesetz ist vom 
Jahre 1958 und die Verordnung auf Ba­
sis dessen vom Jahre 1959. Der Staatsrat 
kann verordnen, daß jeder finnische 
Staatsangehörige zwischen 16 und 
64 Jahren ZS-Aufgaben gemäß seiner 
Körperkraft und seinem Gesundheits­
zustand ausführt. 

ZS untersteht grundsätzlich der Zivil ­
verteidigung; in Norwegen dem Justiz­
ministerium, in Dänemark und in Finn­
land dem Innenministerium. Schweden 
macht in dieser Hinsicht eine Ausnah­
me: dort obliegt ZS dem Verteidigungs­
ministerium. Das leitende Verwaltungs-

46 

organ in den nordischen Ländern ist das 
ZS-Amt; außer Finnland, wo die ZS­
Aufgaben von der Rettungsabteilung 
des Innenministeriums besorgt worden 
sind. 

Konstruktiver Schutz 

Die Schutzräume sind in allen nor­
dischen Ländern nach den gesetzlich 
vorgeschriebenen Anforderungen, wis­
senschaftlich-technischen Untersuchun­
gen und Prüfungen sowie genauen Nor­
men gebaut worden. Noch vor einigen 
Jahren war die Evakuierung als gleich­
wertige Schutzmaßnahme mit dem kon­
struktiven Schutz betrachtet worden. 
Jetzt stehen die Schutzräume unbedingt 
an erster Stelle. 

Schutzräume sind in Finnland gesetzlich 
vorgeschrieben und nach dem Kriege 
vom Jahr 1955 ab gebaut worden. Es 
gab Anfang 1982 Schutzräume für ins­
gesamt etwa 2,3 Millionen Menschen 
oder für mehr als 70 % der Bevölke­
rung. Jeder Besitzer eines mehr als 
3000 cbm großen Stein- oder damit ver­
gleichbaren Neubaus muß einen Schutz­
raum bauen. Außerdem erstellen Staat 
und Gemeinden allgemeine Schutz­
räume. 

Der Staat baut Schutzräume in Flugplät­
zen und Zentralbahnhöfen . Die Provin­
zen sind verpflichtet, Schutzräume in 
Häfen, Busstationen, KommandosteIlen 
und Aufenthaltsorten zu bauen. 

Die Schutzräume sollen in 24 Stunden 
zu eigentlicher ZS-Benutzung bereit 
sein. Es ist möglich, daß in der Zukunft 
dieser Zeitraum viel kürzer in den Ge­
bieten wird, wo beständige Katastro­
phengefahr existiert, wie in Nachbarge-

Gunnar Öhmann 

bieten der Kernkraftwerke, der chemi­
schen Industrie usw. 

Der größte Schutzraumkomplex in Hel­
sinki umfaßt 11650 und in Tampere 
16500 Plätze. Die Teilung solcher 
Schutzräume in Sektoren ist absolut 
notwendig. 

Eine interessante Lösung ist der Päijän­
ne-Tunnel für die Wasserlieferung im 
Helsinki-Gebiet. Dieser Tunnel ist der 
längste in der Welt: 120 km lang, 
15,5 m2 weit und 30 bis 130 m unter der 
Erdfläche in Primärfelsen. 

Ein wichtiger Schutzraum ist auch die 
Metro-Linie in Helsinki: 11 km lang, 
mit 5 Stationen für ZS-Zwecke und für 
17000 Menschen. 

Meinungen der Bevölkerung 

Etwa 1000 über 15 Jahre alte Menschen 
wurden über Zivilschutz befragt. Mehr 
als die Hälfte der Antwortenden glaubt 
nicht, daß eine starke Zunahme der ZS­
Tätigkeiten Angst vor dem Krieg her­
vorbringen würde, wogegen 42 % es 
wieder glauben. Jeder vierte der Ant­
wortenden betrachtet den ZS im Kriegs­
falle als unnötig; der Rest hatte verschie­
dene Ansichten. 71 % betrachten ZS­
Tätigkeiten in Finnland als unzurei­
chend und 22 % als ausreichend ... 

... Die finnische Ärzteschaft beteiligte 
sich praktisch komplett an der Unter­
zeichnung eines Kommuniques betref­
fend den Atomkrieg. Es enthielt kein 
Wort, was dem ZS und der Landesver­
teidigung entgegenstehen könnte. An­
dernfalls wäre es nur von einem Bruch­
teil unterzeichnet worden. 

Quelle: 
Deutsche Schutzbau-Gemeinschaft c. V. 



Verfahren bei der 
Förderung von 

Hausschutzräul11en 
Michael C. Turley 

Zu viele Unsicherheiten und teilweise auch Unkenntnis sind vieHach der Grund, daß manchmal 
bereits im Vorfeld von Entscheidungen »das Handtuch geworfen« wird. Besonders in dem 

Bereich des gesamten Verfahrens im Rahmen der finanziellen FiWderung von 
Hausschutzrllumen wird dies immer wieder deutlich. 

Um den Weg von der Idee, einen Hausschuaraum z. B. bei der Neuerrichtung eines 
Wohnhauses bis zur funktIonsfahlgen Gebrauchsabnahme dieses Schutzraumes einmal 

nachzuvollziehen, ist nachfolgender Verfahrensverlauf aufgezeigt worden. Er richtet sich 
sowohl an die Bauherm als auch an die Architekten, die Bauaufsichtsbeh8rden und die Ubrlgen, 

sm Verfahren Beteiligten. 

Am Anfang steht die Idee 

S chon die Entscheidung des Bauherrn, 
bei der Errichtung seines Einfamilien­
hauses einen Schutzraum für seine Fa­
miüe und sich mitzuerrichten, ist - stati­
stisch gesehen - eine Ausnahme. Mög­
licherweise entscheidet er sich dennoch 
dafür - mag es einerseits die Erkenntnis 
der Notwendigkeit sein, daß der Bürger 
nicht alles (auch nicht die gesamten 
Kosten seines privaten Schutzraumes) 
dem Staat zur Last legen kann, oder 
andererseits kann eS .der finanzielle An­
reiz sein, durch die gewährten staatli­
chen Zuschüsse und die gesetzmäßig 
verankerte steuerliche Abschreibungs­
möglichkeit doch noch einen Teil 
der anfallenden, zivilschutzbedingten 
Mehrkosten rückerstattet zu be­
kommen. 

Was immer auch den Entschluß beein­
flußt hat, neben der Idee am Anfang 
steht in zweiter Linie gleich eine Reihe 
von Fragen an: 

• Wieviel Zuschüsse bekommt ein Bau­
herr? 
• Welche Voraussetzungen müssen er­
füllt sein? 
• Wie hoch ist die steuerliche Abschrei­
bung? 

und, last not least, 

• wie läuft das gesamte Verfahren ab. 

Rechtsgrundlagen der 
staatlichen Förderung 

Bevor das Verfahren im einzelnen dar­
gestellt wird, sollen zunächst kurz die 
Rechtsgrundlagen näher erläutert wer­
den, die der staatlichen Förderung zu­
grunde liegen . Dabei wird davon ausge­
gangen, daß das Wesentliche bereits be­
kannt ist. 

Zum einen besteht die Förderung aus 
direkt gezahlten, verlorenen Zuschüs­
sen, zum anderen aus erhöhter steuerli­
cher Abschreibung. Beides kann unter 
Umständen kombiniert werden, wobei 

die bereits gezahlten Zuschüsse auf die 
Höhe der steuerlichen Abschreibung 
angerechnet werden; im einzelnen: 

Zuschüsse 

Die Gewährung von direkten Bundes­
zuschüssen erfolgt nach den vom Bun­
desminister des Innern veröffentlichten 
Richtlinien vom 6. Mai 1969 in der Fas­
sung vom 19.Januar 1972. Danach för­
dert der Bund im Rahmen der durch den 
Bundeshaushalt zur Verfügung gestell­
ten Haushaltsmittel den Bau von Haus­
schutzräumen. Diese Zuschußrichtlinie 
hat ihre Rechtsgrundlage im § 6 (2) des 
»Gesetzes über bauliche Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung" 
(Schutzbaugesetz - SBauG) vom 9. De­
zember 1965. Wie bekannt, ist das 
Schutzbaugesetz auf Grund des Haus­
haltssicherungsgesetzes (1965) und des 
Finanzänderungsgesetzes (1967) nur 
teilweise anwendbar. Insbesondere sind 
die direkt ausgabewirksamen Bestim­
mungen außer Kraft gesetzt worden, so 
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auch der Absatz (1) des oben zitierten 
§ 6 des Schutzbaugesetzes, worin sich 
der Bund verpflichtet hätte, die in der ­
später erlassenen - Rechtsverordnung 
über die Zuschußgewährung ausgewie­
senen Förderbeträge für Hausscht;tz­
räume in jedem Fall zu tragen. Die Sus­
pendierung dieses Absatzes beflp.utet, 
daß kein Bauherr einen Rechtsan, ,ruch 
auf die Bezuschussung durch staadiche 
Bundeszuschüsse hat. 

Steuerliche Abschreibung 

Anders sieht es bei der steuerlichen Ab­
schreibung aus. Der hierzu geltende § 7 
des Schutzbaugesetzes (steuerliche Be­
handlung der Aufwendungen für 
Schutzräume) - nicht zu verwechseln 
mit § 7 bzw. § 7b des Einkommensteu­
ergesetzes - ist durch die in den sechzi­
ger Jahren erlassenen haushaltskon~oli­
dierenden, einschneidenden Sparmaß­
nahmen nicht berührt worden, so daß 
sich heute hieraus ein Rechtsanspruch 
herleiten läßt. Dieser Rechtsanspruch 
findet jedoch in der aufgrund des § 12 
(3) verabschiedeten H öchstbetragsver­
ordnung seine Grenzen. Das bedeutet, 
daß nur bestimmte, von der Größe des 
Schutzraumes (7 bis 50 Personen) und 
der Art des Schutzraumes (in neu er­
richteten Gebäuden, nachträglicher 
Ausbau, Außenschutzraum) abhängige 
Höchstbeträge anerkannt werden . Diese 
Beträge werden, wenn sich der Preis­
index für Rohbauarbeiten an Wohnge­
bäuden nach Feststellungen des statisti­
schen Bundesamtes seit der letzten Fest­
setzung um mindestens 5 % erhöht oder 
vermindert hat, entsprechend fortge­
schrieben (Zuschüsse hingegen sind seit 
1972 konstant geblieben). 

Dies mag zur Einführung ausreichend 
sein, den Weg und das Verfahren bei der 
Errichtung und Förderung von Haus­
schutzräumen nachvollziehen zu 
können. 

Am Verfahren Beteiligte 

Da dieser Verfahrensweg so transparent 
wie möglich aufgezeigt werden soll, ist 
es zunächst wichtig, alle am Verfahren 
Beteiligten mit kurzer Funktionsbe­
schreibung aufzuführen (siehe Gra­
phik). 
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Michael C.Turley, Dipl.Ing., Technische 
Hochschule Aachen, anschließend Refe­
rendariat in Nordrhein- Westfalen, 
2. Staatsexamen 1976, Aufbaustudium 
Rechtswissenschaft an der Ruhruniversi­
tät Bochum. Seit 1978 Referent im Refe­
rat »Baulicher Zivilschutz « im Bundes­
amt für Zivilschutz, seit 1981 Seminar­
leiter der dort durchgeführten Bausemi­
nare. Mitglied der Bundesarchitekten­
kammer. 

Private Seite 

Bauherr: 
Er ist als Bauherr im Sinne der jeweili­
gen Landesbauordnung verantwortlich. 
Er trägt weiterhin die Verantwortung 
für die AntragsteIlung auf Zuschußge­
währung gegenüber der zuständigen Be­
hörde. Er hat im weiteren Verfahren 
allen Schriftverkehr mit den mittelbe­
wirtschaftenden Stellen zu koordinieren 
und zu verantworten. Letztlich ist er für 
die Geltendmachung der steuerlichen 
Abschreibung verantwortlich. 

Architekt: 
Der Architekt ist der Treuhänder des 
Bauherrn. Neben der Verantwortung 
im Sinne der jeweiligen Landesbauord­
nung hat er im Fall der verantwortlichen 
Bauleitung für eine fach- und sachge­
rechte Planung des Schutzraums und 
dessen Ausführung zu sorgen. Er kann 
die Rohbaufertigstellung ohne das 
Bauordnungsamt auszahlungsrelevant 
gegenüber der mittelauszahlenden Stelle 
bescheinigen (in Ausnahmefällen auch 

die gebrauchsfertige Erstellung des ge­
samten Schutzraums (siehe hierzu 
später). 

Tragwerksplaner: 
Er ist für die Nachweise der Standsi­
cherheit gegenüber dem Bauherrn, der 
Bauaufsicht und (ggf. dem Architekt) 
verantwortlich. 

Fachin~enieur: 
Er kann in Fragen der raumlufttechni­
schen Versorgung herangezogen wer­
den, entfällt bei den meisten Haus­
schutzräumen jedoch, da die einschlägi­
gen Lüftungsfirmen meist komplette 
Angebote liefern. 

Bauunternehmer: 
Der (Roh-)Bauunternehmer muß wis­
sen, wieso er welche Einbauteile wie in 
die Ausführungen integrieren muß, um 
auf der Baustelle auftretende Probleme 
selbständig und folgerichtig lösen zu 
können. 

Öffentlich. Rechtliche Seite 

Untere Bauaufsicht, Bauordnungsamt, 
Landratsamt: 
Die die Gewährung des Zuschusses be­
scheidende Behörde hat eine entschei­
dende Schlüsselstellung im Gesamtver­
fahren. Ihr obliegt in der Regel die bau­
technische Prüfung des Schutzraumes. 
Sie bescheinigt die Übereinstimmung 
mit den »Bautechnischen Grundsätzen 
für Hausschutzräume des Grundschut­
zes« (BTG) und nimmt in der Regel den 
Schutzraum ab. 

Gleichzeitig obliegt ihr die Funktions­
prüfung der erstellten Anlage (siehe 
hierzu weiteres Verfahren). Weiterhin 
ist in einigen Bundesländern (z . B. Bay­
ern) die den Antrag entgegennehmende 
Stelle, hier z. B. das Landratsamt, 
gleichzeitig die mittelbewilligende Be­
hörde. 

Gemeinde: 
Im Rahmen des Verfahrens können 
u. U. Bescheinigungen bzw. Bestätigun­
gen benötigt werden, die von der Ge­
meinde ausgestell t werden. 

Mittelbewirtschaftende Behörde: 
Die in dem Kapitel 3604 Titel 89362 im 
Bundeshaushalt eingestellten Haushalts­
mittel werden vom Bundesamt für Zivil­
schutz (BZS) bewirtschaftet. Sie werden 
den Ländern auf deren MitteIanforde­
rungen hin als Verpflichtungsermächti­
gungen im Rahmen des verabschiedeten 



Bundeshaushalts für das laufende und 
kommende Rechnungsjahr verteilt, wo­
bei die Quotenzuteilung in jedem Jahr 
etwa den Bedürfnissen der vergangenen 
Jahre angepaßt wird. 

Mittelbewirtschaftende Stelle des 
Landes: 
Das jeweilige Bundesland, in der Regel 
die dortigen Innenminister (senatoren), 
in N ordrhein-Westfalen ausnahmsweise 
die Wohnungsbauförderungsanstalt des 
Landes, verwaltet die zugeteilten Haus­
haltsmittel. 

Darüber hinaus kann noch der Bundes­
verband für den Selbstschutz (BVS) mit 
seinen örtlichen Bauberatern eingeschal­
tet werden. Ebenso sind die Regierungs­
präsidenten/ Bezirksregierungen bei der 
Koordinierung der bewilligenden Haus­
haltsmittel mit zu erwähnen, werden im 
folgenden jedoch nicht gesondert er­
wähnt. 

Der Beginn konkreter 
Planung 

Nachdem im Vorfeld die Förderung er­
läutert und im wesentlichen die Funk­
tionen der am Verfahren Beteiligten 
vorgestellt wurde, wird nachfolgend der 
gesamte weitere Verfahrensweg be­
schrieben. 

Hierbei sind die Schritte numerisch ana­
log der graphischen Darstellung aufge­
führt: 

1.: 
Der Bauherr beauftragt seinen Archi­
tekt, z. B. ein Einfamilienhaus mit 
Schutzraum zu erstellen. 

2.1.: 
Der beauftragte Architekt plant das Ge­
bäude im Vorentwurf, wobei der 
Schutzraum in seinen Eckdaten (Lage 
innerhalb des Gebäudes, Grundriß­
Vorentwurf 1 :100) fertiggestellt wird. 

2.2.: 
Hierbei kann sich der Architekt im Ein­
vernehmen mit dem Bauherrn 

3.1.: 
eines Lüftungsingenieurs Fachrichtung 
Heizung, Lüftung, Klima oder Fachfir­
men bedienen, was in der Regel für 
Hausschutzräume entbehrlich ist (siehe 
hierzu »Fachingenieur« unter »am Ver­
fahren Beteiligte«) , in jedem Fall wird er 
aber bereits jetzt den 
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Verfahren 
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_..q 16800 

Tabelle der staatlichen Vergünstigungen bei der Errichtung von Hausschutzräumen durch 
Zuschüsse und steuerliche Abschreibung 

3.2.: 
Tragwerksplaner (Statiker) zu Rate zie­
hen. Während der Planung kann auch 
der - im Regelfall kostenlose - Rat eines 

3.3. : 
örtlichen Bauberaters des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz (BVS) her­
angezogen werden. Auskunft hierzu 
gibt der BVS, BundeshauptsteIle, 
Köln 41. 

4.: 
Der mittlerweile herangereifte Ent­
wurfsplan, der gleichzeitig im Rahmen 
des gesamten Antragsverfahrens mit den 
übrigen Unterlagen erstellt wird, wird 
dem 

5.: 
Bauherrn zur Unterschrift vorgelegt. 
Dieser beantragt 

6.1.: 
jetzt bei der zuständigen, von der Lan­
desregierung bestimmten Behörde den 
Bundeszuschuß gemäß der o. a. Zu­
schußrichtlinien. Dieses ist in 

Baden-Württemberg 
Gemeinde (Bürgermeisteramt/Land­
rats amt 

Bayern: 
Kreisverwaltungsbehörde (Stadt/Land­
rats amt) 

Berlin: 
Senator für Bau- und Wohnungswesen 

Bremen: 
Baugenehmigungsbehörden 

Hamburg: 
Bezirkliche Bauprüfungsabteilungen 

Hessen: 
Untere Bauaufsichtsbehörde 

Niedersachsen: 
Untere Verwaltungsbehörde (Landkrei­
se, kreisfreie Städte, selbständige Städte) 

Nordrhein-Westfalen: 
Untere Bauaufsichtsbehörde 

Rheinland-Pfalz: 
Gemeindeverwaltung 
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Saarland: 
Untere Bauaufsichtsbehörde 

Schleswig-H olstein: 
Landräte, Oberbürgermeister (Bürger­
meister der kreisfreien Städte, Bürger­
meister der kreisangehörigen Städte 
eigener Bauaufsicht 

Wichtiger Hinweis: 
Es ist überflüssig, den nach § 8 der För­
derrichtlinien möglichen Vorbescheid 
zu beantragen, da nur der Bewilligungs­
bescheid dem Bauherrn letztlich die 
Rechtsicherheit gibt, daß der Zuschuß 
in den angebenen Jahren gezahlt wird. 

6.2. : 
Gleichzeitig mit der Beantragung des 
Bundeszuschusses schreibt der Archi­
tekt die (Rohbau-) Gewerke aus; hierbei 

6.3.: 
insbesondere die in einem Gewerk zu­
sammengefaßte Lüftungstechnik 

• einzubetonierende Rohrteile 
• Lüftungsgeräte, Armaturen, Wand­
durchführungen, Sandfilterrost 
• Filtersand (mit manueller Einbrin­
gung des Sandes!) Abschlüsse, Notaus­
stiegklappen 
• ggf. Einrichtung, Zubehör 

Die Ausschreibung muß den Hinweis 
enthalten, daß alle Einbauteile im 
Schutzraum eine gültige Verwendungs­
bescheinigung des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau haben. 

7.1. : 
Die Genehmigungsbehörde setzt sich 
nunmehr intern mit der 

7.2 .: 
Gemeinde in Verbindung, beispielswei­
se um zu erfahren, wie viele Personen 
im Umkreis von 150 m gemeldet sind. 
Dies kann als Nachweis der Belegung 
eines 25-Personenschutzraumes dienen 
(siehe hierzu Muster-Lageplan) . Somit 
liegen der Genehmigungsbehörde jetzt 
alle Bau- und Antragsunterla~en vor. 
Die Prüfung der Bautechnik (Uberein­
stimmung mit den »Bautechnischen 
Grundsätzen für Hausschutzräume des 
Grundschutzes«) erfolgt in der Regel in 
der Behörde, meist im Zusammenhang 
mit der Prüfung des übrigen Bauan­
trages. 

Unterschiedliche Länderregelungen zur 
Bewilligung des Bundeszuschusses 
In einigen Bundesländern (z. B. in Bay­
ern) wird vom Landratsamt nur der 
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Mittelbedarf über die Bezirksregierun­
gen an die Landesinnenminister gemel­
det. Von dort aus werden die Zuschuß­
mittel vorgemerkt. Das Landratsamt 
selbst stellt nach der verwaltungsinter­
nen Abklärung über die vorhandenen 
Haushaltsmittel den Bewilligungsbe­
scheid aus und stellt ihn, entweder zu­
sammen mit der Baugenehmigung oder 
separat, dem Bauherrn zu. 

In anderen Ländern (z. B. in Nord­
rhein-Westfalen) wird der von der Bau­
aufsichtsbehörde (Amt 63) bautechnisch 
geprüfte Antrag über die Regierungs­
präsidenten an die 

7.3.: 
Wohnungsbauförderungsanstalt (WFA), 
Düsseldorf, gesandt, welche die vom 

7.4.: 
Bundesamt für Zivilschutz dem Land 
zugewiesenen Mittel verwaltet. Die 
WFA erteilt dann den Bewilligungsbe­
scheid und stellt ihn direkt dem Antrag­
steller zu. Für eilige Antragsteller emp­
fiehlt es sich, den vom Bauordnungsamt 
geprüften Antrag selbst der WF A zu 
senden . 

In anderen Bundesländern, insbesonde­
re in den Stadtstaaten, wird ein ähnli­
ches Verfahren angewandt, das zu be­
schreiben innerhalb dieser Systematik 
jedoch nicht erforderlich erscheint. 

8.1.: 
In jedem Fall erhält der Bauherr von der 
zuständigen Behörde einen Bewilli­
gungsbescheid (siehe unten). 

8.2.: 
Inzwischen hat der Architekt die Aus­
schreihungsergehnisse für die einzelnen 
Gewerke erhalten, so daß dem Bauherrn 
nunmehr vorliegen : 

• gent:hmigte Planung (in der Regel 
auch die gesamte Baugenehmigung), 
• Bewilligungsbescheid für den Bun­
des zu schuß, 
• Ausschreibungsergebnisse. 

8.3.: 
Nach dem Vertragsabschluß zwischen 
dem Bauherrn und den entsprechenden 
Firmen kann mit dem Bau begonnen 
werden. 

8.4.: 
Gleichzeitig mit dem Baubeginn fertigt 
das Lüftungsunternehmen die einzube­
tonierenden Rohrteile, die unter Lei­
tung und Anweisung des Architekten 
unter Mitwirkung des Lüftungsunter-

nehmers durch den Rohbauunterneh­
mer eingebaut werden. Dies sind im 
wesentlichen die Wanddurchführungen 
für das Lüftungsgerät, die Abluft- bzw. 
die Überdruckarmaturen, die natürliche 
Zuluft (verschraubbares Abluftventil), 
die Kabeldurchführungen und ggf. an 
die Bewehrung angeschweißte Stahlwin­
kel zur späteren Befestigung der Mauer­
pratzen der Türzargen. 

9.1.: 
Wenn die Rohbauarbeiten des Schutz­
raums fertiggestellt sind, d. h. wenn die 
Kellerwände und die Kellerdecke beto­
niert sind, bescheinigt der 

9.2.: 
Architekt die »Rohbaufertigstellung des 
Schutzraums« . 

9.3.: 
Gleichzeitig stellt der Bauherr mit dieser 
- im übrigen formlosen - Architekten­
bescheinigung bei dem 

9.4.: 
Landratsamt oder der 

9.5 . : 
Wohnungsbauförderungsanstalt 

10.: 
den Antrag auf Auszahlung der ersten 
Zuschußrate, die in dem Jahr der Bewil­
ligung dem Bauherrn dann ausgezahlt 
werden kann. 

11.: 
Während der Rohbauunternehmer das 
Gebäude weiter erstellt, wird der 
Schutzraum bereits fertig montiert - im 
einzelnen 

• Anflanschen des Lüftungsgerätes 
und der Armaturen, 
• Einbau der Schutzraumabschlüsse 
(Türen, Klappen), 
• Einbau des Sandfilterrostes, 
• Einbringen des Filtersandes, 
• Teil-Elektroinstallation des Schutz­
raumes, damit die Kabeldurchführun­
gen geschlossen werden können. 

Nach einer 

12.1.: 
internen Funktionsprüfung des Schutz­
raumes und der Zusammenstellung aller 
erforderlichen Unterlagen wird die Ge­
brauchsabnahme des Schutzraumes bei 
der 

12.2.: 
Bauaufsichtsbehörde beantragt und 



Bauuntern. 
Fachuntern . 

Verfahrens weg 
Übersicht über das Verfahren bei der Förderung eines Hausschutzrau­
mes von der ersten Idee bis zur fertigen Abnahme, Erläuterungen siehe 

Text 

Statiker 
Fachingen. 

Architekt 

PRIVAT­
RECHTLICH 

Bauherr 

OFFENTLICH -
RECHTLICH 

Bauaufsicht 
Landratsamt 
(BVS) 

Gemeinde 

(Finanzamt) 

---------

Landesinnen­
minister 
WFA 

~~~~~~ __ ::::::::::::::::::::::::=l~~~~~~~~~~~~---j~~o~~~n~~~r---~.---, 
-- - - - -----_.,. -----:.-;::: ---'------' 
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2. Rat. 

Steuerermänig. 
I Finanzamt 

Verfahren 

Bundesamt 
für 
Zivilschutz 
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13.1.: 
in Form einer Teilschlußabnahme 
durchgeführt. Hierbei prüft das 
Bauordnungsamt 
• Übereinstimmung mit den geneh­
migten UnterlagenNorlage der Ver­
wendungsbescheinigungen, 
• Abnahme aller Aggregate, Armatu­
ren, Wanddurchführungen, 
• Funktionsprüfung. 

Zur Abnahme müssen vom Bauherrn 
alle erforderlichen Verwendungsbe­
scheinigungen in gültiger Ausführung 
vorgelegt werden. (Sonderregelungen 
zur Abnahme bestehen in einzelnen 
Bundesländern, siehe unten). 

13.2.: 
Der daraufhin ausgestellte Teilschlußab­
nahmeschein wird zusammen mit dem 
Antrag auf Auszahlung der zweiten Ra­
te dem 

13.3.: 
Landratsamt wieder eingereicht (in 
Nordrhein-Westfalen die 

13.4.: 
Wohnungsbauförderungsanstalt), so daß 
im Jahr der Bewilligung 

14.: 
der Bauherr die zweite Rate des Zu­
schusses erhält. 

15 .1.: 
Nach der Fertigstellung des Gesamtge­
bäudes wird nach Vorlage des Gesamt­
schlußabnahmescheins das errichtete 
Einfamilienhaus 

15.2.: 
durch den Bauherrn steuerlich abge­
schrieben, wobei der Bauherr 

15 .3. : 
bei seinem zuständigen Finanzamt be­
reits im Jahr der Fertigstellung diesen 
erhöhten Steuerermäßigungsbetrag auf 
seiner Lohnsteuerkarte eintragen lassen 
kann. Der steuerfreie Betrag betragt: 

Höchstbetrag .I. Zuschüsse = 10 % 
10 

Abschreibung jährlich über 10Jahre 

oder: 

Höchstbetrag ./. Zuschüsse = 8 3 % 
12 ' 

Abschreibung jährlich über 12 Jahre. 

Die exakte Höhe richtet sich, wie oben 
schon angesprochen, nach der Größe 
des Schutzraumes, der Höhe des Zu-
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schusses und der gewählten Abschrei­
bungsdauer. 

Antragsunterlagen 

In dem -länderweise geringfügig abwei­
chenden - Antrag auf Gewährung von 
Zuschüssen des Bundes bei der Errich­
tung von Hausschutzräumen für Woh­
nungen im Rahmen der entsprechenden 
Richtlinien werden folgende Angaben 
benötigt (Formblätter): 

1. Anzahl der beantragten Schutz­
plätze 

2. Grundstückbezeichnung 

Anmerkung: 
Hier werden die Grundbuchamtlichen 
Angaben aufgeführt, auch die Bezeich­
nung des Bauvorhabens, des Bauherrn 
bzw. des Entwurfsverfassers. 

3. Angaben über das Gebäude 
Anzahl der Vollgeschosse 
Anzahl der Wohnungen 
Anzahl der Aufenthaltsräume aus­
schließlich Küchen unter 12 m2 

für Wohnheime 
Anzahl der üblicherweise im Wohnheim 
lebenden Personen. 

Anmerkung: 
Die Zahl der Vollgeschosse ist insofern 
erforderlich, da sie für die Berechnung 
der statistischen Unterlagen maßgebend 
ist. Ebenso können sich die Notwendig­
keit und die Anordnung des Notausstie­
ges hiernach richten. Die Zahl der Woh­
nungen ist nicht so bedeutend wie die 
Zahl der Aufenthaltsräume. Sie gibt an, 
wie viele Schutzplätze in diesem Gebäu­
de ohne Nachweis der Personenzahl in 
diesem Haus zuschußfähig sind, was bei 
gemeinsamen Schutzräumen von Be­
deutung ist. 

Je Aufenthaltsraum ist ein Schutzplatz 
zuschußfähig,_ wobei Küchen unter 
12 m2 Grundfläche, Nebenräume, Zu­
behörräume und Wirtschaftsräume (das 
sind insbesondere Flure, Dielen, Speise­
kammern, Bade-, Wasch- oder Dusch­
räume, Toiletten und sonstige Abstell­
räume) nicht als Aufenthaltsraum ange­
rechnet werden. Wohnräume in erst für 
später geplanten Erweiterungsbauten, 
z. B. Dachgeschoßausbauten, sind 
ebenfalls zuschußfähig. Erfüllen große 
Räume die Funktion von zwei Räumen 
(z. B. Wohn- und Eßzimmer), sind sie 
als zwei Aufenthaltsräume zu werten. 
Große Dielen zählen ebenfalls zu den 

Aufenthaltsräumen. Mehr Schutzplätze 
als Personen oder Wohnräume vorhan­
den sind, können nur dann bezuschußt 
werden, wenn ein gemeinsamer Schutz­
raum für mehrere Wohngebäude errich­
tet wird. 

Aus technischen Gründen dürfen 
Schutzräume mit weniger als 7 Schutz­
plätzen nicht gebaut werden. Dabei 
werden unabhängig von der Zahl der 
Hausbewohner oder der Zahl der 
Aufenthaltsräume stets mindestens 
7 Schutzplätze bezuschußt. 

4. Angaben bei gemeinsam errichte­
tem Schutzraum 
Lage der Gebäude zum geplanten 
Schutzraum, Anzahl der Aufenthalts­
räume/Bewohner dieser Gebäude 

Anmerkung: 
Grundsätzlich empfiehlt es sich, um 
eine wirtschaftliche Größe eines Schutz­
raumes zu erreichen (sie liegt bei 25 Per­
sonen), einen gemeinsamen Schutzraum 
zu errichten. Hierbei ist insbesondere 
an die Schließung von Baulücken ge­
dacht. Dieses stellt wohl die letzte Mög­
lichkeit dar, für diesen Straßenzugsbe­
reich Schutzmöglichkeiten zu schaffen. 

Der Eigentümer des Grundstücks, auf 
dem der gemeinsame Schutzraum er­
richtet wird, muß schriftlich erklären 
(Formblatt), daß er bereit ist, die Be­
wohner der anderen zugeordneten Ge­
bäude in seinem Schutzraum aufzuneh­
men (d. h. »die Mitbenutzung der vor­
genannten Schutzräume durch die Be­
wohner dieser Gebäude zu dulden«). 
Auch hierbei können noch zu errichten­
de Gebäude berücksichtigt werden, wo­
bei die Anzahl der in der Umgebungs­
bebauung berücksichtigungsfähigen 
Schutzplätze als Annahme zugrunde ge­
legt wird. 

Diese Erklärung bedarf der Schriftform; 
sie muß öffentlich beglaubigt oder vor 
der zuständigen Behörde abgegeben 
oder von ihr anerkannt werden. 

Der § 11 des Schutzbaugesetzes (ge­
meinsame Schutzplätze) ist außer Kraft. 
Damit ist auch die Verpflichtung der 
Gemeinde durch den Bundesgesetzge­
ber nicht bindend 

• eine Abschrift der Erklärung den Be­
teiligten zuzustellen und 

• ein Verzeichnis über die Erklärungen 
innerhalb der Behörde zu führen, in die 



diejenigen Einsicht nehmen können, die 
ein berechtigtes Interesse nachweisen. 

Inwieweit dieses dennoch erfolgt, kann 
nicht beurteilt werden, wobei Zweifel 
bestehen, ob bei jeder Gemeinde/Land­
ratsamt eine entsprechende Liste geführt 
wird. 

s. Planunterlagen 
Dem Antrag sind die Unterlagen beizu­
fügen , aus denen sich das Erforderliche 
ergibt. 

• Lageplan (siehe Skizze) 

• Grundrisse auch von den darüberlie­
genden Geschossen 

• Schnitte 

Im weiteren Verfahren erfolgt die be­
hördeninterne Prüfung der Unterlagen 
und bei Vorliegen der Voraussetzungen 
der entsprechende Bewilligungsbe­
scheid. 

Bewilligungsbescheid 

Der von der zuständigen Behörde erteil­
te Bewilligungsbescheid gibt dem Bau­
herrn einen Rechtsanspruch 

• in der Höhe der ausgewiesenen Zu­
schußbeträge und 
• auf Auszahlung in den Jahren, in de­
nen die Ratenzahlung vorgesehen ist. 

Dieser Bewilligungsbescheid kann eine 
Reihe von Auflagen erhalten. Sie sind 
wesentliche Bestandteile der Bewilli­
gung und demzufolge zu beachten. Dies 
kann beispielsweise sein 

• der Bewilligungsbescheid wird un­
gültig, wenn die Baugenehmigung für 
das übrige Gebäude nicht erteilt wird 
oder ungültig wird. 

• Der Bewilligungsbescheid kann wi­
derrufen werden, wenn der Schutzraum 
nicht sach- und plangerecht nach den 
genehmigten Planunterlagen erstellt 
wird. 

• Die Bewilligung des Zuschusses er­
folgt unter dem Vorbehalt, daß die Aus­
zahlung der ersten bzw. zweiten Rate 
innerhalb des angegebenen Haushalts­
jahres bis spätestens (z. B.:) 15. Dezem­
ber erfolgen kann. 

• Der Bewilligungsbescheid kann wi­
derrufen werden, wenn der Schutzraum 
nicht entsprechend den Richtlinien 
bzw. der erteilten Genehmigung bis zu 
einem Spätesttermin gebrauchsfähig fer-

ANLAGE 

25 PERSONEN­
SCHUTZRAUM 

Verfahren 

AUSZUG AUS DEM 
BEBAWNGSPLAN 
"BRUNNENSTRASSE " 

BRUNNENSTRASSE 14 
3307 BE RGDORF 

' ..,'-',lJMr-,.,R : A. KLEE 

GEMEI NSAMER SCHUT ZRAUM 

Brunnenstrane 14 7 Aufenthaltsräume 
12 _ 5 (gepl.l 
13 = 2 gemeldete Personen 
15 = 4 
17 7 

GESAMT : 25 SCHUTZPLÄTZE ERKLARUNG DER MITBENUTZUNG 
SIE HE ANTRAGSUNTERLAGEN 

Lageplan 
Übersichtliche Darstellung eines Lageplanes, wie er bei der Errichtung von gemeinsamen 
Schutzräumen bei der AntragsteIlung vorgelegt wird. 

tiggestellt wird. Eine möglicherweise 
gezahlte erste Rate kann dann zurückge­
fordert werden. 

Die in dem Bewilligungsbescheid ange­
gebenen Bewilligungszeiträume sind 
unbedingt einzuhalten, um die Finan­
zierung des Gesamtobjektes nicht zu ge­
fährden. Nicht abgerufene Mittel des 
Landes werden dem Bundesamt für Zi­
vilschutz (BZS) wieder zurückgemeldet 
und die entsprechenden Bewilligungen 
zurückgezogen. Diese Mittel werden im 
Rahmen des Mittelausgleichs anderen 
Bundesländern bei Bedarf zugewiesen. 
Um dieses seitens der mittelbewirtschaf­
teten Stelle (BZS) innerhalb des jeweili­
gen Haushaltsjahres auch verfahrens­
technisch durchführen zu können, sind 
diese Termine Ausschlußfristen. 

Schutzröume im 
genehmigungsfreien 
Bauvorhaben 

In manchen Bundesländern, so z. B. in 
Nordrhein-Westfalen, besteht die Mög­
lichkeit, daß die Errichtung oder Ände­
rung von Einfamilienhäusern (§ 60 (2) 
Bauordnung des Landes Nordrhein­
Westfalen) als Einzel- oder Doppelhäu­
ser im Geltungsbereich eines Bebau­
ungsplanes keiner Baugenehmigung be­
darf, wenn die zur Erschließung des 
Baugrundstückes bestimmte Verkehrs­
fläche befahrbar und die Abwasserbesei­
tigung über eine Sammelkanalisation 
möglich ist. Sie bedürfen nur einer Bau­
anzeige gemäß § 89 BauO - NW, so daß 
weder eine Rohbauabnahme noch eine 
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Verfahren 

Schluß abnahme durch die untere Bau­
aufsicht erfolgt. 

In diesem Fall hat der bauleitende, ver­
antwortliche Architekt die Gebrauchs­
abnahme durchzuführen und eine ent­
sprechende mängelfreie Abnahme des 
Schutzraumes zu bestätigen. Diese Be­
stätigung ersetzt die Teilschlußabnahme 
der zuständigen, vom Land bestimmten 
Behörde. 

Im Rahmen der beabsichtigten Novel­
Iierung der Landesbauordnung in 
N ordrhein-Westfalen (voraussichtlich 
ab l.Januar 1985) ist dieses jedoch nur 

Tabelle: 

befristet möglich. Ähnliche Bauanzeige­
verordnungen sind bereits in Rheinland­
Pfalz wieder aufgehoben worden. In an­
deren Bundesländern werden ähnliche 
Überlegungen angestellt, da die Erfah­
rungen angezeigt haben, daß zu viele 
Abweichungen von dem festgesetzten 
Baurecht erfolgten. 

Es wird aber voraussichtlich weiterhin 
noch möglich sein, untergeordnete Bau­
werke (Garagen u. ä.) nur anzeigepflich­
tig zu belassen, so daß hier die Schluß­
abnahme (funktionsfähige Gebrauchs­
abnahme) beim bauleitenden Architek­
ten verbleibt. 

Obersicht der Förderung im Schutzraumbau 

Hinweis auf Folgebericht 

Dieses vorgestellte Verfahren ist der er­
ste Teil der Thematik Hausschutzräu­
me. Der zweite Teil, der in einer späte­
ren Ausgabe veröffentlicht wird, behan­
delt die Kosten eines Schutzraumes mit 
vergleichenden Gegenüberstellungen 
aufgrund von Ausschreibungsergebnis­
sen und weist in Form von Finanzie­
rungsmodellen auf die tatsächlichen 
Kosten hin, die bei Erstellung eInes 
Schutzraumes anfallen. 

(Innenschutzräume bei gleichzeitiger Errichtung mit einem Neubau) 

Schutzplatzzahl Zuschüsse zusätzliche Gesamtförderung Gesamtförderung Gesamtförderung Gesamtförderung 
Steuer- 20000,- DM 1) 25000,- DM 1) 30000,- DM 1) 35 000,- DM 1) 

abschreibung (40000,- DM)2) (50 000,- DMl) (60 000,- DM)2) (70 000,- DMl) 

7 4900,- 19450,- 8300,- 8690,- 9140,- 9590,-
8 5480,- 19670,- 8920,- 9320,- 9320,- 10220,-
9 6075,- 19875,- .9550,- 9950,- 10410,- 10860,-

10 6650,- 20100,- 10170,- 10570,- 11030,- 11490,-
11 7205,- 20345,- 10770,- 11 170,- 11640,- 12 110,-
12 7740,- 20610,- 11270,- 11 760,- 12230,- 12700,-
13 8255,- 20895,- 11 910,- 12330,- 12810,- 13 290,-
14 8750,- 21 150,- 12450,- 12870,- 13 360,- 13 850,-
15 9150,- 21 500,- 12910,- 13 340,- 13 770,- 14280,-
16 9600,- 21 750,- 13 400,- 13 840,- 14340,- 14840,-
17 10030,- 22020,- 13 880,- 14320,- 14830,- 15340,-
18 10440,- 22310,- 14340,- 14790,- 15300,- 15820,-
19 10830,- 22620,- 14790,- 15240,- 15580,- 16280,-
20 11100,- 23000,- 15 120,- 15590,- 16 110,- 16640,-
21 11 445,- 23305,- 15520,- 15990,- 16530,- 17060,-
22 11 770,- 23630,- 15910,- 16380,- 16920,- 17460,-
23 12075,- 23925,- 16260,- 16740,- 17290,- 17840,-
24 12360,- 24240,- 16600,- 17090,- 17640,- 18200,-
25 12625,- 24575,- 16920,- 17420,- 17980,- 18 550,-

50 16800,- 48800,- 25340,- 26310,- 27440,- 28560,-

1) angenommenes zu versteuerndes Einkommen, Grundtabelle, ohne Finanzierungskosten 
2) angenommenes zu versteuerndes Einkommen. Splittingtabelle. ohne Finanzierungskosten 
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Neue Bautechnische Grundsätze für 

GROSSE HAUSSCHUTZRÄUME 
des Grundschutzes Teil 11 

Die neuen Bautechnischen Grundsätze 
für große Hausschutzräume des Grund­
schutzes sollen in Kürze als» Vorläufige 
Bautechnische Grundsätze für große 
Hausschutzräume des Grundschutzes« 
bekanntgegeben werden. Die Bekannt­
machung erfolgt durch den Bundesmi­
nister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau im Bundesanzeiger. Die 
» Vorläufigen Bautechnischen Grundsät­
Ze« werden vorerst nur für Schulschutz­
räume sowie für Neubauten des Bundes 
Anwendung finden . An eine Ausdeh­
nung des Geltungsbereiches auf den pri­
vaten Schutzraumbau ist bis zum Ab­
schluß der Erprobungsphase nicht ge­
dacht. 

Staubfilter 

Wie bereits in Heft IV/83 angedeutet, 
sind in den großen Hausschutzräumen 
zwei Staubfilter EU 3 erforderlich 
(Nr.2.9.11 und Nr. 4.3.3). Ein Staubfil­
ter ist in der Normalluftleitung und 
eines im Bereich der Schutzluftansau­
gung einzubauen. 

Bei der Auswahl der Staubfilter ist dar­
auf zu achten, daß die Volumenströme 
der Filter um nicht mehr als 10 % über­
oder unterschritten werden dürfen. 

Je nachdem, ob Staubfilter gewählt wer­
den, die in die Wand des Staubfilterrau­
mes oder in die Leitung eingebaut wer­
den, ergeben sich die in den Bildern 1 
bis 3 dargestellten Schutzplatz-Bereiche. 
Vor dem Einbau ist zu prüfen, ob die 
Staubfilter für die vorgesehene Schutz­
platzzahl in Frage kommen. 

Otto Schaible 

Ansaugroste 

In großen Hausschutzräumen ist Sand­
vorfiltermaterial vorgesehen. Nach dem 
Anhang »Technische Forderungen für 
Filtersande« - Fassung Juni 1981, kön­
nen Sandvorfilter sowohl 1 m als auch 
2 m hoch über dem Ansaugrost mit 
Sandvorfiltermaterial gefüllt werden. 
Dabei ist jedoch nicht nur die Sandkör­
nung bei den beiden Füllhöhen unter­
schiedlich. 

Genauso entscheidend für die Wirkung 
des Sandvorfilters ist die Ausführung 
und Größe des Ansaugrostes. 

Während bei einer Schütthöhe von 1 m 
über dem Ansaugrost der freie Ansaug­
querschnitt des Rostes mindestens 
800 cm2/m2 Filterfläche betragen muß, 
sind bei einer Schütthöhe von 2,0 m über 
dem Rost mindestens 1600 cm2/m2 erfor­
derlich. 

Als Korrosionsschutz wird Feuerverzin­
kung gefordert. Zur besseren Haltbar­
keit ist eine zusätzliche KunststofJbe­
schichtung der Ansaugroste anzustreben. 

Fläche für den Notküchen­
bereich 

Nach den »Vorläufigen Bautechnischen 
Grundsätzen« ist ein Notküchenbereich 
von 5 m2 erst ab 150 Schutzplätzen vor­
gesehen. 

Da jedoch auch bei Schutzraumgrößen 
von 51 bis 149 Schutzplätzen eine Dop­
pelkochplatte (Nr.2.9.5), eine Entnah-

mearmatur mit Ausguß (Nr.6.2.1) so­
wie zwei Steckdosen (Nr. 7.1) ange­
bracht werden müssen, empfiehlt es 
sich, auch bei den Schutzr:wmen ab 51 
Schutzplätzen Notküchenbereiche von 
mindestens etwa 5 m2 auszuweisen. 
Dies ist umso leichter möglich, als der 
Notküchenbereich u. a. auf die Schutz­
platzzahl voll angerechnet werden kann 
(Nr.2.9.1) und mit 1 m2 pro Schutz­
platz trotz der Sitze und Liegen ausrei­
chend Platz zur Verfügung steht. 

Sitze und Liegen 

Wie bereits in Heft IV/1983 (Aufent­
haltsraum) erwähnt, können anstelle der 
Sitze und Liegen auch Sitz-Liege-Kom­
binationen gewählt werden. Die Kosten 
sind etwa gleich hoch. Sitz-Liege-Kom­
binationen haben jedoch den Vorteil, 
daß rd. 20 % mehr Verkehrsfläche zur 
Verfügung steht und der achtstündige 
Wechsel vom Liegen zum Sitzen bei den 
kleineren Einheiten, die hierbei gebildet 
werden können, weit problemloser und 
vor allem reibungsloser erfolgen kann. 

Abortflächen 

Die erforderliche Fläche für die Aborte 
kann so berechnet werden, daß für jede 
angefangene 50er-Einheit ein Trocken­
abort und für jede angefangene 150er­
Einheit eine Urinal Standfläche gewählt 
wird. Die Urinal-Standfläche ist ledig­
lich eine Stellfläche. Eine Urinalrinne ist 
nicht erforderlich. Anstelle der Stellflä­
che kann auch ein weiterer Trockenab­
ort vorgesehen werden. 
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Schutzraumbau 

Anzahl der Personen 100-119 120-146 150-165 16fr179 

erf. Luftmenge (mJIh) 450-535 540-657 900-990 99fr1074 

Anzahl der Filterelemente 5 6 9 10 

mögt. Luftmenge (m1/h) 500 600 900 1000 

± 10 % 450-550 540-660 810-990 900-11.00 

Luftwiderstand in Pa 130 130 130 130 

Luftwiderstand durch die 
Explosionsschutzventile in Pa 185 185 185 185 

Gesamter Luftwiderstand in Pa 315 315 315 315 

Bild 1: Staubfilter für große Hausschutzräume (Filterelememe - Wandeinbau) 

Anzahl der Schutzplätze 

Typ 

Filter NW in mm 

Nennluftvolumenstrom (m) Ih) 

± 10 % (m'lh) 

Enddruckverlust in Pa 

Bild 2: Staubfilter für Normalluft 
(vor bzw. in der Rohrleitung) 

Anzahl der Schutzplätze 

Typ 

Rohr und Filter NW in mm 

Nennluftvolumenstrom 
in m'!h 

± 10 % (m'/b) 

Filtermaße L in mm 

Filtermaße 1 in mm 

Filtermaße 0 in mm 

Enddruckverlust in Pa 

72-88 

SRF-S 

200 

360 

324-396 

280 

110 

219,1 

200 

Bild 3: Staubfilter in der Schutzluftleitung 
(vor bzw. in der Rohrleitung) 
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72-149 

SRF-N 

200 

360-720 

324-670 

200 

144-149 

SRF-S 

200 

720 

648-792 

390 

220 

219,1 

200 

162-264 270-299 

SRF-N SRF-N 

250 300 

1080-1440 1800 

972-1584 1620-1794 

200 200 

162-198 21fr264 

SRF-S SRF-S 

250 250 

1080 1440 

972-1188 129fr1584 

430 520 

260 350 

273 273 

200 200 

180-220 225-275 27fr299 

1080-1320 1350-1650 165fr1794 

12 15 18 

1200 1500 1800 

1080-1320 1350-1650 1620-1980 

130 130 130 

185 185 185 

315 315 315 

Planungsansatz für die 
Mindestflöehen 

Gemäß den vorstehenden Beispielen 
und dem Beispiel in Heft IV /1983 für 
200 Schutzplätze läßt sich der Aus­
gangswert für die Planung, die Mindest­
fläche pro Schutzplatz (innerhalb der 
Umfassungsbauteile), aus Bild 7 ent­
nehmen. 

Man kommt auf diese Weise relativ 
schnell ohne zeitraubende Iterations­
rechnungen zur fertigen Planung. 

Liste der Einbauteile ete. 
mit Verwendungsbeseheini­
gungen* 

1) Schleusentüren (Nr. 2.7) 
2) Notausstiegsklappe (am Aufent­

haltsraum - Nr. 2.8) 
3) Sitze, Liegen bzw. Sitz-Liege-

Kombinationen (Nr. 2.9.2) 
4) Filtersand (Sandvorfiltermaterial -

Nr. 4.3.3.1) 
5) Ansaugrost (Nr.4.3.3.1) 
6) Raumfilter (R 3 oder R 6 -

Nr.4.3.4) 
7) Staubfilter - Normallüftung -

EU 3 (Nr.4.3.3.3) 
Staubfilter - Schutzlüftung - EU 3 
(Nr.4.3.3.3) 

" Es dürfen bei den großen Hausschutzräu­
men nur solche Gegenstände aus der obi­
gen Zusammenstellung eingebaut werden, 
die in der Zusammenstellung der gültigen 
Verwendungsbescheinigung des Bundes­
ministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Referat B I 7, Deichmanns 
Aue, 5300 Bonn 2, erfaßt sind . 



Schutzräume für 149 Personen (siehe Bild 4) 

Im Heft IV/83 wurde bereits ein Schutzraum für 200 Personen dargestellt. Die 
Grenze des Luftvolumenstroms liegt bei 149 Schutzplätzen. Bis zu dieser Größe 
(einschließlich) sind mindestens 4,5 m3/h,P erforderlich. 

Die Berechnung der Flächen erfolgt sinngemäß wie in Heft IV/83. Es ergeben 
sich dann etwa die folgenden Ausgangsdaten für die Planung. Die Wandflächen 
variieren etwas, je nach Anordnung der technischen Räume. 

a) Fläche für den Krankenbereich 
149 X 0,075 = 

b) Fläche für den Abortbereich 
(ohne Vorbereich) 
4 X 0,80 = 

c) Fläche für den Notküchenbereich 

d) Fläche für 2 Ventilatoren L 6 )~ 

2 X 3,5 = 

e) Fläche für den Wasservorrat 
149 X 14 = 2 086 I 
gew.: 3 X 800 I 

f) Lagerraum 
Wandflächen : 7,30 X 0,30 = 

g) Sandvorfilterraum 
11,18/2 = 5,6 m2 (2 m Füllhöhe ü. Rost) 
Wandflächen: 8,4 X 0,4 = 

h) Raumfilterraum für 4 Raumfilter R 3: 4 X 2,0 = 

Wandflächen: 8,8 X 0,4 = 

i) Staubfilterraum 
Wandflächen: 5,8 X 0,4 = 

k) Schleuse 
Wandflächen: 5,6 X 0,30 = 

I) Aufenthaltsfläche (149- (a) bis f)) 
(ohne Wand flächen) (149 - 35,58) = 

Gesamtfläche: 
(innerhalb der Umfassungswände) 

4,20 m2 

10,00 m2 

2,19 m2 

5,60 m2 

3,36 m2 

8,00 m2 

3,52 m2 

3,00 m2 

2,32 m2 

3,00 m2 

1,68 m2 

113,42 m2 

181,67 m2 

Die Gesamtfläche der erforderlichen Räume und Bereiche einschließlich der 
Innenwände ergibt sich damit bei 149 Schutzplätzen innerhalb der Umfassungs­
wände mit rd. 1,22 m2/ Schutzplatz. 

* Die Anzahl der Luftförderer berechnet sich wie folgt: 

8) 

9) 

10) 

11) 

12) 

149 X 4,5 = 670,5 mJ/h = 670,5/60 = 11,18 m2/min., 11,18/6,0 = 1,86 Ventilatoren 
gew.: 2 Ventilatoren L 6 

Normal- und Schutz lüftungs geräte 13) Wasservorratsbehälter (Faltbehäl-
(Ventilatoren) L 6 ter - Nr. 6.2.2) 

Abluftarmatur (Nr. 4.3.6) 14) Handleuchten mit je einem Lade-

Überdruckarmatur (Nr. 4.3.7) 
gerät (Nr. 7.1) 

15) Feuchtraumleuchten 
CO-Meß-Warn-Gerät (batteriege- 16) Kabeldurchführungen für die 
speist - Nr. 4.3 .8) Elektroleitung 

Differenzdruckmeßgerät 17) Kabeldurchführung für die 
(Nr.4.3.9) Antenne 

Schutzraumbau 

18) Dübel 
19) Klappe am Sandvorfilter 
20) Waschbecken, Waschrinnen, Aus­

gußbecken (Nr.6.2.1) 
21) Absperrarmaturen (Leitungen -

Nr. 6.3) 
22) Absperrarmaturen (Querdurchlüf­

tung) 
23) Durchflußmeßgerät (Nr. 4.3.3.2) 

Ergänzend müssen in den 
großen Hausschutzräumen 
vorhanden sein 

1) Schwer entflammbare Planen 
(Nr. 2.9.2, Nr.2.9.4) 

2) Belegungsplan (Nr.2.9.2) 
3) Trockenaborte (Nr. 2.9.4) 
4) Doppelkochplatte (Nr. 2.9.4) 
5) Leuchtfarbenanstriche (Nr. 3.1.6) 
6) Entwässerung des Sandvorfilters 

(Nr.4.3.3.1) 
7) Zuluftverteilungsleitungen 

(Nr. 4.3.5) 
8) Zuluftarmaturen (Nr. 4.3.5) 
9) 50-I-Behälter (Nr. 5) 

10) Einmaleinsatzbeutel (Nr.5) 
11) Sammelbeutel (Nr.5) 
12) Anschluß an die Wasserleitung mit 

Entnahrnearmatur (Nr. 6.2.1) 
13) Handpumpe für die Abwasser­

beseitigung (Nr. 6.4) 
14) Steckdosen (mind. 2 im Aufent­

haltsraum, mind. 2 der Notküche -
Nr. 7.1) 

15) Elektroleitungen (Feuchtraumaus­
führung - Nr. 7) 

16) Antenne (Nr. 7.2) 
17) Antennenverbindungsleitung 

(Nr.7.2) 
18) Klingelanlage für jede Schleuse 

(Nr.7.2) 

Checkliste für die Abnahme 
von großen 
Hausschutzräumen 

Allgemeines 

Belegungsplan 
Anzahl der Schutzplätze 
Kennzeichnung des Fassungsvermögens 
Mindestflächen - Krankenbereich 
(Nachweis) - Abortbereich 

- Notküchenbereich 
- Ventilatorfläche 
- Wasservorratsfläche 
- Lagerraum 
- Sandvorfiltertaum 
- Raumfilterraum 
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Schutzraumbau 

Mindest­
volumen 

- Staubfilterraum 
- Schleuse 
- Aufsichtsraum 

(Nachweis) 

Kennzeichnung mit nachleuchtenden 
Farben 

Vorhange für die Abteilung der einzel­
nen Bereiche 

Konstruktion 

Deckendicke 
Wanddicken - Umfassungswände 

(am Erdreich, innen) 
- Schleuse 

Betongüte 
Betonstahl 
Belastungsannahmen 
Bewehrung gern. Statik und Beweh­
rungsplan (Abnahme) 

Notausstieg 

Querschnitt 

- Mindestbewehrung 
- Konstr. Bewehrung 

(Decke oben, Wände 
außen) 

- Eckbewehrung 
(an Türen, Klappen, 
Einspannstellen) 

- S-Haken 

Überdeckung (mind. SO cm) 
Gefälle 
Entwässerung 
Steigeisen 
Luftansaugöffnung 
Abstand der Notausstiegsöffnung vom 
Gebäude 

Lüftung 

Normal- und Schutzlüftungs-Geräte 
L6 
(Ventilatoren) 
Luftansaugung 
Zweimalige Abwinkelung der Luft­
ansaugleitung 
Zuluftverteilungsleitung 
Zuluftarmaturen 
Ansaugrost 
Sandvorfiltersand 
Entwässerung des Sandvorfilters 
Abluftarmaturen 
Überdruckarmaturen 
Absperrarmaturen (Leitungen) 
Absperrarmaturen (Querdurchlüftung) 
Absperrarmturen (Lüftungsleitungen) 
Raumfilter 
Staubfilter (Normalluft) 

58 

Schutzräume für 150 Personen (siehe Bild 5) 

Bei 150 und mehr Schutzplätzen ist der Luftvolumenstrom mit 6,0 mJ/h,P 
anzunehmen. 

Die erforderlichen Flächen ergeben sich dann wie folgt: 

a) Fläche für den Krankenbereich 
150 X 0,075 = 

b) Fläche für den Abortbereich 
4 x 0,80 = 

c) Fläche für den Notküchenbereich 

d) Fläche für 3 Ventilatoren L 6* 
3 X 3,5 = 

e) Fläche für den Wasservorrat 
150 x 14 = 2100 I 
gew.: 3 X 800 I 

f) Lagerraum 
Wandflächen: 9,30 X 0,30 = 

g) Sandvorfilterraum 
15,0/2 = 7,5 m2 (2 m FülLhöhe ü. Rost) 
Wandflächen: 10,3 X 0,4 = 

11,25 m 2 

10,50 m 2 

4,20 m 2 

20,00 m 2 

2,79 m2 

7,50 m2 

4,12 m 2 

h) Raumfilterraum für 6 Raumfilter R 3: 6 X 2,0 = 
Wandflächen: 10,8 X 0,4 = 

12,00 m 2 

4,32 m 2 

i) Staubfilterraum 
Wandflächen: 5,8 X 0,4 = 

k) Schleuse 
Wandflächen: 5,6 X 0,3 = 

I) Aufenthaltsfläche 
(ohne Wandflächen) 

'3,00 m2 

2,32 m 2 

3,00 m 2 

1,68 m 2 

(150 - (a) bis f) = 150 - 54,15 = 95,85 m2 

Gesamtfläche: 190,73 m2 

(innerhalb der Umfassungswände) 

Die erforderlichen Räume und Bereiche umfassen bei 150 Schutzplätzen eine 
Fläche von rd. 1,27 m2/Schutzpiatz innerhalb der Umfassungswände. 

* Erforderliche Anzahl der Luftförderer: 
150 X 6,0 = 900 m'/h = 900/60 = 15 m'/min., 15/6,0 = 2,5 Ventilatoren L 6 
gew: 3 Ventilatoren L6 

Staubfilter (Schmutzluft) 
Schocksichere Aufhängung der Zuluft­
leitungen 

Meßgeräte 

Differenzdruckmeßgerät 
CO-Meß-Warn-Gerät (batteriegespeist) 
Durchflußmeßgeräte 

Türen, Klappen 

Schleusentüren 
Klappe am Sandvorfilter mit Fertig­
betonsteinen 
Notausstiegsklappen (innen und außen) 
mit Fertigbetonsteinen (innen) 

Elektroleitungen etc. 

Elektroleitungen mit Kabeldurch-
führung 
(Feuchtraumausführung) 
Feuchtraumleuchten 
Klingelanlage für jede Schleuse 
Steckdosen (4 Stück) 
Antenne mit Kabeldurchführung und 
Antennenverbindungsleitung 
Handleuchten mit Ladegerät (2 Stck.l 
100) 
Doppelkochplatte 

Wasser 

Wasserleitung mit Entnahmearmaturen 



Schutzräume für 299 Personen (siehe Bild 6) 

Die Grenze für große Hausschutzräume liegt bei 299 Schutzplätzen. Der Luft­
volumenstrom ist bis zu dieser Größe mit mindestens 6 m3/h,P zu berücksich­
tigen. 

Ab 300 Schutz pI ätze gelten die "Bautechnischen Grundsätze für Großschutz­
räume des Grundschutzes in Verbindung mit Tiefgaragen als Mehrzweckbau­
ten" - Fassung März 1979, bei denen eine Luftrate von 4,5 m3/ h bei 2,0 m21 
Schutzplatz zugrunde zu legen ist. 

Bei 299 Schutzplätzen sehen die Planungsgrößen für die Flächen folgendermaßen 
aus: 

a) Fläche für den Krankenbereich 
299 X 0,075 = 

b) Fläche für den Abortbereich 
8 X 0,80 = 

c) Fläche für den Notküchenbereich 

d) Fläche für 5 Ventilatoren L 6 '~ 
5 X 3,5 = 

e) Fläche für den Wasservorrat 
299 X 14 = 4 186 I 
gew.:4 X 800 + 1 X 1000 

f) Lagerraum 

Wandflächen: 9,30 X 0,3 = 

g) Sandvorfilterraum 
29,9/2 = 
Wandflächen: 17,8 X 0,4 = 

h) Raumfilterraum für 10 Raumfilter R 3 
10 X 2,0 = 
Wandflächen: 14,8 X 0,4 = 

i) Staubfilterraum 
Wandflächen: 5,8 X 0,4 = 

k) Schleuse 
Wandflächen: 5,6 X 0,3 = 

I) Aufenthaltsfläche 
(299 - (a) bis f)) = 299 - 78,53 = 

Gesamtfläche: 
(innerhalb der Umfassungsbauteile) 

22,43 m2 

17,50 m2 

7,20 m2 

20,00 m2 

78,53 m2 

2,79 m2 

15,00 m2 

7,12 m2 

20,00 m2 

5,92 m2 

3,00 m2 

2,32 m2 

3,00 m2 

1,68 m2 

220,47 m2 

359,83 m2 

Die notwendigen Räume und Bereiche ergeben bei 299 Schutzplätzen eme 
Fläche von rd. 1,20 m2/Schutzplatz innerhalb der Umfassungswände. 

" Berechnung der Anzahl der Luftförderer: 
299 X 6,0 = 1794 ml/h = 1794/60 = 29,9 ml/min., 29,9/6,0 = 4,98 VentilatOren 
gew.: 5 VentilatOren L 6 

Schutzraumbau 

Zur weiteren Entwick­
lung der Ost-West-Be­
ziehungen: 

Die Bundesregierung hat zur 
Kenntnis genommen, daß die 
Sowjetunion der Entscheidung 
über ihr weiteres Verhalten in 
den Beziehungen zum Westen 
jetzt zunächst eine eingehende 
Prüfung der Lage und der zu er­
wartenden weiteren Entwicklung 
durchzuführen wünscht. 

Die Sowjetunion kann bei ihrer 
Lageprüfung von drei festen Tat­
sachen ausgehen: 

1. Der Westen wird in Europa 
ebenso wie weltweit keine sowje­
tische Überlegenheit und keine 
Zone minderer Sicherheit in 
Westeuropa hinnehmen. 

2. Der Westen ist sich in den 
Grundsatzfragen der Sicherheit 
ebenso wie der Ost-W est-Bezie­
hungen einig. 

3. Der Westen ist bereit zu einer 
breiten und langfristig angelegten 
Zusammenarbeit mit der Sowjet­
union auf der Grundlage der 
Mäßigung, des Gleichgewichts 
und des gegenseitigen Vorteils. 
Dies gilt für Fragen der Rü­
stungskontrolle und Abrüstung 
ebenso wie für die Kooperation 
auf allen anderen Gebieten. 

Wasservorratsbehälter 
Wasserentnahmestelle mit Ausguß 

Aborte (Pressekonferenz Staatssekretär 

Sitze, Liegen 

oder Sitz-Liege-Kombinationen 
- Wandabstand 
- Abstände zwischen 

den Einheiten 

Trockenaborte (Nr. 5) 
SO-I-Behälter 
Einmaleinsatzbeutel 
Sammelbeutel 
Vorhänge (für Abort- und Vorplatz­
bereiche) 

Boenisch, 9. 12. 83) 
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Schutzraumbau 

Bild 4 (5): 
Großer Haus­
schutzraum mit 
149 (150) Schutz­
plätzen 

StF Staubfilter 
Kr. Kranken­

bereich 
N (Notküchen-

bereich) 
Ab. Abortbereich 
W Wasservor­

ratsbereich 

Bild 7: Planungsannahme 
für die Mindestschutz · 
raumfläche 
(ohne Umfassungswände) 

N ..., 
" ..; 
Po 
N ..., 
~ .c 
0 

UJ 

"-
~ 

'" ~ 
" .c 
0 
" . ..; 

"" 

a) mit Innenwandflächen f) bis k) 
b) ohne Innenwandflächen f) bis k) 
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H ausschutzraum mit 
299 Schutzplätzen 

Saodvortil terraUD:I 

StF Staub!iltorraum A.b. Abortbereich 

1,35 

\ , 
1, 30 

" 
" 

1,25 ~ 

..... 
1,20 "- .... 

"-
"-

1,15 

1 ,10 

r 1.1'\0..- 0 
1.1'\ C'-COa:> 0 ... 
Anzahl der Schutzplätze 

, 
, ~, 

" ~ 

10 
Ab< 0 

o 
o 

'" 

-

o 
o 

, 

'" '" '" 

... 
, ... ... 

:=-

'" C'-

'" 

- ... _-



WARME ABLUFT LÄSST SICH 
FANGEN 

Ob kühles Bier oder Rippchen - das 
Wichtigste am Kühlschrank ist sein In­
halt. Wer interessiert sich schon für die 
Rückseite? Für die Kühlrippen, die jene 
Wärme abgeben, die dem Innern entzo­
gen wurde? Sie geht in die Umgebungs­
luft und wird deshalb Abwärme genannt. 

Bei einem Haushalt-Kühlgerät ist der 
Energieverlust durch Abwärme relativ 
gering. Anders bei großen Kühleinrich­
tungen wie in Supermärkten, Großkü­
chen oder Fleischereien. In Bäckereien, 
Frisiersalons, Fotolabors oder ähnlichen 
Betrieben fällt ohnehin viel Wärme an. 
Bei manchen dieser Betriebe lohnt es 
sich, die durch Kühlgeräte oder während 
des Arbeitsprozesses entstehende Ab­
wärme wieder in nutzbare Energie umzu­
wandeln: Wärmerückgewinnung. 

Die Technik ist einfach: Die warme Ab­
luft wird nicht direkt in die Außenluft 
geleitet, sondern gibt über einen soge­
nannten Wärmeaustauscher einen großen 
Teil ihrer Wärme an eine Heizungs- oder 
Warmwasseranlage ab. Falls die Abwär­
metemperatur zu niedrig ist, leistet eine 
Elektro-Wärmepumpe gute Dienste. Auf 
diese Weise können Brauchwasser-Tem­
peraturen von 50 bis 60 Grad Celsius er­
zielt werden - ausreichend für viele Ar­
beiten, bei denen warmes Wasser benö­
tigt wird. 

Durch Wärmerückgewinnung werden in 
einem Gasthaus mit einer Kühlanlage von 
drei Kilowatt Anschlußwert täglich rund 
1000 Liter Warmwasser mit einer Tempe­
ratur von 55 Grad Celsius gewonnen. In 
einer Fleischerei können jährlich rund 
16000 Liter der teuren Importenergie 
Heizöl gespart werden. 

Auch Menschen und Tiere geben als Fol­
ge von Stoffwechselvorgängen im Körper 
Wärme ab. Bei Partys mit vielen Gästen 
muß sogar die Heizung oft abgeschaltet 
werden. Ein Mensch gibt etwa 100 Watt 
Wärme ab. 20 Menschen geben also so­
viel Wärme ab wie ein Heizgerät mit 
einer Leistung von 2000 Watt. 

Kühe und Pferde sind noch größere Wär­
mequellen als Menschen. Deshalb kann 
in der Landwirtschaft durch Wärmerück­
gewinnung Energie gespart werden. Im 
Kuhstall ist es immer warm. Die warme 
Stalluft kann bei Zuschaltung einer elek­
trischen Wärmepumpe zum Heizen und 
Zur Warmwasserbereitung genutzt 
werden. 

NEUE VERÖFFENTLICHUNGEN 
ZUM THEMA ENERGIE 

1. »Wege der Energie - Nutzen wir unse­
re Energie richtig?«, 36 Seiten, DIN 
A4 

2. »Impulse eines Jahrhunderts - Wie 
Strom Geschichte macht. , 40 Seiten, 
DINA4 

Einzelexemplare kostenlos erhältlich bei 

Informationszentrale der 
Elektrizitätswirtschaft e. V. 
Kölnstraße 480, 53 Bonn 1 

Wege der Energie 

tSa-l ....... 

WENIGER ÖLHEIZUNGEN IN 
NEUBAUTEN 

Bundesbauminister Oscar Schneider hat 
darauf hingewiesen, daß der Anteil der 
Ölheizungen bei neu zum Bau genehmig­
ten Wohnungen drastisch zurückgegan­
gen ist. Eine seit 1979 erhobene Statistik 
zeigt, daß Öl vor allem durch Gas, aber 
auch durch Fernwärme, Elektrospeicher­
heizungen und Wärmepumpen ersetzt 
worden sei. Im Zeitraum 1979 bis 1981 
sei der Anteil der Ölheizungen von 55 auf 
38,3 Prozent gesunken, während bei Gas 
eine Steigerung von 36,3 auf 46,6 Prozent 
registriert worden sei. Nach Aussagen 
des Ministers verdoppelten die Heizanla­
gen, die mit Nachtstrom, Wärmepumpen 
oder Solarkollektoren arbeiten, ihren 
Anteil von 4,3 auf 8,5 Prozent. Mehr als 
80 Prozent dieser Anlagen sind reine 
Stromheizungen. 

Quelle: Informationszentrale der 
Elektrizitätswirtschaft e. V., 
»Sachverhalte. 

0 .. Magazin, iHr ZlvlinttekUgung 

Hans Herlin 
DER LETZTE FRÜHLING IN PARIS 
448 Seiten, geb., DM 34,-
mvs Marion von Schröder Verlag GmbH 
Düsseldorf 

Der spannende Agenten-Thriller für den 
Winterabend . Frühling in Paris 1944, die 
deutschen Soldaten genießen das Leben 
in dieser Stadt, während die Abwehr mit 
Hilfe eines Doppelagenten in London ein 
Täuschungsmanöver inszeniert, durch 
d~s die alliierte Invasion beschleunigt und 
die Endphase des Krieges abgekürzt wer­
den soll. 

Dieser Roman aus der Welt der Geheim­
d.ienste hat in seiner dichten Spannung 
em Stück Weltgeschichte aus den letzten 
Wochen des Zweiten Weltkrieges einge­
fangen und ist somit gleichzeitig eine Do­
kumentation des aufregenden Gesche­
hens, das vom Atlantik her den Krieg 
beendete. 

Nach einem Roman des gleichen Autors 
»Satan ist auf Gottes Seite. wurde der 
gleichnamige Film für das ZDF gedreht. 

emo 
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AGA SCHRAUB- UND 
STECKFILTER 

AGA Filter gibt es für alle Einsatzge­
biete. 

AGA Schraubfilter sind in erster Linie 
für Vollmasken vorgesehen, können aber 
für alle Masken mit einem Filteranschluß 
nach DIN 3183 Teil 2 verwendet werden. 

AGA Steckfilter sind nur für die Halb­
maske Silner verwendbar. 

Ausstattung: 
Filtergehäuse aus haltbarem und schlag­
festern Kunststoff 
Zwischenböden in den Filtern aus Stahl­
netz 
Verschlußdeckel aus Kunststoff 
Gasfilter mind. 270 cmJ Aktivkohle 

AGA Atemfilter sind vom Berufsgenos­
senschaftlichen Institut für Arbeitssicher­
heit nach DIN 3181 Teill, Gas- und 
Kombinationsfilter nach DIN 3181 Teil 2 
geprüft. 

AGA Matter GmbH 
7521 Karlsdorf-Neuthard 1 

MEERESFORSCHUNG UND 
UMWELTSCHUTZ 

Auf dem MBB-Stand der Interkama in 
Düsseldorf, der internationalen Fach­
messe für Meß- und Automatisierungs­
technik, wurde zum erstenmal der Öf­
fentlichkeit ein Gerät gezeigt, das bereits 
erfolgreich im Orbit gearbeitet und für 
Anwendungen auf der Erde hohe Quali-

täten hat : eine Datenerfassungs- und 
Steuereinheit für Experimente unter 
Schwerelosigkeit - auch als Akquisitions­
modul für Meßbojen, geophysikalische 
Meßstationen im Umweltschutz und Hö­
henforschung hervorragend geeignet. 

Die Datenerfassungs- und Steuereinheit 
wurde im Auftrage des BMFT entwik­
kelt. Die Einheit dient zur Steuerung und 
Meßdatenerfassung der Materialwissen­
schaftlichen Experimente unter Schwere­
losigkeit bei den Space-Shuttle-Flügen. 
Benötigt wurde dafür eine Elektronik, 
die unter Weltraumbedingungen den völ­
lig autarken Ablauf der Experimente und 
die Speicherung der dabei anfallenden 
Meßdaten ermöglicht. 

Das Ergebnis dieser Entwicklung ist eine 
mikroprozessorgestützte Einheit, die 
sich besonders durch die extrem geringe 
Leistungsaufnahme von höchstens je 
einem Watt für das Akquisitionsmodul 
und das Steuermodul auszeichnet, und 
zwar einschließlich des als Speicher be­
nutzten Magnetbandgerätes. Diese Lei­
stung ist zum Beispiel kleiner als die 
Energie, die für eine Fahrradleuchte be­
nötigt wird. 

Durch seine besonderen Eigenschaften 
eignet sich das Akquisitionsmodul auch 
auf der Erde für alle Anwendungen, bei 
denen geringste Leistungsaufnahme ent­
scheidend ist, z. B. bei Meßbojen in 
der Meeresforschung, geophysikalische 
Meßstationen, im Umweltschutz und in 
der Höhenforschung. Durch die Mikro­
prozessoren ist eine Software-Anpassung 
an unterschiedlichste Aufgaben leicht 
möglich. 

Außerdem wurde auf der Ausstellung ein 
Modell eines möglichen künftigen Inter­
city-Zuges gezeigt, für den beim Unter­
nehmensbereich Marine- und Sonder­
technik in Bremen innerhalb des Radi 
Schiene-Forschungsprogramms in Zu­
sammenarbeit mit der Deutschen Bun­
desbahn eine Meßanlage entwickelt wird. 
Ferner stellte MBB auf der Interkama 
Modelle von Meßmaschinen und Traver­
siereinrichtungen für die Automobilin­
dustrie aus. 
Quelle: MBB aktuell 12/83 

EXOSAT BEOBACHTET 
RÖNTGENQUELLEN 

Der Röntgenstrahlenforschungssatellit 
Exosat, der von MBB/ERNO im Haupt­
auftrag entwickelt und gebaut wurde, hat 
Mitte August 1983 mit seinem eigent­
lichen Beobachtungsprogramm begon­
nen. Exosat ist am 26. Mai 1983 von Van­
den berg, Kalifornien, aus gestartet wor-

den. Bis zum 18.Juni hatte man alle In­
strumente ein erstes Mal eingeschaltet 
und kontrolliert, Anfang August waren 
dann alle Geräte geeicht und im Detail 
überprüft worden, so daß die eigentliche 
Meßperiode beginnen konnte. 

Exosat ist der erste Röntgenstrahlenfor­
schungssatellit der ESA. Der Satellit und 
seine wissenschaftlichen Instrumente re­
präsentieren einen hohen technischen 
Standard, einige Systeme sogar den der­
zeit höchsten Stand der Technik. Auf 
Grund der Empfindlichkeit der Geräte 
war von vornherein nicht auszuschließen 
gewesen, daß Exosat in der ersten opera­
tioneIlen Phase einige Probleme aufwer­
fen könnte. Heute lassen sich die dann 
aufgetretenen Anomalien jedoch im rech­
ten Licht betrachten, und die Befürch­
tungen aus der Zeit der operationellen 
Anfangsphase konnten ausgeräumt 
werden. 

Beim Lagekontrollsystem hatten sich an­
fangs unerwartete Reaktionen gezeigt, 
die jedoch durch verfeinerte operationelle 
Maßnahmen beseitigt werden konnten. 
Schätzungsweise 0,75 kg von insgesamt 
14 kg Propan sind dabei durch ungewoll­
te Lageregelungsmanöver vergeudet wor­
den, was aber keinen Einfluß' auf die 
vorgesehene Lebensdauer des Satelliten 
haben wird. Die Röntgenquellen können 
wie vorgesehen mit einer Genauigkeit 
von ei ner Bogenminute vom Satelliten 
aus angepeilt werden. Die Lage des Satel­
liten während der Messung ist dann in­
nerhalb weniger Bogensekunden stabil. 

Bei den beiden Wolterteleskopen für nie­
derenergetische Röntgenstrahlung hat 
einer der beiden Proportionalzähler 
gleich zu Anfang eine Anomalie gezeigt 
und ist seitdem abgeschaltet. Es gibt bis 
heute keinen Hinweis auf die Ursache. 
Der zweite arbeitete ziemlich lange feh­
lerfrei, dann traten ebenfalls Anomalien 
auf. Zur Zeit bemüht man sich, diesen 
Detektor mit geänderten Betriebspara­
metern wieder einzuschalten. Da beide 
Teleskope jedoch mit zwei auswechselba­
ren Detektoren ausgerüstet sind, die auf 
Kommando gesteuert werden können, 
liefern die Teleskope trotzdem wertvolle 
Daten . 

Die anderen wissenschaftlichen Meßin­
strumente von Exosat arbeiten zur vollen 
Zufriedenheit, und zwar 16 Proportio­
nalzähler mit Kollimator für Röntgen­
strahlen im mittleren Energiebereich so­
wie der Gaszintillator. Eine generelle 
Überraschung hat es gleich zu Anfang 
der Mission gegeben: Es hat sich gezeigt, 
daß der gemessene Röntgenstrahlenstör­
hintergrund des mittelenergetischen Ex­
perimentes und des Gaszintillators we-



sentlich niedriger ist als vorhergesagt 
worden war. Insgesamt sind bis Ende 
Oktober 1983 rund 100 Röntgenquellen 
beobachtet worden. 
Quelle : MBB aktuell 12/83 

DRÄGER-EXYTRON 5010 
IM OFFSHORE-EINSATZ 

Das seit langem erfolgreich im Einsatz 
befindliche Gaswarnsystem Exytron 
5010 der Drägerwerk AG. Lübeck. 
dringt jetzt auch in den Offshore-Markt 
ein. In der Bundesrepublik Deutschland 
wurde jetzt eine Bohr- und Förderplatt­
form mit einer Dräger Gaswarnanlage 
ausgerüstet. Die Plattform soll Anfang 
1984 im sogenannten Schwedeneck in der 
Ostsee - zwischen Kieler und Eckernför­
der Bucht - den Betrieb aufnehmen. Bei 
der Gaswarnanlage handelt es sich um die 
Installation von insgesamt 52 Diffusions­
meßköpfen. die zur Überwachung von 
brennbaren Gasen und Dämpfen - in die­
sem Fall von Methan (CH.) eingesetzt 
werden sollen. Diese Meßköpfe verteilen 
sich auf Wohn modul. Wohncontainer 
und Bohrplattform und sind an das Zen­
tralgerät Exytron 5010. einem Schalt­
schrank. der auf dem Wohnmodul instal­
liert ist. angeschlossen. Eine Notstrom­
versorgung sorgt bei einem Stromausfall 
für eine 12stündige Aufrechterhaltung 
des Meßbetriebs. Die Gaswarnanlage für 
die Bohrplattform Schwedeneck wurde 
von Dräger gemäß der Klassifikation 
Germanischer Lloyd geplant und erstellt. 
Da bei Bohrbetrieb und Ölförderung 
Methan auftreten kann. ist die Einrich­
tung einer entsprechenden Gaswarnanla­
ge im Wohn- und Arbeitsbereich einer 
Bohrinsel zwingend notwendig. 

Um bei Ölunfällen in Nord- und Ostsee 
wirksame Gegenmaßnahmen treffen zu 
können. plant die Bundesregierung den 
Einsatz von Ölbekämpfungssystemen 
und Ölbekämpfungsschiffen. Ein Pilot­
projekt ist das Ölbekämpfungsschiff 
"Mellurn •• das 1984 in Dienst gestellt 
werden soll. Auch dieses Spezialschiff 
wird mit einer Dräger Gaswarnanlage 
Exytron 5010 mit insgesamt 16 Diffu­
sionsmeßköpfen ausgerüstet. Die Meß­
köpfe werden an den kritischen Punkten. 
wie Arbeitsschleusen. Lufteintrittsöff­
nungen für Maschinenraum- und Tank­
belüftung installiert. Die Gaswarnanlage 
dient dazu. bei Ölunfällen frühzeitig 
Alarm auszulösen. wenn beim Einfahren 
in das Gefahrengebiet bzw. beim Absau­
gen des Ladeguts von der Wasseroberflä­
che explosionsfähige Gas-/Luftgemische 
entstehen. Für das Dräger Gasmeß­
system Exytron 5010 liegen die Zulassun­
gen des Germanischen Lloyd und des 

Bureau Veritas vor. Weitere Zulassungen 
für den Einsatz auf Seeschiffen von ande­
ren Klassifikationsgesellschaften sind in 
Vorbereitung. 
Quelle: Drägerwerk 16. Lübeck 1. Pres­
semitteilung 

FERNGELENKTES ROBOTER­
FAHRZEUG DER 2. GENERATION 
Tig Product News 

Dieses ferngelenkte Fahrzeug wurde für 
den Einsatz bei der Polizei. der Armee 
und dem Werkschutz der Atomwerke 
und der Industrie entwickelt. Es eignet 
sich für alle möglichen gefährlichen Ar­
beiten. bei denen Menschenleben ge­
schont werden sollen. wie beispielsweise 
die Bekämpfung von Terroristen. die 
Entschärfung von Sprengkörpern. die 
Untersuchung verdächtiger Fahrzeuge 
auf Sprengstoff. etc. Die Steuerung er­
folgt über 3 Video Kameras auf eine Ent­
fernung bis zu 250 m. 

Walter Henkels 
ADENAUERS GESAMMELTE 
BOSHEITEN 
Eine anekdotische Nachlese 
160 Seiten. geb .• DM 24.-
Econ Verlag GmbH Düsseldorf-Wien 

Das Thema war. seit Walter Henkels sein 
erstes Buch 1965 über Konrad Adenauer 
•... gar nicht so pingelig. m. D. u. H. « 
herausbrachte. unerschöpflich. so schien 
es. und soll insgesamt Millionenauflagen 
erreicht haben. alles in allem. Nicht ge­
nug damit. es geht weiter. und Walter 
Henkels. der Bonner . Hofchronist«. hat 
immer weiter geforscht und entdeckt und 
hat neue Adenauer-Anekdoten gefunden 
- oder erfunden. wer weiß. Jedenfalls 
sind sie so typisch für den "Alten« und so 
ergötzlich. halten zudem Persönlichkei­
ten der Weltpolitik fest. daß diese neue 
• Nachlese« ins Handgepäck für die lange 
Reise oder/und auf die Geschenküste ge­
hören sollte. 

emo 

Dr. Richard Walbrodt 
DIE STÄRKE- UND AUSSTAT­
TUNGSNACHWEISUNGEN IM KA­
TASTROPHENSCHUTZ DER BUN­
DESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
52 Seiten. 10.80 DM. im Selbstverlag des 
Autors 1983. 5483 Bad Neuenahr-Ahr­
weiler. Staufenstr. 11 

Richard Walbrodt. einer der wenigen auf 
dem Gebiet der zivilen Verteidigung und 
speziell des Zivilschutzes Promovierten. 
in seiner Dienststelle. dem Bundesamt 
für Zivilschutz. wohl der einzige. hat 
nach seiner Dissertation : 

»Grundlagen der Planungsprozesse im 
Katastrophenschutz der Bundesrepublik 
Deutschland. - Rechts- und Staatswis­
senschaftliche Fakultät der Universität 
Bonn 1979. besprochen im ZS-Magazin 
Nr. 3/80. S. 20. und mehreren einschlägi­
gen Aufsätzen in Fachzeitschriften" ) eine 
neue Arbeit über den wirtschaftlichen 
Aspekt des Katastrophenschutzes vorge­
legt. 

Bemerkenswert erscheint bei den bisheri­
gen wie der jetzt vorliegenden Arbeit. die 
sich allmählich zu einem Gesamtwerk 
formieren, die von der akademischen 
Ausrichtung des Autors bestimmte und 
insoweit - auf dem Gebiet des Katastro­
phenschutzes neuartige - betriebswirt­
schaftliche Betrachtungsweise eines Betä­
tigungsfeldes der öffentlichen Hand auf 
allen Verwaltungsebenen in Bund. Län­
dern und im Kommunalbereich. das 
nichts einbringt, vielmehr nur Kosten 
verursacht, welche allerdings unabding­
bar sind. Diese Betrachtungsweise rückt 
den Katastrophenschutz in ein neues 
Licht. denn sie hilft. den Blickwinkel der 
planenden und ausführenden Behörden 
zu erweitern. Zahlreiche graphische 
Übersichten erleichtern die Lektüre. Das 
neue Heft kann sozusagen als Allgemei­
ner Teil der . STAN« angesehen und allen 
einschlägig Tätigen empfohlen werden . 

W. Beßlich, AkzV 

*) Öffentliche Regiebetriebe im Kata­
strophenschutz - Ein Diskussions-
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beitrag, 
S. 43 ff. 

Zivilverteidigung I178, 

Rationalisierung im Katastrophen­
schutz, Zivilverteidigung IV / 74, 
S.67f. 
Leistungsorientierte Personalwirt­
schaft im Katastrophenschutz, Zivil­
verteidigung III/ 74, S. 44ff. 
PPBS - Anwendungsmöglichkeiten 
des Planning-, Programming-, Bud­
geting-Systems im Katastrophen­
schutz, Zivilverteidigung II/ 74, 
S.26ff. 
Netzplantechnik - Projektplanung 
und -durchführung mit Hilfe von 
Netzplanverfahren, Zivilverteidigung 
1174, S. 43 ff. 
Die Nutzen/ Kosten-Analyse im Ka­
tastrophenschutz, Zivilverteidigung 
IV /73, S. 67 ff. 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchuttgen in 
den Zentralwerkstätten des Katastro­
phenschutzes, Zivilverteidigung H/ 
73, S. 33 ff. 
MateriaLhaltung im Katastrophen­
schutz - Die herausragende Bedeu­
tung der Zentralwerkstätten, ZS-Ma­
gazin 7-8/ 79, S. 23 f. 

Konrad Lorenz 
DER ABBAU DES MENSCHLICHEN 
Piper Verlag München 
294 Seiten, geb., DM 36,-

. Zur Zeit sind die Zukunftsaussichten 
der Menschheit außerordentlich trübe. 
Sehr wahrscheinlich wird sie durch Kern­
waffen schnell, aber durchaus nicht 
schmerzlos Selbstmord begehen .« Im 
Vorwort zu seinem neuen Werk stellt 
Konrad Lorenz, der bedeutende Natur­
und Verhaltensforscher, diese Zukunfts­
prognose auf und fügt hinzu: . Auch 
wenn das nicht geschieht, droht ihr ein 
langsamer Tod durch die Vergiftung und 
sonstige Vernichtung der Umwelt, in der 
und von der sie lebt. Selbst wenn sie 
ihrem blinden und unglaublich dummen 
Tun Einhalt gebieten sollte, droht ihr ein 
allmählicher Abbau aller Eigenschaften 
und Leistungen, die ihr Menschentum 
ausmachen. « Es sei der Mensch selbst, 

der die Verantwortung dafür trage, ob 
die Evolution des organischen Lebens 
»nach oben « oder . nach unten« gehe, 
niemand wisse, ob die stammesgeschicht­
liche EntwickJung des Menschen über­
haupt noch aufwärts führen werde, gibt 
Lorenz zu bedenken und zeigt auf, daß 
der Irrglaube an den sogenannten Fort­
schritt dazu führt, alles, was irgendwie 
machbar ist, auch zu machen . So erschei­
ne es dem Menschen von heute unbe­
greiflich, daß es im Weltgeschehen, ir'n 
Universum, Vorgänge gibt, bei denen das 
Sinnlose überwiegt. Aus Furcht davor 
entspringe der Denkzwang, in allem, was 
geschieht, einen verborgenen Sinn zu 
vermuten. Dabei weise die Stammesge­
schichte der Menschheit Ungeplantheiten 
auf, die bewiesen, daß ein Organismus 
niemals einem Gebäude gleiche, das von 
einem menschlichen Intellekt voraus­
schauend geplant worden sei und in dem 
alle Teile vorausschauend entworfen 
worden seien . Lorenz betont, daß von 
der Einsicht des Menschen in die Wir­
kungsgefüge der Natur die Zukunft der 
Menschen abhängen wird. Er wendet 
sich besonders an die junge Generation 
und verlangt eine Neuorientierung auf 
universelle menschliche Werte. Wenn 
junge Menschen die »großartige Mannig­
faltigkeit der organischen Schöpfung« er­
fahren und erkennen wollten, sollten sie 
sich mit Tier- und Pflanzen gruppen ver­
traut machen. Außer der Wahrnehmung 
von Schönheit und Harmonie führe der 
Umgang mit Lebewesen zum Erwecken 
von Mitgefühl zu den Mitlebewesen und 
der Empfindung von Liebe. Diese Emp­
findungen und Eigenschaften, die den 
Menschen ausmachten, drohten der 
Menschheit abhandenzukommen. Dies 
aber dürfe nicht geschehen. Ein Werk 
von Konrad Lorenz, das einem Ver­
mächtnis gleicht. 

emo 

DIE ALTERNATIVE IM AUTO 
Mit dem Gurt-Trenner keine Gurt-Löse­
schwierigkeiten 

Manche Autofahrer haben Angst, daß sie 
sich in einem brennenden Auto oder nach 
einem Überschlag nicht aus ihrem Sicher­
heitsgurt befreien können. Daß diese 
Angst nicht unberechtigt ist, ergab eine 
Auswertung von Verkehrsunfällen des 
Instituts für Fahrzeugtechnik der Techni­
schen Universität Berlin. Insgesamt wer­
tete das Institut 443 Verkehrsunfälle mit 
692 angegurteten Frontinsassen aus. Von 
vier hatten drei den Automatikgurt be­
nutzt. Exakt 9,4 Prozent aller Gurtträger 
hatten nach dem Unfall Schwierigkeiten, 
den Gurt zu lösen. In mehr als der Hälfte 
dieser Fälle waren die Insassen wegen 

ihrer Bewußtseinslage oder wegen ihrer 
schweren Verletzungen nicht in der Lage, 
das Gunschloß zu öffnen . Von den fünf 
Fahrzeugen, die Feuer gefangen hatten, 
brannten vier völlig aus. Ein Insasse 
konnte sich selbst befreien, bei weiteren 
sechs war eine Selbstbefreiung aufgrund 
der erheblichen Verletzungen nicht mehr 
möglich. Bei 34 Fahrzeugen, die sich 
überschlagen hatten, war in sieben Fällen 
keine Selbstbefreiung möglich: Hier hatte 
es zwar keine erheblichen Verletzungen 
gegeben, aber die Fahrer und Beifahrer 
standen unter Unfallschock mit Verwir­
rungszustand . 

Jetzt gibt es ein Gurt-Messer für solche 
Fälle. Es kann gut sichtbar am Armatu­
renbrett angebracht werden und ist so 
immer in Reichweite. Im Bedarfsfalle 
wird der Gurt in Sekundenschnelle 
durchschnitten. Ein Vorschneider im 
Messer garantiert auch die Schneidfähig­
keit bei nicht straffem Gurt. 

Bezugsquelle: Versandhaus des Deut­
schen Feuerwehrverbandes GmbH, 
Postfach 240125, 5300 Bonn. 

NEUARTIGE BOMBENSCHUTZ­
DECKE 
Tig Product News 

In vielen Ländern kommt es täglich zu 
Bombenanschlägen. Terroristen legen 
Bomben in öffentlichen Gebäuden, Flug­
häfen, Versicherungen, Banken, Kauf­
häusern, etc. 

Wenn dort ein verdächtiger Gegenstand 
entdeckt wird, dann soll er sofort mit 
dieser Bombenschutzdecke überdeckt 
werden. Anschließend wird der Experte 
der Polizei gerufen. 

Diese Bombenschutzdecke bietet einen 
guten Schutz gegen seitlich abgehende 
Splitter sowie gegen die Druckwelle und 
soll auch den Ausbruch eines Feuers ver­
hindern. 

GARANT Sicherheitstechnik GmbH 
7893 J estetten 



Umweltschutz fordert seinen Preis 
BRAUNKOHLE­
ENTSCHWEFELUNG MIT 
MILLIARDEN-AUFWAND 

Am 1. Juli dieses Jahres trat die Groß­
feuerungsanlagenverordnung (kurz: 
GFA VO) in Kraft. Sie brachte erhebliche 
Verschärfungen der bisherigen Umwelt­
schutzauflagen und stellt vor allem 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
vor große Aufgaben. Insbesondere die 
Rauchgasentschwefelung der Kraftwerke 
fordert sowohl einen hohen finanziellen 
als auch technischen Aufwand. 

Die Elektrizitätswirtschaft ist derzeit be­
müht, Strategien zu entwickeln, wie die 
Anforderungen der GFA VO am schnell­
sten und kostengünstigsten erfüllt wer­
den können. Bei Steinkohlenkraftwerken 
scheint dies mit den vorhandenen Naß­
entschwefelungstechniken relativ unpro­
blematisch zu sein. Bei Braunkohlen­
kraftwerken sieht es anders aus. 

Bislang gibt es noch kein großtechnisch 
erprobtes Verfahren, das die Entschwe­
felung der Braunkohlenkraftwerke ent­
sprechend den Auflagen der GFA VO ge­
währleisten könnte. Dies liegt vor allem 
daran, daß die Braunkohle im Vergleich 
Zur Steinkohle spezifische Eigenschaften 
besitzt, die ihre Entschwefelung mit nas­
sen Entschwefelungsverfahren erschwe­
ren. Die Braunkohle weist lagerstätten­
bedingt stark schwankende Schwefelge­
halte auf, die kurzfristig zwischen 0,1 
und mehr als ein Gewichtsprozent variie­
ren können. Zudem hat sie einen verhält­
nismäßig hohen Ballastanteil (Wasser, 
Asche) und kann deshalb - im Gegensatz 
zur Steinkohle - nur bei niedrigen Feuer­
raumtemperaturen verbrannt werden. 

Von daher bot es sich an, ein spezielles 
Braunkohleentschwefelungsverfahren zu 
entwickeln. Bereits Anfang der 70er Jah­
re begann das Rheinisch-Westfälische 
Elektrizitätswerk (RWE) mit der Ent­
wicklung des sogenannten Trocken-Ad­
ditiv-Verfahrens (TA V). 

Doch dieses Verfahren genügt mittler­
weile nicht mehr den verschärften Anfor­
deruugen, die in letzter Minute durch 
den Bundesrat in die GFA VO geschrie­
ben worden sind. 

Als das TA V entwickelt wurde, waren 
Grenzwerte von 850 mg Schwefeldioxid 
(S02) je Kubikmeter Rauchgas im Ge­
spräch. Die Umweltministerkonferenz 
sprach sich 1981 für 650 mg/rn) aus. Der 
Bundesrat bestand dann auf 400 mg/ rn) 
S02-Grenzwert und zog auch noch die 
Zeitgrenze enger. Während zunächst die 
Jahresmittelwerte für die Einhaltung der 
Grenzwerte herangezogen werden soll-

ten, sind nunmehr Halbstundenmittel­
werte dafür maßgeblich. 

Um den langfristigen Betrieb der für die 
kostengünstige Stromerzeugung unerläß­
lichen Braunkohlenkraftwerke auch ohne 
Ausnahmeregelungen zu sichern, wird 
zur Zeit geprüft, inwieweit modifizier­
te Naßentschwefelungstechniken zur 
Braunkohleentschwefelung einsetzbar 
sind . Schon heute gilt als sicher, daß bei 
Kraftwerksneubauten nur eine Naßent­
schwefelung in Frage kommt. Für die 
geplanten Ersatzanlagen im rheinischen 
Braunkohlenrevier soll der Baubeschluß 
so schnell wie möglich gefaßt werden. 
Dies setzt jedoch voraus, daß die mit 
einer nassen Rauchgasentschwefelung für 
die Braunkohle verbundenen Probleme 
hinsichtlich der Verfahrenstechnik und 
der Genehmigungsfähigkeit geklärt sind . 

An diesem Beispiel der Braunkohleent­
schwefelung wird deutlich, mit welch' 
hohem technischen und finanziellen Auf­
wand die Elektrizitätswirtschaft den ge­
setzlichen Auflagen zum Schutz unserer 
Umwelt nachkommt. Die Entwicklung 
des TA V, das letztlich von der GFA VO 
ins Abseits gedrängt wurde, hat Millio­
nen verschlungen, und die jetzt in Aus­
sicht genommene Naßentschwefelung 
der Braunkohlenkraftwerke wird nach 
ersten Schätzungen mehrere Milliarden 
DM kosten. 
Quelle: »Sachverhalte. 
Informationszentrale der Elektrizitäts­
wirtschaft e. V., Bonn 

FUNKANLAGEN 

Das Angebot an Funkanlagen umfaßt 
transportable 8-GHz-Mikrowellen ­
Funkstationen für FDM- und TDM-Be­
trieb sowie VHF- und UHF-Sender­
Empfänger mit integrierter Sprachver­
schlüsselung. 
Im Antennenbereich liefert BBC Mikro­
wellenantennen und transportable, hoch­
schiebbare Leicht-Antennenmaste. 
Codeeingabe in ein tragbares automati­
sches Sprachverschlüsselungsgerät Veri­
crypt 1300. 
Brown, Boveri & Cie. Aktiengesellschaft 

6800 Mannheim 1 

ABHÖRSICHERE 
VERSCH LÜSSELUNGSSYSTEM E 

Dieses Angebot umfaßt im Hochsicher­
heitsbereich schrnalbandige Sprachver­
schlüsselungsgeräte für VHF- und HF­
Einseitenband-Funkgeräte sowie für Te­
lefon- und Richtfunknetze. Für VHF­
Funknetze stehen hochsichere digitale 
Sprach- und Datenverschlüsselungsgeräte 
zur Verfügung. 

Im Höchstsicherheitsbereich zeigt BBC 
schmalbandige Sprach- und Datenver­
schlüsselungsgeräte sowie Bündelver­
schlüsselgeräte für digitale Richtfunk­
strecken bis 2048 kbits/ s. 

Feuer/Notfall: Feuerwehrruf 112 
SCHNELLE HILFE IM NOTFALL: 
54 zentrale Leitstellen für Nordrhein­
Westfalen 

Das Innenministerium teilt mit: 

Jeder Kreis und jede kreisfreie Stadt des 
Landes Nordrhein-Westfalen wird künf­
tig über eine gemeinsame Leistelle für die 
Feuerwehren, den Rettungsdienst und 
den Katastrophenschutz verfügen . Bei 
31 Kreisen und 23 kreisfreien Städten in 
Nordrhein-Westfalen ergibt das insge­
samt 54 zentrale Leitstellen. Bis Ende 
dieses Jahres werden davon 48 in Betrieb 
sein. Eine LeitsteIle wird 1984, die fünf 
letzten werden voraussichtlich 1985 in 
Betrieb gehen. Der Feuerwehrruf 112 
wird dann in Nordrhein-Westfalen außer 
von den Leitstellen nur noch von den 
ständig besetzten Feuerwachen entgegen­
genommen, die über hauptamtliches, 
feuerwehrtechnisch ausgebildetes Ein­
satzpersonal von mindestens drei Mann 
je Schicht verfügen . 

Bereits im Jahre 1975 hatte das Land 
Nordrhein-Westfalen gefordert, die ge­
setzlich vorgeschriebenen LeitsteIlen für 
die Bereiche Feuerwehr, Rettungsdienst 
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Daten zum Zivilschutz 

führung der »Meldewege. innerhalb 
eines Kreises auf eine zentrale Stelle ge­
schaltet werden. 

Die Zentralisierung der Stellen, die Not­
rufe entgegennehmen, gewährleistet trotz 
erheblicher Personaleinsparungen eine 
bessere Alarmierung der Einsatzkräfte 
sowie eine höhere Auslastung des für die 
Bereiche Feuerschutz, Katastrophen­
schutz und Rettungsdienst besonders 
ausgebildeten Leitstellenpersonals. Dar­
über hinaus besteht nach dem Leitstellen­
programm, das generell eine großräumige 
Einsatzführung sicherstellt, die Möglich­
keit, daß der jeweilige Einsatzleiter - falls 
erforderlich - vor Ort durch besondere 
zentrale Einsatzhilfen unterstützt werden 
kann. 

Einzelplan 36 (Zivile Verteidigung) des Bundeshaushalts 

ZV-Bereich des 
Bundesministers des Innern 

Örtliche Einrichtungen 
des Warndienstes 
Warndienst 
Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 
Technisches Hilfswerk 
Schutzbaumaßnahmen 
Maßnahmen zum Schutz 
der Gesundheit 
Schutz von Kulturgut 
Katastrophenschutzschule 
des Bundes 
Wasserwi rtschaftliche 
Vorsorgemaßnahmen 
Sonstiges im Bereich BMI/BZS 
Akademie für zivile Verteidigung 
Bundesverband für den Selbstschutz 

Zwischensumme 
ZV-Bereiche anderer Ressorts 

Zivile Verteidigung insgesamt 
Davon Zivilschutz 

und Katastrophenschutz in jeweils einer 
gemeinsamen Leitstelle zusammenzu­
fassen. 

Nachdem die genannten drei Aufgaben­
bereiche bereits seit einigen Jahren einen 
hervorragenden technischen Ausstat­
tungsstand und ein hohes Ausbildungs­
niveau haben, kam es in der Folgezeit im 
Interesse der Bürger unseres Landes dar­
auf an, die Zeitspanne vom Notruf bis 
zum Eintreffen der Hilfe bei Feuer, Un­
fall oder Notfall durch Verbesserung der 
»Meldewege« herabzusetzen. Die bun­
deseinheitliche Kurzrufnummer 112 
.Feuer-Notfall. sollte durch Zusammen-

Haushalt t 983 

Mio.DM % 

25,7 3,23 
66,6 8,36 

252,6 31,71 
36,5 4,58 
97,8 12,28 

43,2 5,42 
3,7 0,47 

4,7 0,59 

5,1 0,64 
101 ,4 12,73 

1,8 0,23 
57,3 7,19 

696,4 87,43 
100,1 12,57 

796,5 100,00 
682,6 85,70 

Planung 1984 
(Stand 31.10.83) 

Mio.DM % 

25,7 3,18 
66,1 8,18 

257,5 31,85 
37,6 4,65 
99,1 12,26 

44,1 5,46 
3,7 0,46 

5,2 0,64 

5,6 0,69 
102,1 12,63 

1,7 0,21 
59,0 7,30 

707,4 87,51 
101,0 12,49 

808,4 100,00 
693,0 85,72 

Die erheblichen finanziellen Aufwendun­
gen des Landes zur Verbesserung der 
Meldewege und der Alarmierungsmög­
lichkeiten der Feuerwehren, des Ret­
tungsdienstes und des Katastrophen­
schutzes sind voll gerechtfertigt. Innen­
minister Dr. Herbert Schnoor: "Mit der 
Verkürzung der Zeitspanne vom Notruf 
bis zum Eintreffen der Feuerwehren und 
des Rettungsdienstes am Einsatz- oder 
Notfallort können wir wesentlich dazu 
beitragen, sowohl die Zahl der Todesfälle 
wie auch Folgeschäden bei Bränden und 
Verletzungen zu vermindern.« 

Rainer Flöhl (Hrsg.) 
SPITZENFORSCHUNG IN 
DEUTSCHLAND 
Natur und Wissenschaft: eine Bilanz 
304 Seiten, Fotos und Skizzen, DM 38,-­
Deutsche Verlagsanstalt GmbH Stuttgart 

Es wird beklagt, daß die deutsche Spit­
zenforschung abgesunken sei, daß sie in­
ternational nicht mehr mithalten kÖnne, 
daß sie den Anschluß weltweit schon ver­
loren habe ; es ließe sich solche Feststel­
lung nicht mit dem durch den Zweiten 
Weltkrieg verursachten Rückstand allein 
mehr erklären und so fort . 

Ganz so schlimm, wie dieser Rückstand 
allenthalben dargestellt wird, ist er aber 
nicht. Im hier vorliegenden Werk hat es 
sich der Herausgeber zur Aufgabe ge­
macht, einen repräsentativen Querschnitt 
der Forschung darzustellen . Gleichzeitig 
soll von der Notwendigkeit überzeugt 
werden, daß eine gezielte Förderung wis­
senschaftlicher Eliten notwendig ist, um 
den weltweiten Anschluß wieder zu er­
halten oder zu halten. 

Der Band ist eine Zusammenstellung der 
gleichnamigen, seit 25 Jahren erscheinen­
den Serie in der FRANKFURTER ALL­
GEMEINEN ZEITUNG, von namhaf­
ten Journalisten geschrieben. Er umfaßt 
ein breites Spektrum von den Elementar­
teilchen bis zu den Galaxien, von den 
Genen bis zu den Ökosystemen und de­
monstriert in seinen 50 Kapiteln die Be­
deutung ungewöhnlicher Leistungen für 
die wissenschaftliche Entwicklung. 

In auch dem Laien verständlicher Spra­
che, unterstützt durch Bildmaterial und 
Skizzen, gelingt es den Autoren: Rainer 
Flöhl, Hans Zettler, Günter Paul, Rein­
hard Wandtner, Jochen Aumiller, Anne­
lies Furtmayr-Schuh, Barbara Hobom, 
Gisela Rietbrock, Kurt Rudzinski, Ha­
raid Steinert, davon zu überzeugen, daß 
unsere Spitzenforschung doch besser ist 
als ihr Ruf. 

JEDEM SEIN 
SCHUTZPLATZBILLETT 

emo 

Das Kantonale Amt für Zivilschutz Zü­
rich hat für kleine und mittelgroße Ge­
meinden eine interessante Organisations­
form der Zuweisungsplanung geschaffen: 
das Ticketsystem. Im Zentrum steht -
wie der Name sagt - eine Eintrittskarte 
ein sogenanntes Ticket, das dem Inhabe; 
?as .Anrecht ~uf einen freien Schutzplatz 
m emem bestimmten Schutzraum gibt. 
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